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29. Jahrgang

Die wirtschaftliche 
und politische Bedeutung 
des Tanasees
Von Prof. Dr. R. HENNIG, Düsseldorf

Mit der Eroberung Abessiniens durch die Italiener 
beginnt politisch wie wirtschaftlich eine ganz neue 
Epoche in der Geschichte des schwarzen Erdteils. 
Die „afrikanische Schweiz“ , die vorher in ihrer 
weit über 2000jährigen Geschichte allen Eroberungs­
versuchen hatte trotzen können, die aber gerade 
wegen ihrer Abgeschlossenheit von der übrigen W eit 
kulturell, wirtschaftlich und sozial auch arg rück­
ständig geblieben war und vielfach noch feudal- 
mittelalterliche Zustände aufwies, soll nunmehr vom 
italienischen Eroberer mit allen Fortschritten der 
modernen K ultur, W irtschaft und Technik er­
schlossen werden. Daraus ergibt sich eine Fülle von 
ganz neuartigen Ausblicken, wie allein schon daraus 
hervorgeht, daß das bisher der wichtigsten industri­
ellen Rohstoffe: Kohle, Eisen und Erdöl so gut wie 
völlig entbehrende Italien nunmehr diese W irt­
schaftswerte in Abessinien anscheinend reichlich und. 
in guter Beschaffenheit besitzen wird.

Unstreitig der interessanteste Teil des von Italien 
eroberten Landes ist politisch der vielgenannte und 
doch bisher in fast gänzlicher Abgeschlossenheit 
dahindämmernde, riesige T a n a s e e ,  der politisch 
schon seit Jahrzehnten ein umstrittenes und viel- 
begehrtes Objekt ist, der aber erst je tzt mit einem 
Schlage voll heraustritt aufs K am pffeld  der poli­
tischen Gegensätze. Wie der Eroberer Italien und 
das von jeher mit Recht auf den Tanasee besonders 
begierige England sich politisch über die Z ukunft 
des Gewässers und seine Ausnutzung einigen werden, 
ist zur Stunde noch ungewiß. Nur das e i n e  steht 
fest, daß fü r  England das eigentliche Spiel um den 
Tanasee eben je tz t erst beginnt, und daß die Lon­
doner Diplomatie aller Voraussicht nach nicht ruhen 
und rasten wird, bis der jungfräuliche See irgend­
wie von England maßgeblich kontrolliert, wenn mög­
lich beherrscht wird. Die nachstehenden A usfüh­
rungen werden zeigen, daß eine solche Haltung Eng­
lands gar nicht so sehr vom freien Willen Englands 
abhängt, sondern daß em unerbittlicher geopolitischer 
Zwang England nötigen wird, die Verfügung zu­
mindest über den unendlich wichtigen Ilochgebirgs- 
see dem Sieger Italien abspenstig zu machen.

Der Tanasee ist ein mächtiges Gewässer, etwa sechsmal 
so groß wie unser Bodensee, wenn auch nicht sechsmal 
so wasserreich. Sein Wasserspiegel liegt volle 1755 m 
über dem Meere; die Oberfläche wird wechselnd mit 
3060 und mit 3630 km- angegeben; die Tiefenverhält- 
nisse sind noch mangelhaft erforscht, so daß nicht mehr 
gesagt werden kann, als daß bisher 75 m Tiefe ermittelt 
worden sind. In dem See sammelt sich die große Mehr­
zahl der W asserabflüsse des westlichen Abessinien, die in 
der allsom m erliehen Regenzeit dem See gewaltige Feuch- 
tio-keitsmengen zuführen. Der einzige Ausfluß des Sees 
befindet sich im Süden und bildet den Quellauf des 
B lauen Nils, der in einer gewaltigen Schleife erst Abessi­

nien durchfließt und sich dann dem Sudan zuwendet, wo 
er sich bei Khartum  mit dem zweiten noch mächtigeren 
Nil-Oberlauf, dem W eißen Nil, vereinigt.

Englands Interesse am Blauen Nil
Obwohl der Weiße Nil die Hauptwassermassen dem Sudan 
sowie Ägypten zuführt, ist der Blaue Nil volkswirtschaft­
lich ungleich wichtiger, da er es vor allem ist, der den 
segensreichen N i 1 s c h 1 a m m herbeischafft, auf dem letzt­
lich alles landwirtschaftliche Gedeihen der vom Nil durch­
flossenen Wüstengebiete beruht. Der Abfluß des Tana­
sees durchbricht erst einen großen Sperriegel alter er­
starrter Lavaströme und nagt ständig an diesem Gestein, 
in das er sich auf weite Erstreckung tief eingefressen hat. 
Eben dieses alte Lavagestein aber liefert den köstlichen 
Schlamm, auf dem die hohe Fruchtbarkeit der Uferlände- 
reien Ägyptens und des Sudans beruht. Im Durch- 
schnitt entströmen dem Tanasee in jeder Sekunde 109 m:! 
Wasser, mit starken jahreszeitlichen Schwankungen.

Eifersüchtig hat England schon seit Jahrzehnten darüber 
gewacht, daß an den natürlichen Abflußverhältnissen des 
Tanasees durch keine künstlichen Eingriffe etwas ohne 
seinen Willen geändert wird. An sich wäre es mit nicht 
übermäßiger Mühe möglich, durch technische Maßnahmen 
die heutigen Verhältnisse weitgehend umzugestalten. Die 
unmittelbare Umgebung des Tanasees liegt bislang über­
wiegend ziemlich trostlos da, da ihre Bewässerung unge­
nügend ist. Mehrfach ist der Plan erwogen worden, durch 
Schaffung einer Stauanlage diese Ländereien der K ultur 
zu gewinnen und insbesondere Baumwollzüehtung im gro­
ßen daselbst zu treiben, wozu das Klima sonst ausgezeich­
net geeignet ist. Nachdem vor einigen Jahren vorübergehend 
amerikanische Unternehmer solche Pläne gehegt - hatten, 
deren Verwirklichung dann freilich durch die W eltwirt­
schaftskrise unterbunden wurde, haben in den letzten 
Jahren vornehmlich japanische Baumwollinteressenten ihr 
Augenmerk au f den Tanasee geworfen. Es war zu einem 
Freundschaftsvertrag' zwischen Abessinien und Japan  ge­
kommen. das durch Herstellung verwandtschaftlicher Be­
ziehungen zwischen den beiden Herrscherhäusern noch ge­
festigt werden sollte, wozu es allerdings nicht mehr go  ̂
kommen ist. Unter anderem war in Aussicht genommen, 
daß 100 000 japanische Bauernfamilien zwecks Erzeu­
gung von Baumwolle in Abessinien angesiedelt werden 
sollten. Japan  hätte dabei zwei Fliegen mit einer Klappe 
geschlagen: es hätte seinen starken Bevölkerungsüber­
schuß um einige Hunderttausend Köpfe in sehr will­
kommener Weise entlastet, und es hätte gleichzeitig 
„japanische Baumwolle“ in großen Mengen hervorgebraeht, 
die seine Textilindustrie höchst erfreulich vom Wohl­
wollen des Auslandes unabhängig gemacht hätte. Bevor 
freilich Japan  an die Verwirklichung dieser großzügigen 
Siedlungspolitik herangehen konnte, brach der italienisch- 
abessinisehe Krieg aus, und Italien als nunmehriger Be­
sitzer Abessiniens wird schwerlich die Hand dazu bieten
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wollen, daß die japanischen Pläne und Hoffnungen in 
Erfüllung gehen. Es wird die Fruchtbarkeit des Landes 
mehr für italienische als fü r japanische Interessen nutz­
bar zu machen suchen, und es ist daher wohl zü vermuten, 
daß neben Abessinien, England und dem Völkerbund auch 
Japan  bis zu einem gewissen Grade zu den Verlierern 
zählt, die zu den Kosten des italienischen Feldzugs bei­
tragen müssen.

Aus der Ferne nicht sicher zu übersehen ist, ob die An­
gaben zutreffen, wonach die dem Tanasee entströmenden 
Wassermengen mit verhältnism äßig geringem Geld- und 
Zeitaufwand dazu gebracht werden können, nach Durch­
tunnelung eines vorgelagerten Berges ostwärts in der 
Richtung des Roten Meeres abzuströmen, bei dieser Ge­
legenheit die bisherige Danakil-W üste zu durchströmen 
und in ansehnlichem Umfang der Kultivierung zugäng­
lich zu machen. Sollte dies stimmen, so müßte allerdings 
fü r die neuen H erren des Landes ein starker Anreiz ge­
geben sein, das segensreiche Naß des Tanasees nicht un­
genutzt in den benachbarten Sudan abströmen zu lassen, 
sondern es zur tunlichen Hebung Abessiniens selber zu 
verwenden.

Der Tanasee als Vertragsobjekt
England hegte schon seit Jahrzehnten die Befürchtung, 
daß der Negus seine Hoheitsrechte am Tanasee ausnutzen 
würde, um den W asserabfluß seinem Lande zuzuführen 
und seiner natürlichen Bestimmung, zur Bewässerung des 
sonst fast wasserlosen Sudan zu dienen, zu entziehen. 
Infolgedessen hat England, da es nicht politisch die 
H and auf den Tanasee legen konnte, schon seit der 
Jahrhundertwende durch klug erdachte Verträge sieh das 
alleinige Verfügungsreeht über das W asser des Seeab­
flusses gesichert. In  einem von Kaiser Menelik gebilligten 
Abkommen, das England, Frankreich und Italien am 
13. Dezember 1906 miteinander schlossen, wurde das west­
liche Abessinien bis zum Tanasee als englische Interessen­
sphäre anerkannt, und Abessinien verpflichtete sich, ohne 
Englands Genehmigung keine Verfügungen über den 
W asserabfluß des Sees zu treffen. Da Italien als Garant 
dieser Bestimmung mitunterzeichnete, ist auch der sieg­
reiche Eroberer Italien jetzt an diese Vereinbarung bis zu 
einem gewissen Grade gebunden, und in der Tat hat ja 
Mussolini, als er am Tanasee F uß  faßte, der englischen 
Regierung ausdrücklich versichern lassen, Englands Son­
derrechte am Tanasee und seinem Ausfluß sollten auch in 
Zukunft anerkannt bleiben, und er hat letzthin diese Zu- 
sieherung noch mehrfach erneuert.

Dennoch vermag man sich schwer vorzustellen, daß diese 
Garantie den Engländern auf die Dauer genügen wird. 
In  friedlichen Zeiten mag ihren Wünschen damit vorläufig 
gedient sein, wenngleich man sieh nicht recht denken kann, 
daß1 Italien auf die Dauer alle die vielen kulturellen Mög­
lichkeiten, die sich in der Umgebung des Tanasees bieten, 
ungenützt lassen wird, nur um den Engländern nicht wehe 
zu tun. Wenn aber einmal ein kriegerischer Zusammen­
stoß zwischen England und Italien erfolgen sollte, was 
nach den E rfahrungen des letzten Jahres und im Hinblick 
auf den wachsenden italienischen Imperialismus leider 
nicht als ausgeschlossen bezeichnet werden kann, so wird 
Italien selbstverständlich seine jetzigen Garantien als er­
loschen ansehen, und es würde dann den Tanasee und 
seinen Abfluß als ein höchst gefährliches Druckmittel 
benutzen, um den englischen Feind in einer äußerst 
schmerzlich fühlbaren Weise zu schädigen. Das ganze Ge­

deihen oder Nichtgedeihen des Großteils der britischen 
W irtschaft im Sudan würde dann sozusagen von der 
Gnade und Ungnade Italiens abhängen, das die H and am 
Hebel der W asserversorgung des Sudan hat. Es ist in 
der Tat gänzlich unvorstellbar, daß das stolze Albion sich 
auf die Dauer mit einer so überaus gefährlichen Lage 
geduldig abzufinden vermag. So mag in der Tat gerade 
der Tanasee noch eine geopol'itische Reibungsfläche recht 
bedrohlicher A rt werden, und je weiter die W irtschafts­
erschließung des Sudans fortschreitet, um so unerträg­
licher muß für England der Gedanke sein, daß Italien 
jederzeit eine K atastrophe ersten Ranges über das auf- 
blühende Land zu verhängen vermag.

Die Baumwollkultur im Sudan 
und der Tanasee
England begann kurz vor dem W eltkrieg den Anbau­
möglichkeiten fü r Baumwolle, die sich in der „Gezireh“ 
(Insel), dem Lande zwischen dem W eißen und Blauen Nil 
südlich von Khartum , darboten, sein Augenmerk zuzu­
wenden. Im  Bestreben, die Abhängigkeit von der ameri­
kanischen Baumwollversoi'gung möglichst abzuschütteln, 
erkannte man, daß die bis dahin so gut wie wertlose, da 
wüstenartige Gezireh geeignet sei, eines der schönsten 
Baumwollparadiese der Erde zu werden, sobald die Frage 
gelöst wurde, wie man dem Boden die h ierfür nötigen 
Wassermengen zuführen könne. Das Gebiet ist nahezu 
regenlos. D afür aber führten die aus den tropischen 
Regengebieten bzw. vom abessinisehen Hochland kommen­
den beiden Nile ständig gewaltige W asserfluten an den 
Rändern der Gezireh zu Tale. H ier konnte und mußte 
die moderne Technik der N atur zu H ilfe kommen. 1912, 
als die britische W irtschaftspolitik in der Gezireh ihren 
Anfang nahm, konnten daselbst nu r 2000 acres sich einer 
ausreichenden Bewässerung erfreuen. Es gab aber 
schätzungsweise 5 Mill. acres Boden, die fü r Baumwoll- 
gewinnung nutzbar zu machen waren. Somit war es ein 
bedeutendes Ereignis, als der britische Premierminister 
1912 der „British Cotton-Growing Association“ mitteilte, 
die Regierung beabsichtige, eine Summe von 3 Mill. £ 
zur Förderung des Baumwollbaues im Sudan aufzuwen­
den, und es solle im Blauen Nil bei Sennar ein großes 
Stauwerk errichtet werden, mit dessen Plilfe der Boden 
der wüsten Gezireh bewässert werden würde.

Dieser P lan ist denn auch verwirklicht worden. Da die 
Schaffung des gewaltigen Staudamms von Assuan sowie 
des ersten mesopotamischen Stauwerks am Hindije-Arm 
des Euphrats (Einweihung 18. Dezember 1913), das 
gleichfalls fü r Gewinnung von Baumwolland angelegt 
worden war, umfangreiche E rfahrungen ermöglicht hatte, 
ist das Stauwerk von Sennar programmgemäß geschaffen 
worden und hat in der Tat den H auptanteil gehabt an der 
aufblühenden Baumwollerzeugung des anglo-ägyptisehen 
Sudan, die 1928 rd. 27 000 t Rohmaterial lieferte. Um 
auch vom W eißen Nil her die Baumwollgewinnung zu för­
dern, der freilich nicht den fruchtbaren Schlamm enthält 
wie der Blaue, ist auch dort ein kleineres Stauwerk ge­
schaffen worden, von dem aus umfangreiche Ländereien be­
wässert werden.

Offiziell heißt der bei Sennar errichtete Staudamm „Mak- 
war-Staudamm“ , nach einem kleinen Ort im Süden von 
Sennar, etwa 270 km strom aufwärts von Khartum . 191.2 
begann der Bau, 1925 wurde er in aller Stille beendet. 
E r hat eine Länge von nicht weniger als 2816 m und 
staut den Blauen Nil in einer Länge von 80 km bis nach
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Singa zu einem bis 3,5 km breiten See auf. Der W asser­
inhalt beträgt 500 Mill. m3, also noch nicht ein Sechstel 
des Stausees von Assuan; die größte Tiefe beträgt 30 m. 
Seit dem 21. Januar 1926 ist der Stausee im Betrieb. 
Die W irtschaftlichkeit leidet etwas unter der ungewöhn­
lich starken Verdunstung, der das Wasser des Sees und 
der zahllosen Verteilungskanäle infolge der gewaltigen 
Hitze der Wüstensonne ausgesetzt ist. Vorteilhaft aber 
ist es, daß zur Zeit der größten Hitze, wenn die Ver­
dunstung am stärksten ist, die Baumwollpflanze des 
Wassers nicht mehr bedarf. Sie gedeiht im Sudan be­
zeichnenderweise am besten in den kühleren W intermona­
ten. Mit H ilfe des Makwar-Staudamms sind allmählich 
gewaltige Flächen der Kultivierung erschlossen worden. 
Insgesamt kommen 1,3 bis 1,4 Mill. ha in Frage; der 
größte Teil davon wird mit Baumwolle bepflanzt.
Vor zehn Jahren gewannen die Engländer aus dem Sudan 
erst 46 000 Ballen Baumwolle (zu je 400 lbs.). Die Zahl 
steigt von Jah r zu Jahr, und man hofft, schließlich die 
Gewinnung bis auf 1,5 Mill. Ballen steigern zu können. 
Wichtiger vielleicht noch als die wirtschaftliche Seite der 
großen Stauseen von Sennar und Assuan ist aber ihre 
politische Bedeutung. England hält mit diesen Seen 
gewissermaßen die H and an der Gurgel des ägyptischen 
Wohlstandes. Einem ungebärdigen oder gar aufstän­
dischen Ägypten gegenüber kann England jederzeit durch 
entsprechendes Stoppen des Wasserabflusses die K an­
dare anlegen und ihm somit seinen Willen aufzwingen, 
denn alles landwirtschaftliche Gedeihen in Ägypten ist, 
wie schon Herodot erkannt hat, „ein Geschenk des Nils“ . 
Unstreitig ist es nun eigenartig, daß England fürchten 
muß, eines Tages könne ihm selbst gegenüber dasselbe 
Druckmittel wirksam angewandt werden, das es sieh gegen­
über Ägypten erdacht hat. Eine Sperrung oder gar Ab­
leitung des Tanasee-Ausflusses würde zwar den Blauen 
Nil noch keineswegs etwa trocken legen, aber seinen 
Wassergehalt doch so fühlbar beeinträchtigen, daß den 
Baumwollpflanzungen in der Gezireh empfindlichster Scha­
den zugefügt werden würde. Gerade deshalb hatte ja  Eng­
land so entscheidenden W ert darauf gelegt, daß Abessinien 
sich des Verfiigungsreehts über alle wasserbaulichen An­
lagen am Tanasee begab und England die Entscheidung 
einräumte, was dort getan werden durfte und was nicht. 
Schon Abessinien hatte diese Einengung letzthin mehr­
fach unangenehm empfunden. Als 1928 England seiner­
seits gewisse vertragliche Verpflichtungen gegenüber 
Abessinien nicht beachtete, erklärte der Negus seine Bin­
dung am Tanasee fü r erloschen und tra t mit amerika­
nischen Interessenten in Verbindung, die Baumwollplan- 
tagen auf abessinischem Boden mit Hilfe des Seewassers 
zu schaffen bereit waren, denen aber anscheinend noch 
viel mehr daran lag, der britischen Baumwollpolitik im 
Sudan einen Strich durch die Rechnung zu machen. Als 
diese Pläne bekannt wurden, gab es in London eine ge­
waltige Aufregung und eine schwere Erschütterung auf 
dem Baumwollmarkt. Doch ging der Kelch vorüber: die 
große amerikanische W irtschaftskrise nötigte bald her­
nach zur Aufgabe des Projekts. S tatt dessen traten vor 
3 Jahren die Japaner au f den Plan und verhandelten mit 
Abessinien über große Baumwollplantagen am Tanasee, 
wie wir oben bereits hörten. In  England vernahm man 
dies mit geringer Freude, und es gibt immerhin zu denken, 
daß schon im Sommer 1934, bevor irgend etwas von 
abessinisehen Eroberungsplänen Italiens verlautete, eine 
englische Zeitung schrieb, England habe Italien freie 
H and gegeben, Abessinien in seine Gewalt zu bringen.

Stauwerk-Möglichkeiten am Tanasee
Falls dies stimmt, so wäre freilich der volle Sieg Italiens 
in Äthiopien ein arger Fehler in der englischen Rech­
nung gewesen; denn Italien ist natürlich nicht so leicht 
und so billig wie Abessinien zu bewegen, auf die Nutzung 
des Tanasees zu Englands Gunsten zu verzichten. Wie 
die Verhandlungen zwischen beiden Staaten bezüglich des 
Sees auslaufen werden, ist auch nicht ungefähr vorherzu­
sehen. Sicher dürfte aber sein, daß am -See — sei es mit, 
sei es ohne Englands Zustimmung — bald große technische 
Arbeiten vorgenommen werden, und daß es mit der „unbe­
rührten N atur“ , in der das große Gewässer seit Ja h r­
tausenden träum t, nun bald ein Ende haben wird. Auch 
England würde nämlich an sich gern dort große Wasser­
bauarbeiten vornehmen — freilich mit einem ändern Ziel 
als Abessinien oder Italien.
Die Engländer haben bereits mehrfach, so vor allem in 
den Jahren 1920 bis 1924, Expeditionen entsandt, um die 
hydrographischen Verhältnisse des Tanasees zu studieren. 
Sie hätten dort gern ein großes Stauwerk errichtet, das 
dem Abai genannten Abfluß des Blauen Nils noch wesent­
lich mehr Wasser, sobald es erwünscht war, zuführen sollte, 
als er normalerweise empfängt; dann hätte nämlich die 
Baumwollfläche in der Gezireh entsprechend vergrößert 
werden können! Die Berechnungen ergaben, daß man 
den Tanasee selbst zu einem riesigen Staubecken von etwa 
3 bis 3,5 Mrd. ms verfügbaren W asserinhalts ausbauen 
könnte. Man hätte dann im Quellgebiet des Blauen Nils 
die Möglichkeit, das Hoch- und Niedrigwasser des Flusses 
nach Gefallen zu regeln mit einem Wasservorrat, der etwa 
dem des Riesenstausees von Assuan gleichkam. W er die 
Verfügung über den Tanasee hat, kann bestimmen, wie 
weit die Ausdehnung der Baumwollplantagen in der Gezi­
reh erfolgen soll oder nicht, ja, er kann sogar eine 
empfindliche Einschränkung und Schädigung der daselbst 
schon vorhandenen Baumwollkultur erzwingen und darüber 
hinaus auf Ägypten einen merklichen Druck ausüben, in­
dem er dem Nil merkliche Teile seines fruchtbaren Nil­
schlamms zu entziehen oder zu vermehren vermag.

Oer Tanasee als geopolitisches Objekt
Irgendwie wird es ja  zunächst wohl sicher zu einer freund­
schaftlichen Verständigung zwischen England und Italien 
über den Tanasee kommen müssen. Es ist durchaus mög­
lich, mit H ilfe des geplanten großen Stauwerkes am Tana­
see die meist noch wüste Umgebung des Sees selber der 
Kultivierung zu erschließen und dennoch auch den Ab­
fluß des Blauen Nils im bisherigen Ausmaß beizubehalten, 
womöglich noch zu verstärken, so daß sehr wohl b e i d e  
Teile auf ihre Rechnung kommen können. Eine wertvolle 
Ausnutzung der Gebiete um den Tanasee ist also durch­
aus vereinbar mit den englischen Baumwoll- und sonstigen 
W irtschaftsplänen im Sudan und in Ägypten. In  dieser 
Gewißheit liegt etwas politisch Beruhigendes. Aber 
dennoch muß es zweifelhaft scheinen, ob England sich 
mit einer solchen Lösung auf die Dauer zufrieden gibt. 
Es ist und bleibt ein unbehagliches, für den englischen 
Stolz ziemlich beispielloses Gefühl, daß die großen bri­
tischen Anlagen im Sudan auf Gedeih und Verderb vom 
Wohlwollen einer fremden Macht abhängig sein sollen, 
daß man bei einem politischen Gegner, Italien, um gut 
W etter bitten muß, damit er britischen K apitalisten nicht 
einen denkbar schmerzlichsten Schlag versetzt, und daß 
dieser Schlag im Falle kriegerischer Verwicklungen 
dennoch sicher erfolgen wird. So bleibt das Tanasee- 
Problem eine fühlbare Reibungsfläche, und es ist noch
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immer W ahrheit, was ich schon 1911 in der Zeitschrift 
„W eltverkehr“ (heute: „W eltw irtschaft“ ) schrieb (S. 123) :

„Das Tana-Becken m u ß  dereinst politisch, nicht nur 
wirtschaftlich, britischer Besitz werden — das ist 
eine der Notwendigkeiten der künftigen weltpoli­
tischen Entw icklung!“

Damals, 1911, kannte man den Begriff der Geopolitik noch 
nicht; aber der genannte Satz spricht das aus, was wir 
heute eine „geopolitisehe Zwangsläufigkeit“ in der E n t­
wicklung nennen!

Bevor noch die — vorläufige? — Entscheidung fällt, in 
welchem Sinne der Tanasee, der heute sicher eines der 
geopolitiseh bedeutsamsten Gewässer der E rde ist, fü r die 
wirtschaftliche Weiterentwicklung nutzbar gemacht wer­
den wird, bringt bereits dieses Ja h r  1936 den See in andrer 
Richtung hinein ins geopolitisehe und wirtschaftliche Ge­
triebe. Die Italiener haben bereits begonnen, ihn zum 
..Flughafen“ fü r ein ganzes Geschwader von mächtigen

Wasserflugzeugen zu machen, die zunächst natürlich fried­
lichem Zweck dienen werden. Doch auch die italienische 
Flugwaffe, die bekanntlich zu hoher Leistungsfähigkeit 
entwickelt ist, wird sich den See bestimmt nicht ent­
gehen lassen und damit der politischen Stellung Italiens in 
N ordostafrika eine bedeutende S tärkung verleihen. Ein 
italienisches Flugzeug-Bombengeschwader auf dem Tana­
see muß aber sowohl fü r den britischen Sudan wie für 
Ägypten ein höchst schmerzhaft fühlbarer Pfahl im 
Fleische sein und wird von England auch sicher als solcher 
erkannt. Um so wahrscheinlicher aber ist es nur, daß 
England nicht ruhen und rasten wird, bis der geopolitiseh 
so gefährliche See zuverlässig und endgültig der britischen 
Kontrolle allein untersteht. Wohl mag es noch „a long 
way to T ipperary“ sein und viele Hindernisse werden 
dabei noch aus dem Wege zu räumen sein, aber das 
eine scheint unbedingt schon jetzt sich klar zu ergeben: 
ein italienischer Tanasee ist fü r das britische Imperium 
eine so schwere Belastung, daß sie auf unbegrenzte Zeit 
nicht wird ertragen werden können! [2895]

Englands Volkseinkommen im Jahre 1935
Das britische Volkseinkommen erreichte im Jahre 1935 eine 
um etwas mehr als 1 %  höhere Ziffer als 1929, d. h. im 
Jahre mit dem bisher höchsten Einkommen. Da von 1929 
bis 1935 die Preise einheimischer Güter und Dienstleistun­
gen durchschnittlich um 5 %  gefallen waren, betrug der 
Realwert des Volkseinkommens im Jahre 1935 6 %  mehr 
als jemals zuvor.

Der Betrag des Volkseinkommens im Jahre 1935 errechnet 
sieh wie folgt: Netto-Nationaleinkommen (privat und
Staat) 4,416 Mrd. £, Netto-Privateinkommen 3,842 Mrd. t'.

Diese Ziffern ergeben sich nach angemessenen Abschreibun­
gen fü r die Verzinsung, Entw ertung und Veraltung von 
K apital. Die höhere der beiden Ziffern entspricht dem 
W ert aller im Laufe des Jahres verbrauchten Güter und 
Dienstleistungen bzw. Zusätzen zum K apital. Davon be­
trugen die Einnahmen von S taat und Gemeinden in Form 
von Zöllen, indirekten Steuern, städtischen Abgaben usw. 
604 Mill. £, so daß 3842 Mill. £ fü r private Einkommen 
verbleiben. *

Zwei Analysen der Gesamtsumme sind von Wichtigkeit. 
Die erste ist eine Untersuchung, wie sich diese Einkommen 
auf Güter, Dienstleistungen oder Ersparnisse verteilten.

Die K l e i n h a n d e l s v e r k ä u f e  betrugen 1950 Mill. £. 
Diese Zahl bezieht sieh nur auf wirkliche Einzelhandels­
geschäfte und schließt K raftwagen, Benzin, Kohle, Ge­
tränke, Tabak und Zeitungen aus. 1175 Mill. £ wurden für 
Lebensmittel und verderbliche W aren ausgegeben — eine 
Summe, die in den letzten Jahren schnell gestiegen ist. 
Außerhalb der Kleinhandelsverkäufe wurden 400 Mill. £ 
fü r Mieten, Gemeindesteuern und H ausreparaturen aus­
gegeben. E twas über 500 Mill. £ entfielen auf direkte 
Steuern. Die Ausgaben fü r die drei wichtigsten Luxus- 
posten: Getränke, Tabak und Unterhaltungen betrugen 
4:50 Mill. £.

Die E r s p a r n i s s e  betrugen im Jahre 1935: 180 Mill. £. 
Die Produktion im Baugewerbe, Maschinenbau und ver­
wandten Industrien betrug 580 Mill. £, wovon 400 Mill. £

fü r Zinsen, Abschreibungen und Entw ertung benötigt wur­
den. Der größere Teil der Volksersparnisse wurde in neuen 
Bauten angelegt. Im  Jahre 1935 wurden fü r  130 Mill. £ 
neue W ohnhäuser gebaut.

Die zweite Untersuchung betrifft die Einkommenseite. 
Wie erwähnt, beanspruchen Regierung und Gemeinden 
604 Mill. £ in Form  von indirekten Steuern. Die Gesamt­
last der Besteuerung durch S taat und Gemeinden (einschl. 
Pflichtbeiträge der Arbeitgeber fü r Kranken- und Arbeits­
losenversicherung) beträgt etwas mehr als eine Milliarde £ 
im Jahre, d. s. 25 %  des Volkseinkommens. Vergleichs­
weise betragen in USA Bundes-, S taats- und Gemeinde­
steuern 18,7 Mrd. $ oder 3 0 %  des Volkseinkommens, ln 
Frankreich macht die Besteuerung sogar 70 Mrd. F r oder 
fast 40 %  des Volkseinkommens aus.

Der verbleibende Rest verteilt sich wie folgt:
(Mill. £)

Löhne der Handarbeiter . . . .  1520 
Gehälter der Nicht-Handarbeiter . 937
M ie t e n ...................................................  339
Zinsen und Gewinne

aus In lan derzeugun g...................  831
aus Ü b e r se e a n la g e n ...................  215

3842

Nachstehend noch eine Aufstellung der persönlichen Ein­
kommen nach Gruppen.

Einkommenbezieher (1935) nach Gruppen
Einkommen

£
Personen 
(in 1000)

Summe 
(Mill. £)

Uber 10 000 10 221
2000 bis 10 000 100 378
1000 bis 2000 199 237

500 bis 1000 508 312
250 bis 500 1 527 404
125 bis 250 4 925 980

Unter 125 11 600 1170

Colin Clark, Cambridge. 
(Aus „Industrial B rita in“ vom Juni 1936)

[2838]
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I
 Die Investitionen 
der deutschen Industrie 
und ihre Beziehungen zum 
Kapitalm arkt
Von Dipl.-Kfm. PAUL BLEISS, Berlin

In  ausländischen Zeitschriften findet man leider im­
mer wieder von Sachkenntnis wenig getrübte, o ft 
auch wissentlich falsche Ausführungen über eine ins 
„Unendliche“ wachsende kurzfristige Verschuldung 
des Reiches. Und diese nur zu o ft im Dienst einer 
üblen Hetze stehenden kritischen Beobachter der 
deutschen W irtschaftsentwicklung bemühen sich dann 
redlich, aus ihren konsumierten Zahlen zu progno­
stizieren, welche Gefahren aus dieser „gewissenlosen“ 
Finanzpolitik des Dritten Reiches fü r  die deutsche 
Industrie erwachsen, und wie schrecklich der Zu- 
sammenbruch sein müßte, wenn diese in den „luft­
leeren Raum hineinprojizierte“ Binnenkonjunktur 
des Reiches einmal ihr natürliches Ende finde. Die 
Uneinigkeit der in der Auslandspresse veröffentlich­
ten Zahlen über das Wachstum der kurzfristigen  
Verschuldung ist von zuständiger Stelle o ft genug 
klar und eindeutig widerlegt worden.
Im nachfolgenden soll nun der Versuch gemacht wer­
den, ergänzend zu der bekannten offiziellen Stellung­
nahme ein Bild zu entwerfen von den Vorgängen, 
dir den deutschen Kapitalm arkt in der letzten Zeit 
beherrscht haben, ein Bild, das klar erkennen läßl, 
daß die kurzfristige Verschuldung keineswegs ins 
Unendliche wächst, sondern im Gegenteil auf ganz 
natürliche Weise konsolidiert wird, und daß diese 
Konsolidierungsaktion ohne die geringsten nachteili­
gen Folgen fü r  die deutsche Privatwirtschaft vor­
getrieben ivird. Die bisherigen Erfolge der W irt­
schaftsankurbelung waren so nachhaltig und tie f­
wirkend, daß sie einmal unsre Industrie in den Stand 
setzten, die M ittel fü r  die notwendig gewordenen 
industriellen Erweiterungsbauten überwiegend aus 
eigener K ra ft — ohne Beanspruchung des K apital­
marktes — aufzubringen, daß sie zum ändern dazu 
geführt haben, daß der W irtschaft saufschwung im ­
mer mehr von der Privatinitiative getragen wird. Je 
beherrschender der letzte Umstand wird, desto unein­
geschränkter wird naturgemäß auch der K apital­
markt zur Verfügung stehen, denn dieser ist doch 
lediglich ein Transformator volkswirtschaftlicher 
Energien.

1. Bestimmungsgründe des künftigen 
Anlageprogramms
Die industrielle Erzeugung Deutschlands hat in den letzten 
Jahren eine starke Steigerung erfahren. Sie stieg — wenn 
man den im Jahre 1928 erreichten bisherigen Höchststand 
=  100 setzt — von 5 8 %  im Jahre 1932 auf 6 6 %  (1933), 
auf 83 %  (1934) und schließlich im letzten Jahr auf 95 %  
des Standes von 1928. Hervorragend beteiligt an diesem 
Aufschwung war besonders die P r o d u k t i o n s g ü t e r -  
i n d u s t r  i e mit folgender Entwicklung:

1928 =  100
1932 =  47
1933 =  56
1934 =  76
1935 =  96 (ab März einschl. Saargebiet)

1. V iertel 1935 =  89 („  „ „ „ )
1. „ 1936 =  99 (einschl. Saargebiet).

Weniger lebhaft war — wie aus den folgenden Zahlen hervor­
geht — bisher die Entwicklung der V e r b r a u c h s g ü t e r ­
i n d u s t r i e ,  die im letzten Jahr im Vergleich zum Vorjahr 
einen leichten Rückschlag aufwies, der allerdings schon im 
ersten Viertel des laufenden Jahres überwunden wurde.

1928 =  100
1932 =  74
1933 =  80
1934 =  93
1935 91 (ab März einschl. Saargebiet)

1. Viertel 1935 =  93 („  „ „ „ )
1. „ 1936 =  96 (einschl. Saargebiet).

Der Rückgang in der Herstellung von Verbrauchsgütern ist 
vor allem wohl darauf zurückzuführen, daß die Entwicklung 
im Jahre 1934 besonders durch die damalige Welle von 
Hamsterkäufen begünstigt war, auf die natürlich im letzten 
Jahr eine mehr oder weniger ausgeprägte Gegenbewegung 
folgen mußte. Dieser Rückschlag scheint aber nun über­
wunden, und sowohl Produktions- als auch Verbrauchsgüter- 
industrie haben im ersten Viertel des laufenden Jahres wieder 
über steigende Beschäftigung berichten können. Der Be­
schäftigung» g r  a d  unserer g e s a m t e n  Industrie dürfte 
sich in letzter Zeit in raschem Tempo der o p t i m a l e n  
K apazitätsausnutzung genähert haben, dies um so eher, als 
man sich in den Krisenjahren vielfach nur auf notwendig­
ste Ersatzanlagen beschränkte. So dürften schon jetzt in 
einigen Anlagegiiterindustrien, in der Zellstoff-, Zement­
industrie usw. die Erzeugungsanlagen bis zu einer Grenze 
ausgenutzt sein, von der ab eine weitere Produktions­
erhöhung auf kostenwirtschaftliche wenn nicht gar auf 
technische Grenzen stößt.

Zahlentafel 1. Der Anlagebedarf der deutschen 
Industrie und dessen Deckung se it  1929

In Mill. RM 1929 1930 1931 1932 1933 1934

Neu- und Ersatzanlagen in 
der Industrie zusammen 2019 1575 890 449 520 950

Normaler Ersatzanlage­
bedarf in der Industrie 1614 1611 1521 1320 1300 1300

Durch Neu- und Ersatzan­
lagen n i c h t  gedeckter 
Anlagenverschleiß in der 
In du str ie ........................... 36 631 871 780 350

Zahlentafel 1 veranschaulicht eindrucksvoll, wie sehr unsere 
Industrie, unter den Krisen Wirkungen gelitten hat. In den 
Jahren 1932 und 1933 konnte noch nicht einmal die Hälfte 
der für die zur Aufrechterhaltung der Leistungsfähigkeit un­
bedingt notwendigen Neu- und Ersatzanlagen erforderlichen 
Mittel aufgebracht werden, und selbst das Jahr 1934 schließt 
noch mit. einem Anlagenverschleiß von nicht weniger als 
350 Mill. RM ab. E rst im vergangenen Jahre hat sich der 
Zustand etwas gebessert. Zwar liegen die Endzahlen über die 
Gesamtinvestitionen der Industrie noch nicht vor, aber aus der 
Entwicklung der Investitionsgütererzeugung, die sich wert­
mäßig gegenüber dem Vorjahr um 36 %  erhöhte, und aus der 
Entwicklung der Maschinenbestellung des Inlandes, die sich 
gegenüber 1934 wertmäßig sogar um 78 %  (!) erhöhte, ergibt 
sich klar, daß unter Berücksichtigung der inzwischen ein­
getretenen Preissenkungen die Aufwendungen fü r Neu- und 
Ersatzanlagen den Vorkrisenstand wieder erreicht, vielleicht 
sogar schon überschritten haben. Diese nunmehr großzügig 
in Angriff genommene technische Überholung ist aber auch 
eine dringliche Aufgabe geworden, erstens, weil 
wir oben schon gesagt, sieh der Beschäftigungs­
grad mehr und mehr seinem früheren Höchststände 
nähert, zweitens, weil schon während der Hochkonjunk­
tur 1928/29 ein Teil unserer Industrieanlagen technisch ziem­
lich veraltet und nur infolge des damaligen hohen Preisstandes 
wettbewerbfähig war, drittens, weil wir auf keinen Fall hinter 
der technischen Ausrüstung unserer Hauptkonkurrenten auf 
dem Weltmarkt — England, Japan und USA — Zurückbleiben 
dürfen. Diese Länder haben aber gerade in den letzten Jahren 
große Anstrengungen gemacht. Die englische Industrie be­
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sonders setzt — unter Ausnutzung der günstigen Lage des 
englischen Kapitalmarktes — alles daran, um das auf tech­
nischem Gebiete seit Kriegsende Versäumte nachzuholen, 
Japan  ist ständig auf die Vervollkommnung der technischen 
Ausrüstung seiner jungen Industrie bedacht, und die Ver­
einigten Staaten schließlich sind während der Krisenzeit zu 
einer radikalen Ausschaltung aller rückständigen Betriebe ge­
schritten. Alle diese Maßnahmen sollten aber für die gerade 
a u f  d i e  A u s f u h r  v o n  h o c h q u a l i f i z i e r t e n  
E r z e u g n i s s e n  a n g e w i e s e n e  d e u t s c h e  I n d u ­
s t r i e  ein Warnungssignal sein.

Zu diesen bisher genannten drei Bestimmungsgründen des 
künftigen Investitionsprogramms kommt nun noch als vierter 
und vielleicht wesentlichster d e r  Investitionsbedarf hinzu, 
der mit einer weiteren kraftvollen Entwicklung der deutschen 
Wirtschaft zwangläufig verbunden ist, und hierbei ist von 
großer Bedeutung die Tatsache, daß die deutsche W irtschaft 
und speziell die deutsche Industrie nur noch über einen be­
schränkten Vorrat an unausgenutzter Arbeitskraft verfügt, 
der — unter Beibehaltung des Achtstundentages — selbst ihi 
Falle einer Einstellung noch vorhandener Erwerbsloser und 
Übergangs zur Vollbeschäftigung einiger der zur Zeit noch 
verkürzt arbeitenden Betriebe, äußerstenfalls eine Produk­
tionssteigerung von etwa 15 %  im Vergleich mit den jetzi­
gen Produktionsziffern ermöglicht. Jede darüber hinaus­
gehende Produktionssteigerung, die bei dem bisherigen 
Tempo der Entwicklung nicht nur im Bereich des Mög­
lichen liegt, sondern schon fü r die nächste Zeit erwartet 
werden kann, wird sich unter diesen Umständen nur auf 
dem Wege der Rationalisierung — die in der Regel Neu­
investitionen voraussetzt — erzielen lassen.

Es scheint im Augenblick — schon wegen der Unbestimmbar­
keit verschiedener Faktoren — müßig, sich in Schätzungen 
über die Höhe des Anlagebedarfes der Gegenwart und 
näheren Zukunft zu verlieren; die untere Grenze dürfte 
vielleicht bei 5 bis 6 Mrd. RM zu suchen sein. Viel wich­
tiger ist dagegen die Aufgabe, zu untersuchen, welche Wege 
der Industrie fü r die Finanzierung ihrer Investitionen zur 
Verfügung stehen.

2. Wege der Finanzierung des Anlagebedarfs
Während in den früheren Konjunkturentwicklungen sich die 
Finanzierung der Investitionen durch weitgehende Be­
anspruchung des Kapitalmarktes — soweit es sich um K a­
pitalgesellschaften handelte, im Wege der Effektifizierung — 
vollzog, hat die Industrie diesmal in weit höherem Maße als 
je zuvor die Finanzierung der Neuanlagen aus eigener K raft 
vorgenommen. Maßstäblich hierfür mag vor allem gewesen 
sein, daß man den Zugang zum organisierten Kapitalmarkt 
durch Einführung der Genehmigungspflicht für alle Privat­
emissionen erschwerte, um diesen für die Kosolidierung der 
kurzfristigen Verbindlichkeiten des Reiches, zu denen besonders 
die Arbeitsbeschaffungswechsel, die zwecks Durchführung des 
Wehrprogramms gegebenen Sonderwechsel und schließlich die 
kurz- oder mittelfristigen Schatzanweisungen des Reiches und 
der Länder gehören, freizuhalten. Jedenfalls war die Summe1 
der neu emittierten Wertpapiere industrieller Gesellschaften 
äußerst gering, sie erreichte 1934 nur eine Höhe von etwa 
143 Mill. RM, 1935 eine solche von etwa 156 Mill. RM. Wenn 
diese Zahlen auch verhältnismäßig bescheiden sind und in gar 
keinem Verhältnis zu dem Kapitalbedarf der Industrie standen, 
so muß anderseits auch berücksichtigt werden, daß gerade 
während der letzten Jahre große Teile der sich neu bildenden 
Kapitalien dem offenen Kapitalmarkt gar nicht erst zu­
geflossen sind. Dies hegt in der Hauptsache daran, daß die 
mit fortschreitender Konjunktur angestiegenen Gewinne nicht

Zahlentafel 2. Umlauf an red iskon tie rbaren  m it te l­
fr is t igen  Schatzwechseln, A r b e i t s b e s c h a f f u n g s -  und 

Sonderwechseln  _______

Umlauf
31. 8. 34

(in M
28. 2. 35

11. RM)
31. 8. 35 29. 2. 36

Schatzwechsel des Reiches 1728,4 1948,1 2401,4 2488,5
Schatzwechsel der Länder 720,5 700,5 711,3 690,5
Steuergutscheine . . . . 1182,3 1180,1 897,8 888,6
B a n k a k z ep te ....................... 1341,7 1252,9 1061,7 966,8
Solawechsel der Deutschen  

Golddiskontbank . . . . _ 651,2 715,9
Arbeitsbeschaffungs- und 

Autobahnwechsel . . . 1988,5 2529,9 2663,4 2291,3
Sonstige W echsel . . . . 6639,8 7187,2 8474,8 8077,0

Insgesam t 13601,2 14798,7 16861,6 16118,6

Davon befanden sich im 
B esitz1) der:

N o ten b a n k en ....................... p 4230,0 4440,0 4410,0
Kreditbanken3) ................... p 2990,0 3250,0 3300,0
öffentlich-rechtlichen A n­

stalten 4) ............................ p 2540,0 2880,0 2900,0
Vier Spezialbanken5) . . . p 590,0 870,0 760,0
DeutschenGolddiskontbank ? 200,0 1350,0 1430,0

Insgesam t rd. 9400,0 2) 10550,0 12790,0 12800,0

Mithin befanden sich in  
Händen von Handel und 
I n d u s t r ie ...................rd. 4200,0 4250,0 4070,0 3320,0

Alles abgerundete Zahlen
2) geschätzt
3) G roßbanken, Provinz- und H ausbanken und G enossenschaftsbanken
3) Sparkassen, G irozentralen, S taats- und Landesbanken
5) V erkehrskreditbank, Bank der Deutschen A rbeit, D eutsche Bau-und Boden­

bank und Bank für deutsche Industrieobligationen, außerdem  Konversionskasse

mehr ausgeschüttet, sondern unmittelbar den Zwecken der In ­
vestition dienstbar gemacht wurden. Gefördert wurde diese 
Entwicklung durch das Gesetz über die Steuerbefreiung von 
Ersatzbeschaffungen und durch das Anleihestoekgesetz, welches 
die Dividendenerhöhung in vielen Fällen erschwerte und die' 
Unternehmungen gewissermaßen veranlaßte, von der Aus­
schüttung der erzielten Gewinne Abstand zu nehmen, diese 
vielmehr zur Bildung von offenen und stillen Reserven zu ver­
wenden. Weitere Finanzierungsmöglichkeiten entstanden den 
Betrieben dadurch, daß sich bei der Anlagenerneuerung in der 
Regel herausstellte, daß die Kosten für diese Ersatzanlagen 
infolge der allgemeinen Verbilligung von Anlagegütem viel 
geringer waren als die (ordnungsgemäß) abgeschriebenen 
Werte der zu ersetzenden Anlagen, wodurch nicht unerhebliche 
Kapitalien frei wurden, und oftmals erwiesen sich auch die 
Abschreibungen auf Debitoren als zu vorsichtig, so daß sich 
dann bei dem Eingang verlorengeglaubter Bestandteile der 
Forderungen abermals neue Reserven bildeten.
Es wäre nun aber falsch zu glauben, daß die Finanzierungs­
möglichkeiten, die sich auf so verschiedene Art ergaben, un­
genügend gewesen wären, und daß es an der Erschwerung des 
Zuganges zum Kapitalmarkt gelegen hätte, daß die Investi­
tionen in den ersten Jahren des Aufschwunges soweit hinter 
dem Erneuerungs-Soll zurückblieben. Die Gründe für die 
unzureichende Erneuerung dürften vielmehr zunächst in der 
Verlustwirtschaft der Krisenjahre, später dann in dem be­
greiflichen Streben nach einer guten Liquidität und einer 
möglichst vollen Ausnutzung der v o r h a  n d e n e  n Anlagen 
gelegen haben. Das spricht nur allzu deutlich aus Zahlen­
tafel 2, in der die Zahlen über den Umlauf und Besitz an 
jederzeit bei der Reichsbank rediskontierbaren mittelfristigen 
Schatzwechseln, an Arbeitsbeschaffungs- und Sonderwechseln 
usw. zusammengefaßt sind.
Nach diesem Zahlenbild befanden sich im August 1934 nicht 
weniger als rd. 4,2 Mrd. RM kurz- und mittelfristige Kredit­
papiere der öffentlichen Hand — zum Teil wohl als besondere 
Liquiditätsreserve — im Besitz der Industrie. Dieser Bestand 
hat sich bis August des nächsten Jahres nur ganz allmählich
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gesenkt, um dann allerdings bis Februar 1936 stark ab- 
zunehmen. Kein Zweifel darüber, daß diese Entwicklung 
in engem Zusammenhang steht mit der um die Mitte des ver­
gangenen Jahres einsetzenden verstärkten Investitionstätigkeit. 
IVas also die g e s a m t e  Industrie anbelangt, so konnte, so­
lange noch derartige Liquiditätsreserven — ganz abgesehen 
natürlich von den sonstigen vorhandenen Barmitteln und 
Effektenbeständen — zur Verfügung standen, kaiun von un­
zureichenden Finanzierungsmöglichkeiten gesprochen werden. 
In jüngster Zeit scheint sich hier allerdings ein Wandel zu 
vollziehen. Es war eben schon kurz darauf hingedeutet wor­
den, daß die Investitionstätigkeit der Industrie seit ungefähr 
einem Jahr starken Auftrieb bekommen hat, und daß man 
— besonders wohl in der in der Entwicklung bisher etwas 
zurückgebliebenen Verbrauchsgüterindustrie — dazu über­
gegangen ist, noch vorhandene Krisenreste zu beseitigen und 
den Produktionsapparat nach den größer werdenden Aufgaben 
der deutschen W irtschaft auszurichten. Für die Anstrengun­
gen, die zu diesem Zweck nicht nur jetzt, sondern auch 
künftig nötig sein werden, dürften aber weder die bisherigen 
e i g e n e n  Kapitalquellen der Industrie noch die mit weiter 
anlaufender W irtschaft sieh steigernden Gewinne ausreichen. 
Der Blick wird sich also eines Tages wieder verstärkt dem 
organisierten Kapitalmarkt zuwenden, und es bleibt nun zu 
prüfen, wieweit und wie lange dieser noch für das Konsoli­
dierungsbedürfnis des Reiches freigehalten werden muß. Nach 
den Ausführungen des Reichsfinanzministers Graf Schwerin 
von Krosigk vom Juli vergangenen Jahres erreichten die kurz­
fristigen Verpflichtungen des Reiches (ohne Reichsbahn imd 
Reichspost) aus den ausgegebenen Steuergutscheinen, Arbeits- 
beschaffungs- und Sonderwechseln zu diesem Zeitpunkt die 
Gesamthöhe von rd. 5 Mrd. RM, von denen rd. 1 Mrd. RM 
auf Steuergutscheine, weitere 1,5 Mrd. RM auf Arbeits- 
besehaffungswechsel und der Rest von 2,5 Mrd. RM auf die zur 
Finanzierung des V ehrhaushaltes gegebenen Sonderweehsel 
entfallen. Nimmt man die an diesem Termin vorhanden 
gewesenen kurzfristigen Verbindlichkeiten der Reichsbahn und 
Reichspost, die auf rd. 1 Mrd. RM beziffert werden können, 
hinzu, so eigab sich im Juli v. J. eine kurzfristige Gesamt- 
versehuldung von insgesamt 6 Mrd. RM. Von diesem Betrag 
sind abzusetzen die Steuergutscheine in Höhe von 1 Mrd. RM, 
die ja nicht konsolidiert, sondern aus den Steuereingängen 
laufend algedeckt werden. Es lag also um die Mitte des ver­
gangenen Jahres ein Kon-olidierung-bedürfnis des Reiches, der 
Reichsbahn und der Reiehspost von rd. 5 Mrd. RM vor. Eine 
weitere w e s e n t l i c h e  Neubegebung von Arbeits- 
besehaffungs- und Sonderwechseln dürfte seitdem kaum erfolgt 
sein.

Und was ist in bezug auf die Konsolidierung seit Mitte 1935 
geschehen? Zunächst flössen dem Reich die Eingänge aus der 
schon im Mai 1935 mit hinausgeschobenen Einzahlungsfristen 
aufgeigten 800 Mill. RM-Anleihe zu, von der seinerzeit die 
Sparkassen 500 Mill. RM und das Versicherungsgewerbe 
300 Mill. RM übernommen hatten; dann gelangte September— 
Oktober v. J . eine neue Anleihe von 1,0 Mrd. RM zur Aus­
gabe, von der die Versicherungen erneut 500 Mill. RM über­
nahmen, während die übrigen 500 Mill. RM vom Publikum 
gezeichnet wurden. Im Januar d. J. folgten 500 Mill. RM 
Reiehsbahmsehatzanweisungen, die ebenfalls in privaten Krei­
sen untergebracht werden konnten. Im Mai 1936 übernahmen 
die Versicherungen weitere 300 Mill. RM Sehatzanweisungen, 
und in der zweiten H älfte des Jun i hat das Reich eine Auf­
lage von 700 Mill. RM D/z % iger Sehatzanweisungen mit 
6 jähriger fester Laufzeit und daran anschließender Tilgung 
in sechs gleichen Jahresraten angekündigt, von denen 200 Mill. 
RM schon fest von den Sparkassen übernommen wurden In

weniger als einem Jahr haben das Reich, die Reichsbahn und 
Reichspost nicht weniger als 3,3 Mrd. RM konsolidieren 
können, und wenn die Einzahlungen auf die letzterwähnte 
Emission eingegangen und zur Einlösung der umlaufenden 
Arbeitsbeschaffung»- und Sonderwechsel verwandt sein wer­
den, dürfte sich die Höhe der direkt umlaufenden Arbeits- 
beschaffungs- und Sonderweehsel auf weniger als 2 Mrd. RM 
belaufen, zu denen zwar noch rd. 2,5 Mrd. RM mittelfristige 
Schatzwechsel (mit Laufzeit bis zu 3 Jahren) sowie die Sola­
wechsel der Golddiskontbank in Höhe von etwa 750 Mill. RM 
kommen; beides sind aber Posten, die, im ersten Falle wegen 
der verhältnismäßig langen Laufzeit, im letzten Falle wegen 
der anhaltenden Flüssigkeit des Geldmarktes kaum konsoli­
dierungsbedürftig sind. Diese gewaltigen Konsolidierungs­
aktionen mußten sich natürlich auch im Gesamtwechselumlauf 
widerspiegeln, der sieh wie folgt entwickelte:

Zahlentafel 3. Gesamtwechselumlauf
Ende Juli 1935 . . . : 12 380 Mill. RM

„ A ugust 1935 . :  12 200 „
„ September 1935 : 11 900 „ „
„ Oktober 1935 . : 11 600 „
„ November 1935 : 11 200 „ „

Dezember 1935 : 11 100 „ „
„ Januar 1936 . . : 11 400 „ „
„ Februar 1936 . : 11325 „ „

Vom Juli 1935 bis Februar 1936, dem Zeitpunkt also, an 
dem rd. 2,3 Mrd. RM Anleihen und Schatzanweisungen 
emittiert waren, sank der Weehselumlauf um mehr als 1 Mrd. 
RM, und da die hierin enthaltenen Handelswechsel und Bank­
akzepte in dem gleichen Zeitraum wohl nirgends zurück­
gegangen waren, in verschiedenen Wirtschaftszweigen sogar 
stärker zugenommen haben, muß bei den Arbeitsbesehaffungs- 
und Sonderwechseln eine n o c h  g r ö ß e r e  V e r r i n g e ­
r u n g  a l s  b e i  d e m  G e s a m t  w e e h s e 1 u m  1 a u f 
e i n g e t r e t e n  s e i n .
Die Leichtigkeit, mit der die Milliarden-Emissionen von dem 
K apitalm arkt auf genommen wurden, ist das beste Zeichen für 
die wachsende Liquidität der deutschen Wirtschaft und für

Zahlentafel 4. Zins-und Kursentwicklung se i t  Juli 1935
I.

M onatsdurchschnittlicher
M onat

Privatdiskontsatz M onatsgeldsatz T  agesgeldsatz

Juli 1935 . . . . 3,00 3,69 3,19
August . . • . . 3,00 3,75 3,11
September . . . . 3,02 3,75 3,26
O k to b e r .................. 3,04 3,57 3,23
November . . . . 3,01 3,14 3,15
Dezember . . . . 3,00 3,13 3,21
Januar 1936 . . . 3,00 3,13 2,94
F e b r u a r .................. 3,00 3,13 2,86
März ....................... 3,00 3,13 3,14
A p r i l ....................... 3,00 3,13 2,94
M a i ........................... 2,92 3,13 2,86

II.

Monat

Durchschnittlicher Kurs 
aller konvertierten 4 x/2 
% igen  W erte im M o­
natsdurchschnitt in %  

des Nominalwertes

Durchschnittlicher Kurs 
der 6 %  igen Industrie­
obligationen im M o­
natsdurchschnitt in %  

des N om inalw ertes

Juli 1935 ....................... 95,3 102,3
A u g u s t ........................... 95,4 102,4
Septem ber....................... 95,1 101,4
O ktober........................... 94,9 101,4
N ovem b er....................... 94,9 101,5
D ezem b er ....................... 94,9 101,9
Januar 1936 .................. 95,1 102,5
F ebruar............................ 95,2 102,8
M ä r z ................................ 95,3 102,6
A p r i l ................................ 95,3 102,9
Mai ................................ 95,5 103,3
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da ' immer intensiver werdende Anlagebedürfnis nic-lit nur bei 
den Sparkassen, bei den Versicherung«- und Rentenanstalten, 
sondern auch bei den Kreditinstituten, bei dem Privat­
publikum und. wie früher gezeigt wurde, z. T. auch bei der 
Industrie selbst. Weiter kommt hinzu, daß auch die P  1 a z i e - 
r u n g  der Anleihen stets mit großem Geschick vorgenommen 
winde und nur immer Beträge zur Emission gelangten, die 
der Höhe der auf dem Geldmarkt sich anstauenden und zum 
Kapitalmarkt drängenden Mittel entsprach. Und so ist es 
auch zu verstehen, daß trotz der getroffenen um fangrei­
chen Konsolidierungsmaßnahmen die Zinshöhe auf dem 
Geld- und K apitalm arkt in den letzten zehn Monaten wei­
ter absank und — wie sieh aus nachfolgenden Übersichten 
ergibt —  in jüngster Zeit teilweise einen neuen Rekord­
tiefstand erreichte.
Die Tatsache der Unterbringung von nicht weniger ah
3.3 Mrd. RAI Anleihen und Sehatzanweisungen von rd. 
150 Mill. Aktien und von schätzungsweise 650 Mill. RAI 
sonstigen festverzinslichen Wertpapieren in einem Zeitraum 
von knapp einem Jahre führt nun zu der Überlegung, daß 
wenn die Kapitalbildung weiter in ähnlicher oder vielleicht 
noch intensiverer Weise, woran eigentlich kaum zu zweifeln 
ist, vor sich geht, der Zeitpunkt nicht mehr allzu fern ist, 
an dem die jetzt noch vorhandenen kurzfristigen Verbindlich­
keiten des Reiches sämtlich konsolidiert sein werden, so daß 
dann der Kapitalmarkt fü r neue große Aufgaben der deut­
schen Volkswirtschaft zur Verfügung steht. Es ist hin­
reichend bekannt, in welch hohem Alaße der Aufschwung 
unserer Wirtschaft der Initiative der Regierung zu danken 
ist. Es ist aber auch gewiß, daß unsere Wirtschaft, wäre 
sie ausschließlich auf Privatinitiative angewiesen, auch heute 
noch nicht reibungslos funktionieren müde. Wenn also eine
— unter diesen Umständen mögliche — Rückschlagsgefahr 
von vornherein gebannt werden soll, d a u n  w i r d  e s  a u c h  
w e i t e r h i n  A u f g a b e  d e s  S t a a t e s  b l e i b e n  
m ü s s e n ,  z u  i n v e s t i e r e n .  Die Alöglichkeiten weiterer 
Investitionen sind an sieh durchaus vorhanden. Allerdings 
dürfte das bisher aufgestellte Arbeit 'beschaffungsprogramm
— abgesehen vielleicht von den Reichsautobahnen, von denen 
bisher nur etwa 300 km fertiggestellt sind (bei einer ursprüng­
lichen Planung von rd. 7000 km) — so ziemlich abgewickelt 
sein, und auch die Wehrinvestitionen dürften normalerweise 
ihren Höhepunkt überschritten haben. Dagegen bieten sich 
aber nicht nur im Zusammenhang mit den Reiehsautobahnen, 
deren Fertigstellung allein einen Alilliarden-Aufwand erfor­
dert, und die somit von allergrößter konjunkturpolitischer 
Bedeutung ist, sondern insbesondere auch bei der Reichsbahn, 
die ihren Investitionsbedarf mangels Finanzierungsmöglich- 
keiten wiederholt zurückstellen mußte, ferner bei den städti­
schen Verkehrsmitteln und nicht zuletzt im gewöhnlichen 
Straßenbau, im Kanalbau. auf dem Gebiete des Wohnungs­
baues usw. noch sehr viele Möglichkeiten für eine Betätigung 
der öffentlichen Hand. Alan braucht sieh nur zu vergegen­
wärtigen, daß es in Deutschland zur Zeit ungefähr 1,5 Mill. 
Haushaltungen gibt, die keine eigene Wohnung besitzen, und 
wenn man diese Zahl auch nicht mit dem e f f e k t i v e n  
Wohnungsmangel identifizieren darf, so kann man letzteren — 
selbst bei vorsichtiger Schätzung — immerhin auf 600 000 bis 
800 000 'Wohnungen beziffern, und das bedeutet, weim man 
die durchschnittlichen Kosten für eine in erster Linie in Be­
tracht kommende Kleinwohnung auf 5000 bis 6000 RAI ver­
anschlagt, einen Irivestitionsbedarf von 3 bis 5 AIrd. RAI.

3. Von der staatlichen Sonderkonjunktur 
zur privatwirtschaftlichen Konjunktur!
Diese kurzen Hinweise auf die künftigen Beanspruchungen 
des Kapitalmarktes mögen genügen. Ilmen ist nur hinzuzu-

fiigen, daß diese Investitiousaufgaben n i c h t  u n b e d i n g t  
A n g e l e g e n h e i t  d e s  S t a a t e s  s e i n  m ü s s e n ,  daß 
e s  vielmehr eme bessere und auch die angestrebte Lösung ist, 
diese „staatliche Sonderkonjunktur“ allmählich immer mehr 
in eine von den eigenen K räften der Privatwirtschaft getra­
gene Konjunktur überzuleiten. Daß dies ohne weiteres mög­
lich sein wird, dafür sollten besonders die weiter oben ge­
gebenen Ziffern über die ständige Zunahme des privatwirt­
schaftlichen Anlagebedarfes sprechen. Allein schon die Lage 
auf dem Wohnungsmarkt bietet ein denkbar umfangreiches 
Bild für die Betätigung von Privatkapitalien, und es kann 
auch gar kein Zweifel darüber bestehen, daß das Investitions­
bedürfnis der privaten Hand bei etwa weiter absinkender 
Zinshöhe einen klüftigen Auftrieb erhalten würde. Der 
Wohnungsbau ist bereits bei den jetzigen Zinssätzen für lang­
fristiges Leihkapital und speziell fü r Hypotheken durchaus 
rentabel und konnte daher s c h o n  i m  J a h r e  1934 f a s t  
a u s s c h l i e ß l i c h  m i t  P r i v a t k a p i t a l  f i n a n ­
z i e r t  w e r d e n  (von dem Gesamtaufwand in Höhe von rd.
1,5 AIrd. RAI entfielen auf private Alittel nicht weniger als 
1.25 AIrd. RAI, während die öffentliche Hand nur rd. 0,25 Mrd. 
RAI zur Verfügung stellte). So eröffnen sieh immer neue 
Wege und Alöglichkeiten für das private Kapital. Je nach­
haltiger diese Entwicklung gefördert wird, je eher die Indu­
strie ihre volle Tourenzahl wieder erreicht, desto früher hört 
auch der Staat auf, ausschließlicher Träger der Konjunktur 
zu sein, desto früher kann er sich dann im wesentlichen darauf 
beschränken, durch Unterbindung von Kapitalfehlleitungen 
Störungen im Organismus und in der Dynamik des W irt­
schaftslebens auszuschließen, und in desto größerem Umfang 
wird schließlich dann auch d e r  K a p i t a l m a r k t  w i e ­
d e r  d e r  I n d u s t r i e  z u r  V e r f ü g u n g  s t e h e n .  
Alan hat in der letzten Zeit wiederholt die Aleinung gehört, 
daß die bestehenden Investitionsverbote und die Einführung 
der Genehmigungspflieht für alle Privatemissionen hemmend 
auf die Investitionstätigkeit und damit auf die Entfaltung 
der produktiven K räfte gewirkt hätten. Nach den vorauf­
gegangenen Untersuchungen scheint es müßig, über eine der­
artige Argumentation länger zu debattieren. Der seit dem 
Umbruch in stets schnellerem Tempo ablaufende Liquidi­
sierungsprozeß hat der Industrie schon in den ersten Jahren 
des Aufschwunges hinreichende Möglichkeiten für Investitio­
nen aus (flüssiggewordenen oder verdienten) eigenen Alitteln 
geschaffen. Und es war doch vorerst gerade die Industrie, 
die sich größte Zurückhaltung auferlegte und zu neuen In­
vestitionen erst schritt, als die vorhandenen Anlagen bis zur 
Grenze ihrer Leistungsfähigkeit ausgenutzt waren. Die ver­
fügten Investitionsverbote schließlich sollten lediglich vor­
beugend wirken, um Fehlinvestitionen zu vermeiden, denn sie 
erstreckten sich doch nur auf solche Erwerbszweige (z. B. 
Waggon-, Porzellanindustrie), deren Beschäftigungsgrad sich 
auf einen geringen Prozentsatz der vorhandenen Kapazität 
belief. Abgesehen hiervon scheint es selbstverständlich, daß 
der Kapitalmarkt speziell in der letzten Zeit zur endgültigen 
Finanzierung einer so vordringlichen Aufgabe — wie es die 
) \ ehrhaftmachung des deutschen Volkes war — herangezogen 
wurde, und es steht außer jedem Zweifel, daß er im Inter­
esse der Gesamtheit immer wieder uneingeschränkt zur Ver­
fügung stehen muß, wenn gleichgelagerte Aufgaben zu lösen 
sind. Dies schließt lücht aus, daß nach Beendigung der im 
Augenblick noch im Gang befindlichen großen Konsolidierungs­
aktion des Reiches hinsichtlich der Privatemissionen gewisse 
Lockerungen eintreten können, die dann hoffentlich ihrerseits 
wieder dazu beitragen, die Leistungsfälügkeit und den Be­
schäftigungsgrad der deutschen Wirtschaft so weit zu heben, 
daß die heute noch vorhandenen Krisenreste in Kürze ver­
schwinden. [2830]
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Abschreibung 
und Jahresergebnis
Von Wirtschaftsprüfer Dr. P. GOETZE, Berlin

W iderspruch zw ischen  Lehre und Praxis
Von den umstrittenen und folgenschweren Problemen der 
Abschreibung ist die Frage, inwieweit sich die Abschrei­
bungen nach dem Gewinnergebnis richten können, eine 
der bedeutendsten. Die Betriebswirtschaftslehre steht ein­
mütig au f dem Standpunkt, daß unabhängig vom Ergeb­
nis nach feststehenden Regeln abgeschrieben werden 
müsse. Die beiden wichtigsten von der Theorie gebillig­
ten Verfahren sind:

1. die zeit-proportionale Abschreibung gleicher Raten 
vom Anschaffungswert (das gewöhnliche Anschaf­
fungswertverfahren),

2. die degressive Abschreibung in gleichen Hundert­
sätzen vom Restbuchwert (Restwertverfahren).

Andere Verfahren sind von geringerer Bedeutung und 
werden z. T. von der Theorie nicht gebilligt.
In  der Praxis werden demgegenüber, insbesondere bei 
kleineren und mittleren Unternehmungen, die Abschrei­
bungen so gut wie nie ohne Rücksicht auf das Jahres­
ergebnis festgesetzt. Es sind vielmehr meist zwei Ge­
sichtspunkte maßgeblich: der Jahreserfolg, der mehr 
oder weniger Abschreibungen „möglich macht“, und die 
Steuerbehörde, die mehr oder weniger Abschreibungen 
zuläßt.

Ein solcher Widerspruch zwischen Lehre und Praxis ist 
untragbar. Die Theorie kann nicht einfach ein Verfahren, 
das sich Jahre und Jahrzehnte behauptet, als unsoliden 
Mißbrauch bezeichnen und ablehnen. Denn die Praxis 
würde au f die Dauer unzulängliche Verfahren von selbst 
verlassen und verwerfen. W enn die Betriebsivirtschafts- 
lehre nicht weltfremd sein will, muß sie untersuchen, ob 
nicht dringende praktische Bedürfnisse vorliegen, die das 
Verfahren der Praxis mindestens teilweise rechtfertigen.

Die Gedankengänge der Praxis
Das V erfahren der Abschreibung nach Maßgabe des Ge­
winns entspricht Gedankengängen des Einzelkanfmanns 
und der Personalgesellschaft. Dort ist der Leiter des 
Unternehmens, der die Bilanz aufstellt, zugleich der wag­
nistragende K apitalist und der Eigentümer der Anlagen. 
Der Unternehmer gibt in der Handelsbilanz sich selbst 
Rechenschaft über das Anlagevermögen und dessen Wert. 
E r unterscheidet nicht so scharf wie der Betriebswirt zwi­
schen Ausgabeposten bei Anschaffung von Anlagen und 
Aufwand bei ihrer Benutzung. Vielmehr stellen die be­
schafften Anlagen fü r ihn den Risikoeinsatz dar, der ein­
malig und endgültig ist. Dieser Einsatz muß sich durch 
Überschuß in den Gewinnjahren bezahlt machen; in den 
unvermeidlichen Verlustjahren erwies sieh die W irtschafts­
tätigkeit als nicht lohnend. Der Einsatz war vergeblich. 
Daher besteht häufig in den Augen des Praktikers gar kein 
Bedürfnis, diese nicht, lohnenden Anlagen zu erneuern und 
somit fü r den Augenblick auch ein vermindertes Bedürf­
nis, abzuschreiben.
Ferner macht der Praktiker meist auch die gedankliche 
K onstruktion des Betriebswirtes nicht mit, als sei der Be­
trieb von ewiger Dauer und als müßte laufend dafür ge­
sorgt werden, daß jede unbrauchbar werdende Anlage 
a lsb a ld  durch eine neue ersetzt würde. Vielmehr ergibt

" sich aus den Erfahrungen des Praktikers, daß nach dem 
Verschleiß von Anlagen häufig vollkommen andere Be­
dürfnisse vorliegen und alte Bedürfnisse fortgefallen sind. 
Bei Maschinen können inzwischen umwälzende Neukon­
struktionen auf dem M arkt sein. Die Zwecke der alten 
Maschinen können fortgefallen und durch neue ersetzt 
sein. Der P raktiker rechnet damit, daß dann durch einen 
inzwischen in sein Vermögen geflossenen Gewinn ihm die 
Möglichkeit erhalten bleibt, neue und ganz andersartige 
Risiken zu übernehmen.

Der grundlegende Unterschied zwischen der Lehre und 
der Praxis liegt darin, daß die Lehre in der Berechnung 
der Abschreibungen ein Element der E r k e n n t n i s ,  der 
objektiven Gewinn- oder Vermögensermittlung sieht, die 
P raxis dagegen ein Element der G e s e h ä f t s p o l i t i k .

Die Praxis empfindet die Abschreibungen nicht als A uf­
wand, sondern als eine Abspaltung vom Rohgewinn und 
als Teil von diesem. Der Rohgewinn umschließt fü r den 
Unternehmer alle Gegenwerte fü r seine Leistungen. E r 
enthält den Lohn fü r seine Arbeit, die Prämie für sein 
Wagnis, die Zinsen fü r sein K apital und auch die Mit­
tel fü r die Wiedergewinnung s e i n e r  Anlagen. Wie er 
den Rohgewinn auf die einzelnen Zwecke verteilt, die alle 
nur ihn selbst und sein Vermögen betreffen, sollte ihm 
selbst überlassen bleiben. Wenn nun kein Rohgewinn 
vorhanden ist, so ist „nichts zum Abschreiben da“ . Die 
Vergrößerung eines ohnehin schon eingetretenen Ver­
lustes um die Höhe der Abschreibungen wäre eine müßige 
Spielerei auf dem Papier, denn in W irklichkeit läge hier­
in gerade der Beweis, daß nichts abgeschrieben werden 
konnte.

Gründe gegen das übliche Verfahren
Diese Auffassung der Praxis wendet gegen die Auf­
fassung der Lehre ein, daß die von dieser errechneten 
Abschreibungsraten mit viel zu viel Ungewißheitsfaktoren 
belastet seien, um als unbedingte Norm zu gelten.

Schon die Lebensdauerschätzungen seien sehr ungewiß, 
um mit solchem Nachdruck zur Grundlage der Mindest­
forderungen für die Abschreibung gemacht zu werden. 
Alle üblichen Lebensdauertafeln ließen sich an Hand von 
Beispielen aus der Praxis widerlegen. Meist seien die 
Lebensdauerfristen kürzer angegeben als die technische 
Lebensdauer. Zudem verliefe die Entwertung der meisten 
Anlagegegenstände nicht proportional zur Zeit, sondern 
proportional zur Nutzung. Die Entwertung sei ferner 
sehr abhängig von der Pflege und Behandlung der An­
lagegegenstände usw. Deshalb sei eine Festsetzung der 
Lebensdauer in  J a h r e n  von vornherein unrichtig. Es 
komme hinzu, daß gänzlich verschiedenartige Entwer­
tungsursachen, insbesondere voraussehbare und über­
raschende in einer gleichen Ziffer zusammengefaßt wer­
den sollten. Die Lehre gestattet auch verschiedenerlei 
Verfahren nebeneinander in dem gleichen Unternehmen. 
Ja , selbst ein Wechsel des Verfahrens sei nicht aus­
geschlossen, schließlich sei die Abschreibung nach oben 
überhaupt nicht begrenzt, es sei denn durch die Steuer­
behörde. H ier sei also den Notwendigkeiten der Ge­
sehäftspolitik freie Bahn gelassen. Höhere Abschreibun­
gen in guten Jahren könnten aber doch nur den Zweck 
haben, Abschreibungen in schlechten Jahren zu ersparen 
bzw. den Aufwand für schlechte Jahre vorweg zu neh­
men. Das seien zwei Seiten derselben Sache. Wenn man 
diesem Grundsatz aber überhaupt zustimme, so könne 
man ihm auch nicht widersprechen, wenn nun einmal
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schlechte Jahre vor den guten kämen und somit die Ab­
schreibungen zunächst unterlassen und später naehgeholt 
werden würden. H ierm it solle natürlich leichtsinnigen 
und unsoliden Verfahren nicht das W ort geredet werden. 
Vorbedingung sei immer, daß die Abschreibungen nach 
einem durchdachten Plan erfolgen, der dann auch konse­
quent eingehalten würde.

Man könnte von Seiten der Lehre gegen diese Auffassung 
wohl allerhand einwenden. Aber der K ern der K ritik , daß 
die Abschreibungsraten nach Regeln der Lehre sehr viele 
Ungewißheitsfaktoren in sich tragen und wohl auch zu 
sta rr einer A rt arithmetischer Mechanik folgen, läß t sich 
nicht widerlegen.

Die A uffassung der Praxis bekommt neuen Auftrieb 
durch die Steuerpolitik der Reichsregierung, die offen­
sichtlich Abschreibungen nach Maßgabe des Gewinns be­
günstigt. H ier ist nicht nur an die positiven Vorschrif­
ten über Abschreibung kurzlebiger W irtschaftsgüter zu 
denken, sondern auch an die Abschaffung des steuerlichen 
Verlustvortrages und das Anleihestockgesetz, die natur­
gemäß die W irkung haben, daß die W irtschaft in guter. 
Jahren verstärkt abschreibt, um übermäßige anleihestock­
pflichtige Gewinne zu vermeiden, in schlechten Jahren da­
gegen die Abschreibungen einschränkt, um Verluste zu 
vermindern, da sich der V ortrag dieser Verluste steuer­
lich doch nicht mehr verwerten läßt. Gleichzeitig liegt 
hierin auch eine gewisse konjunkturpolitische Absicht, 
krisenhaft übersteigerte Konjunkturschwankungen zu 
dämpfen, indem Gewinnjahre eingedämmt und Verlust­
jahre entlastet werden. Privatw irtschaftlich wird ein ge­
wichtiges und berechtigtes Bedürfnis damit befriedigt, die 
Anlageerneuerung auch rein rechnerisch nicht nach starren 
Regeln durchzuführen, sondern diese Last möglichst 
federnd der Tragfähigkeit der W irtschaftsjahre anzu­
passen.

Gegenüberstellung der Verfahren
Ausgesprochen unsolide V erfahren wollen wir nicht unter­
suchen, denn wir lehnen sic ab. So wäre es unsolide, in 
Gewinnjahren nur nach der Zeit abzuschreiben, die über­
schüssigen Gewinne auszuschütten oder zu verbrauchen, 
in V erlustjahren aber dann die Abschreibungen zu ver­
mindern oder zu unterlassen. Vielmehr verlangen auch 
wir in jedem Fall eine Planmäßigkeit. Es ist zwar nicht 
immer leicht, abzuschätzen, ob das abgelaufene Ja h r im 
Vergleich zu den vergangenen und kommenden Jahren 
gut oder schlecht war, und welcher Anteil an der Tilgung 
seiner Tragfähigkeit entspricht. Bei ernsthafter objek­
tiver Bemühung wird diese Schätzung jedoch meist weni­
ger Ungewißheiten enthalten als die Bezifferung der E n t­
wertung nach den mechanischen Verfahren der herrschen­
den Lehre.

Sclimaltz hat in einem Aufsatz „Zum Problem der rich­
tigen Abschreibung“ (Die Betriebswirtschaft 1935, 
H eft 5) dargelegt, daß die degressive Abschreibung vom 
Restwert dem gesamtwirtschaftlichen V erlauf der 
Nutzungsintensität besser entspricht als die gleichblei­
bende Abschreibung vom Anschaffungswert. Seine Be­
weisführung ist an sich überzeugend. Neuinvestitionen, 
so sagt er, werden in der Regel beim Beginn eines Kon- 
junkturauf sehwungs vorgenommen. Sonst behilft man 
sich noch mit den alten Anlagen. Die neuen Anlagen sol­
len sich möglichst durch diesen Aufschwung bezahlt 
machen und sind daher in den ersten Jahren, fü r die sie

* vorwiegend bestimmt sind, bereits überwiegend zu am orti­
sieren. Ich kann Schmaltz jedoch nur zustimmen, soweit 
es sich um die Alternative zwischen dem Anschaffungs­
wert- und dem Rest wertverfahren handelt. Die Nutzungs­
intensität fällt zwar in der Regel ab,, aber viel flacher als 
der Buchwert beim Restwert verfahren. Das Restwertver- 
fahren belastet die ersten Jahre zu stark. Es würde dem 
wahren V erlauf der Nutzungsintensität besser ent­
sprechen, wenn die Degression der Raten geringer wäre. 
Wenn man z. B. nach dem Restwertverfahren bei einer 
fünfjährigen Lebensdauer bereits im ersten Ja h r über die 
H älfte abschreiben muß, so ist dies um so weniger ge­
rechtfertigt, wenn die Anschaffung etwa noch mitten in 
das erste N utzungsjahr fällt, nach dessen Ablauf zum 
erstenmal abzuschreiben ist. Dann ist die Anlage erst 
wenige Monate benutzt worden.

Nachfolgend werden vier Abschreibungsverfahren zur 
Aussprache gestellt, die eine Anlage von fünfjähriger 
Lebensdauer in den Jahren  1930 bis 1934 nach verschie­
denen Grundsätzen planm äßig tilgen:

1930 1931 1932 1933 1934
Ansc ha IT u n gs w er t-

verfahren . . . 20% +  20% +  20% +  20% +  20% =  100 %
Restwertverfahren 52% +  26% +  13% +  6 % +  3% =  100%  
Abschr. n. Gewinn

(Konjunktur) . 3 0 % + 2 0 % +  0% +  15% +  35% =  100%  
Abschr. nach Nut­

zungsintensität . 30% +  25% +  20% +  15% +  10% =  100 %

W ir prüfen diese Verfahren zunächst im Hinblick auf

Die gesetzlichen Vorschriften
W eder im § 40 noch im § 261 HGB werden Abschrei­
bungen unm ittelbar gefordert. § 40 verlangt, den W ert 
der Vermögensgegenstände so anzusetzen, wie er ihnen in 
dem Zeitpunkt beizulegen sei, fü r den die Aufstellung 
stattfindet. § 261 bringt eine Bilanzierungserleichterung 
als Ausnahme von der Regel des § 40. Danach darf ohne 
Rücksicht auf einen geringeren Zeitwert die Anlage zu 
den Anschaffungs- oder Herstellungskosten angesetzt wer­
den, wenn richtig abgeschrieben wird. Der Gesetzgeber 
drückt sich etwas verklausuliert aus und s a g t: . . wenn
der Anteil an einem etwaigen W ertverlust, der sieh bei 
seiner Verteilung auf die mutmaßliche Gesamtdauer der 
Verwendung oder Nutzung fü r  den einzelnen Bilanzab­
schnitt ergibt, in Abzug oder in Form  von Wertberieh- 
tigungsposten in Ansatz gebracht w ird“ .

§ 261 hat den Charakter einer Erlaubnis unter gewissen 
Bedingungen; er spricht von „dürfen“ . E r  schreibt also 
Abschreibungen überhaupt nicht vor, knüpft nur Bedin­
gungen an ihr Vorhandensein. Die Folgen sind nur von 
Interesse, wenn der Zeitwert unter dem Buchwert liegt. 
Dio gestellte Bedingung verlangt, daß eine etwa vorhan­
dene Differenz zwischen dem Zeitwert und dem (höheren) 
Buchwert auf die Gesamtdauer der Nutzung verteilt ab­
geschrieben wird. Nach welchen Grundsätzen die Vertei­
lung erfolgen soll, bleibt offen. Insbesondere ist nicht 
etwa vorgeschrieben, daß die Verteilung pro ra ta  temporis 
erfolgen soll. W enn die Verteilung so erfolgt, daß am 
Ende der Lebensdauer beides, die Differenz und der W ert 
getilgt ist, dann ist die Bedingung erfüllt.

Das Gesetz nimmt ferner Bezug auf die Grundsätze 
„ordentlicher Bilanzierung“ . Angesichts des W iderspruchs 
zwischen Lehre und Praxis, von dem eingangs die Rede 
war, ergibt sich aber in dieser F rage kein einheitlicher 
Grundsatz, so daß dieser Bezichungspunkt entfällt.

202



Was ist der Zeitwert bei Anlagen?
Somit ist als erste Forderung des Gesetzes festzuhalten, 
daß a m  E n d e  d e r  N u t z u n g s d a u e r  d e r  A n ­
l a g e w e r t  g e t i l g t  i s t .  Diese Forderung ist die ent­
scheidende überhaupt und ihre Erfüllung bei jeder A rt 
von Entw ertung ist das zentrale Problem der Abschrei­
bung. Im  übrigen liegen die Fälle verschieden, das 
Grundsätzliche ist bei allen vier oben genannten Ver­
fahren erfüllt. F ü r die Zwischenzeit beschränkt sich 
der Gesetzgeber auf die Vorschrift, daß der Zeitwert 
nicht überschritten werden dürfe, es sei denn nach der 
Hegel des § 261. W as ist nun der Zeitwert bei Anlage­
gegenständen? Das muß sieh offenbar danach richten, 
welchem Zweck diese dienen, und danach bemessen wer­
den, wie weit sie dem Zweck tauglich sind.

Der Liberalist sieht den Zweck des W irtschaftens und 
damit auch der Anlage im Überschuß. Dann könnte nur 
der E r t r a g s w e r t ,  d. li. der kapitalisierte Überschuß 
der Zeitwert sein. In  Verlustjahren vs'äre er gleich Null, mit 
steigender W irtschaftlichkeit würde er erheblich wachsen, 
die Schwankungen des landesüblichen Zinsfußes würden 
Einfluß haben, jedenfalls würde der Zeitwert so auf- und 
abschwanken, daß aller Erkenntniswert der Bilanz ver­
loren ginge.

Der V e r k a u f s w e r t  kann bei Anlagegegenständen auch 
keinesfalls als Zeitwert angesproehen werden, denn sie 
dienen nicht dem Verkauf, sondern der Nutzung. Die 
meisten Anlagen verlieren im Augenblick der Inbetrieb­
nahme einen erheblichen Teil ihres Marktwertes durch 
den Übergang vom ungebrauchten in den gebrauchten Zu­
stand. Daher müßte bei Zugrundelegung des Verkaufs­
wertes jede Investition mit anschließender Inbetriebnahme 
zu erheblichen Verlusten führen, was aller w irtschaft­
lichen Anschauung widerspricht.

Von manchen Theoretikern wird der W i e d e  r b e s c h a f . - 
f u n g s w e r t ,  der sogenannte Reproduktionswert als 
Zeitwert angesprochen. Dies mag wohl theoretisch ein­
leuchten, hat aber praktisch große Schwierigkeiten. Die 
Höhe der tatsächlichen Reproduktionskosten ist sehr von 
Zufällen abhängig, ob man etwa Anlagen gleichen Alters 
und gleichen Erhaltungszustandes zufällig aus einer Kon­
kursmasse erstehen kann, oder ob die Erneuerung fo rt­
fallender Anlagegegenstände nur mit H ilfe von Neu­
beschaffungen erreicht werden kann.

G ürtler1) bekennt sieh ebenfalls zu dieser Auffassung 
und will aufbauen auf „den Vermögenswerten, die bei 
der Erneuerung der Unternehmung aufgewendet werden 
oder werden m üßten“ . H ier bleibt unklar, ob er unter 
Erneuerung die Aufrechterhaltung bzw. Wiedergewinnung 
der t e c h n i s c h e n  L e i s t u n g s f ä h i g k e i t ,  der 
Produktionskapazität versteht, die ich an anderer Stelle 
vom volkswirtschaftlichen Standpunkt als Zweck der 
Abschreibung bezeichnete (Anlageregeneration zwecks 
Erhaltung der Produktionskapazität), oder ob er mit 
van Aubel übereinstimmt, der in den Abschreibungen 
das buehteehnische Mittel zur Wiedergewinnung der in 
den Anlagen steckenden G o l d w e r t e  sieht, also eine 
GoldikapitaLRegeneration erreichen will. Es liegt auf der 
Hand, daß bei wechselnden Leistungskapazitäten und 
Maschinenpreisen sich die Abschreibung sehr verschieden 
gestalten kann.

i) „A bschreibungen a u f M aschinen“ W irtsch aftstreu h än d er N r. 16/17,
S. ”353.

Man könnte meinen, daß Gürtler der ersten produktions­
wirtschaftlichen A uffassung nähersteht und die van 
Aubelsche kapitalwirtschaftliche Auffassung nicht teilt, 
wenn man (a.a.O. S. 357) liest, daß Gürtler den Ge­
brauchswert nach folgender Formel berechnen will: „Bar­
wert des W ertes aller Nutzungsakte, die die Maschine 
voraussichtlich noch leisten wird, minus Barwert aller 
Betriebskosten, die voraussichtlich noch aufzubringen 
sind“ . Diese Formel erscheint theoretisch richtig aber 
praktisch unanwendbar, denn wie soll der W ert der 
Nutzungsakte berechnet worden? Wenn man vom Ver­
kaufspreis des Erzeugnisses ausgeht, wird man den W ert 
des Nutzungsaktes kaum aus dem Gesamtkomplex wert­
bildender Akte herauslösen können, in dem nicht nur tech­
nische, sondern auch organisatorisch-geistige und w irt­
schaftliche W ertbildungsakte mitwirken. W enn man aber 
von der Selbstkostenrechnung ausgeht, gerät man in einen 
der von Gürtler selbst gebrandmarkten Zirkelschlüsse: 
die Abschreibung hängt ab vom Gebrauchswert, der Ge­
brauchswert von den Selbstkosten des Nutzungsaktes, 
diese Selbstkosten aber wieder von der Abschreibung.

Mir scheint der Versuch, derartige objektive Zeitwerte 
für Anlagen im Rahmen eines Betriebes zu finden, über­
haupt kaum durchführbar, jedenfalls aber zu schwierig 
für praktische Zwecke. Die Vorstellung, daß dies möglich 
sei, entspringt einer schiefen Analogie zum Umlaufver­
mögen. Der spezifische W ert einer Anlage in einem B e­
trieb ist ihre Produktionskapazität im Rahmen der Mög­
lichkeiten, die der Betrieb selbst bietet. Dieser W ert ist 
individuell und subjektiv und in Geld nicht auszu­
drücken. Wenn man es versuchen wollte, ihn zu be­
ziffern, so würde man jedenfalls dazu kommen, ihn höher 
zu legen als die Anschaffungskosten, denn sonst würde 
der Unternehmer nicht das Bargeld fü r die Anschaffung 
hergeben, noch Mühe und Wagnis auf sich nehmen, ehe 
ihm der W ert als E rtrag  wieder zurückfließt.

Es ist aber auch gar nicht nötig, den Anlägewert in Geld 
auszudrücken, denn wir sind durch Bilanzierungspraxis 
und Gesetz ohnehin darauf festgelegt, Anlagen nicht höher 
als zu den Anschaffungs- oder Herstellungskosten zu 
bilanzieren. Was uns hier interessiert, ist nur die Kurve, 
wie und in welchem Tempo der Anlagewert verfällt. H ier 
kommen wir nun zu neuen A uffassungen: die technische 
Leistungsfähigkeit pflegt bei den Anlagen fü r mindestens 
die H älfte ihrer Lebensdauer überhaupt nicht zu sinken, 
meist erst gegen Ende abzubröckeln, ehe die Maschinen 
ganz schrottreif werden. Wenn wir also die technische 
Leistung, die Tauglichkeit der Anlage fü r ihren eigent­
lichen Zweck, zur Grundlage der Bewertung machen und 
den Zeitwert im gleichen Tempo verfallen lassen wie die 
technische Nutzbarkeit, so kommen wir bei einer Maschine 
mit fünfjähriger Lebensdauer auf folgende W ertentwick­
lung: 100%, 100%, 100%, 90%, 50%, 0%. Diese Kurve 
geht manchmal etwas flacher, manchmal etwas steiler, aber 
im Grunde immer ähnlich. Eine Abschreibung, die ihr ent­
spräche, brauchte also erst im vierten Jah r der Nutzung 
zu beginnen.

In  einer organisch-produktionswirtsehaftliehen W irt­
schaftsauffassung muß dies der Zeitwert sein, von dem 
§ 40 spricht. E r  ist die obere Grenze, die das Gesetz er­
laubt. Keines der vier oben genannten Abschreibungsver­
fahren überschreitet diese Grenze. Sie sind also alle vier 
als rechtlich zulässig anzusehen. Es bleibt noch die Frage 
nach der betriebswirtschaftlichen Berechtigung und Eig­
nung, nachdem die rechtliche Frage gelöst ist.
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Betriebswirtschaftliche Beurteilung
F ü r die betriebswirtschaftliche Beurteilung dieser Fragen 
muß zunächst dem oben genannten Aufsatz von Gürtler 
widersprochen werden, der davon ausgeht, daß die Be­
deutung und Handhabung der Abschreibungen in der 
Selbstkostenrechnung, Vermögensrechnung und Erfolgs­
rechnung die gleiche sei und sein müsse. E r  räum t aller­
dings auf S. 353 ein, daß die K alkulation und die E r­
folgsrechnung verschiedene Sehätzungsfehler machen und 
dadurch von einander abweichen können. Diese Ab­
weichungen sind jedoch die Regel, und die Gleichheit ist 
die fast nie erzielte, seltene Ausnahme. Die Kalkulation 
ist eine Rechnung in die Z u k u n f t ,  die alle Risiken 
und Eventualitäten abseliätzen und berücksichtigen muß, 
fü r  deren Bezifferung die Vergangenheit oft nur geringe 
Anhaltspunkte bietet. Der Rechnungsabschluß stützt sieh 
dagegen auf ein v e r g a n g e n e s ,  in allen Teilen genau 
erfaßbares Jahr. Solange man nicht in die Zukunft sehen 
kann, w ird die Summe der kalkulierten Einzelgewinne 
niemals vollkommen mit dem Überschuß laut Erfolgsreeh- 
nung übereinstimmen. Ebensowenig in Vermögensreehnung 
und Erfolgsrechnung (es sei denn, daß man den formalen 
Effekt der doppelten Buchhaltung dafür hält), solange es 
stille Reserven, Rückstellungen und einen Bewertungs­
spielraum in der Bilanz gibt.

Die Kalkulation beschäftigt sich mit geplanten, z u ­
k ü n f t i g e n  Umsätzen, deren V erlauf noch völlig unge­
wiß ist. Die Bilanz stellt die b e g o n n e n e n  a b e r  
n o c h  n i c h t  a b g e w i c k e l t e n  Umsätze dar, in denen 
noch gewisse Risiken und Ungewißheiten stecken. Die 
Erfolgsrechnung dagegen gibt restlos a b g e w i c k e l t e  
Umsätze wieder, die völlig übersehen werden können. Das 
Prinzip der Vorsicht zwingt uns, alle Veränderlichen 
anders zu beurteilen, je nach dem, ob sie in Zukunft, 
Gegenwart oder Vergangenheit liegen. Deshalb können 
diese drei Rechnungen immer nur formal, nie aber wesent­
lich miteinander übereinstimmen.

Dieses Problem wollen wir jedoch hier außer Acht lassen, 
die kalkulatorischen Abschreibungen aussehaiten und uns 
auf die bilanzmäßigen beschränken. Von den zur Wahl 
stehenden vier V erfahren wird als besonderer Vorteil des 
Anschaffungswertverfahrens die Gleichmäßigkeit hervor­
gehoben, m it der sie die Erfolgsperioden belaste. Schon 
Sclimaltz weist in seinem oben genannten Aufsatz auf
S. 129/130 darauf hin, daß das Verfahren bei größeren 
Anschaffungen im Gegenteil zu einer krassen Ungleich­
mäßigkeit führt, weil diese Zugänge zweimal, nämlich bei 
Beginn und Ende der Lebensdauer sich durch einen jähen 
Wechsel in der Höhe der Gesamtabschreibungen bemerk­
bar machen. Das von ihm empfohlene Restwertverfahren 
führt zwar nur zu einer, dafür aber um so krasseren 
Schwankung in der Höhe der Gesamtabschreibungen im 
Ja h r nach der Anschaffung.

Im übrigen hat diese „Gleichmäßigkeit“ , die man besser 
mit „Zeitproportionalität“ bezeichnet, selbst wenn man 
sie erreichen würde, kaum Vorzüge. Im  Gegenteil, sie 
führt zu Unregelmäßigkeiten im E rfolg und in der K alku­
lation bei wechselnden Produktionsmengen, zu Ungleich­
mäßigkeiten in der W irtschaftlichkeit, indem Jahre von 
verschiedener Tragfähigkeit gleichmäßig belastet werden, 
zu Ungleichmäßigkeiten hinsichtlich der Nutzungsinten­
sität, die im Jahre  nach der Anschaffung vielfach am 
größten zu sein pflegt. Die Gleichmäßigkeit ist nur eine 
arithmetische, keine organische. Als Ausgangspunkt fü r

die betriebswirtschaftliche Beurteilung muß vielmehr der 
allgemein anerkannte Satz gelten, daß die W i r k u n g s ­
w e i s e  d e r  E n t w e r t u n g s u r s a c h e n  möglichst 
unm ittelbar fü r die Absehreibungsverfaliren maßgeblich 
sein müßte. Ferner ist es betriebswirtschaftlich richtig, 
dem Bedürfnis Rechnung zu tragen, die Last der Anlage­
erneuerung auch buchmäßig auf tragfähige Jahre zu 
verlegen.

Entwertungsursachen
Die Entwertungsursachen sind vielfältig. Hast unter­
scheidet in seinen „Grundsätzen ordnungsmäßiger Bilan­
zierung fü r Anlagegegenstände“ S. 146 sieben Entwer- 
tungsursaehen:

1. Verschleiß durch Gebrauch,
2. Verschleiß durch Verwittern und Verrosten,
3. Katastrophenversehleiß (Betriebsunglüeke),
4. Entw ertung durch Ablauf des Rechtes oder des 

Zweckes oder durch Aufbrauchen einer Substanz,
5. Sinken des M arktwertes der Anlage,
6. W irtschaftliche oder technische Überholung,
7. Fehlinvestition, Nicht- oder W enigerausnutzung 

der Anlage.

Die Ursachen wirken verschieden stark. Durch Berück­
sichtigung der stärker wirkenden Ursachen sind die 
gleichzeitig wirkenden, schwächeren, bereits berücksich­
tigt. W enn eine Maschine nach zehn Jahren wegen 
V errostung unbrauchbar wird, nach acht Jahren 
überholt und nach fün f Jahren  durch Gebrauch ver­
schlissen, so genügt es, den Verschleiß durch Gebrauch 
in der Abschreibung zu berücksichtigen, die Maschine also 
in fünf Jahren  abzusehreiben. Die übrigen Entwertungs- 
ursaehen kann man vernachlässigen.

Voraussehbare 
und außergewöhnliche Entwertung
Man muß nun unter den Entwertungsursachen zwei Grup­
pen unterscheiden, die kaum mehr als den Namen ge­
meinsam haben: einmal normale, schrittweise eintretende, 
voraussehbare Verseh 1 eißerscheinuugen, die mit der Be­
nutzung Zusammenhängen, und zweitens plötzliche, unvor­
hersehbare geschäftliche Fehlschläge, die große E n t­
wertungen oder gar völlige W ertlosigkeit herbeiführen 
(ähnlich s. auch Schwarz „Richtig abschreiben!“ 1935,
S. 256). Wahrscheinlich haben diese beiden G ruppen dem 
Gesetzgeber vorgeschwebt, als er im Schema der Gewinn- 
und Vcrlustreelniung die Anlage-Abschreibungen von den 
übrigen Abschreibungen trennte. Die übrigen Abschrei­
bungen haben nämlich sämtlich uin-egelmäßigen Cha­
rak ter: Kreditverluste, Abwertung unkurranter Vorräte, 
Beteiligungsabwertung usw. Nun gibt es unter den An­
lageabschreibungen auch unregelm äßige: K atastrophen­
verschleiß, Entwertung am Markte, wirtschaftliche Über­
holung und Fehlanlage. Im  Interesse der K larheit wäre 
es wohl angezeigt, die unregelmäßigen Anlageabschrei- 
bungen in einer Sonderposition von den regelmäßigen zu 
trennen.

Die Bemessung der Abschreibungsraten wird vor allem 
dadurch so schwer und ungewiß, daß man immer ver­
sucht, diese beiden heterogenen G ruppen zusammenzu­
fassen, indem man die unregelmäßigen Entw ertungs­
ursachen pauschalisiert. Das ist meines Erachtens un­
richtig 2).

2) V ergl. oan Aubel, „Vom M ehrnu tzen“, F e s tsc h rif t fü r  E ugen  Schma- 
lenbach, S. 190.
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Wenn der Kaufm ann außergewöhnliche Verluste zu be­
fürchten hat, s o  soll man es ihm selbst überlassen, wie und 
wo er sich geeignete R e s e r v e n  dafür bildet. Diese 
außergewöhnlichen Verluste stellen nämlich einen Teil des 
allgemeinen kaufmännischen Wagnisses dar, und man kann 
nicht verlangen, daß diese Wagnisse fü r ein abgeschlosse­
nes Jahr, in dem diese Verluste nicht aufgetreten sind, 
in der ordentlichen Abschlußrechnung als Abschreibungen 
berücksichtigt werden. Vielmehr muß man einen geschäft­
lichen Fehlschlag, wenn man ihn nicht vertuschen will, in 
der Abrechnungsperiode zum Ausdruck bringen, in der er 
eintritt. Wenn man dann zur Beseitigung des Verlustes 
Reserven mitheranzieht, so soll dies deutlich in der Rech­
nung erscheinen, andernfalls verzerrt und verschleiert man 
das Ergebnis, denn eingetretene Verluste s o l l e n  im 
Abschluß zum Ausdruck kommen und nicht durch vorher 
vorgenommene Abschreibungen, die das Verlust-Risiko 
verteilen, zum Verschwinden gebracht werden.

Es kann zweifelhaft sein, zu welcher Gruppe man die 
technische Überholung rechnen soll. Es gibt Gewerbezweige 
und Maschinenarten, bei denen der technische Fortschritt 
mit einer gewissen Regelmäßigkeit fortschreitet, so daß 
man mit einiger Sicherheit damit rechnen muß, daß die 
technische Überholung eintritt, z. B. im Automobilbau. 
TTior liegt dann eine Entwertungsursache vor, die man 
mangels anderer Maßstäbe nur zeitproportional messen 
kann. Im  übrigen bleibt es aber immer noch offen, in 
welchem Grade technisch überholte Maschinen entwertet 
sind. In  unzähligen Betrieben tun technisch an sich über­
holte Maschinen noch sehr gute Dienste.

Die Bedeutung der Überholung als Entwertungsursache 
wird übrigens vielfach zu sehr verallgemeinert und 
überschätzt, so u. a. auch von Gürtler, der (a. a. 0 .) 
unter Berufung auf den VDMA meint, „daß die w irt­
schaftliche Nutzungsdauer in der Regel geringer sei als 
die technische Nutzungsdauer, ja  meist sehr viel geringer“ 
(S. 356). Die wirtschaftliche Entwertung technisch
brauchbarer Anlagen durch den Fortschritt beschränkt 
sich auf gewisse im Brennpunkt des Wettbewerbes 
stehende Gruppen hochentwickelter Spezialmasehinen 
und -apparate und andere technisch hochgezüchtete 
Gegenstände. Sie ist zudem auch von wirtschaftlichen 
Voraussetzungen abhängig, nämlich daß die betreffende 
Verbesserung fü r den Wettbewerb eine entscheidende 
Rolle spielt, und daß die Mitbewerber K apital genug 
haben, die neue leistungsfähigere Maschine zu kaufen und 
den durch sie vergrößerten Umsatz zu finanzieren.

Der Fachleiter des Institutes der W irtschaftsprüfer, Dr. 
Reuther, führt als Beispiel fü r die starke wirtschaftliche 
Entwertung vor der technischen Unbrauchbarkeit den 
Schiffspark der Hochseeflotte an, bei dem in der Tat eine 
außerordentlich schnelle Entwertung durch Neubauten der 
internationalen Konkurrenz einzutreten pflegt. Die dorti­
gen Verhältnisse können aber durchaus nur als Ausnahme 
gewertet werden. Tn der deutschen Binnenwirtsehaft sind 
zunächst durch M arktordnungsmaßnahmen derartig kapi­
talzerstörende Konkurrenzkäm pfe ausgeschlossen. Ferner 
wirkt sich auf dem Gebiet der Seeschiffahrt die Schrump­
fung des zwischenstaatlichen Verkehrs noch ganz besonders 
verschärfend auf den Wettbewerb aus.

Seit der von Gürtler zitierten Veröffentlichung des VDMA, 
die aus dem Jahre 1929, dem letzten Jah r der Rationali­
s i e r u n g s z e i t  stammt, hat sich hierin vieles geändert. In 
vielen Zweigen des Maschinenbaues ist man bekanntlich

dazu übergegangen, Maschinen nicht mehr so haltbar zu 
bauen, daß sie noch während ihrer technischen Nutzungs­
dauer wegen wirtschaftlicher Entwertung stillgelegt werden 
müssen.

Der wertmäßig größte Teil der Anlagen besteht aus 
Gebäuden und normalen Motoren, Arbeits- und Werkzeug­
maschinen, Gleisanlagen, Kränen und ändern T ransport­
einrichtungen, auf die der technische Fortschritt und die 
wirtschaftliche Überholung nur geringen entwertenden Ein­
fluß auszuüben pflegen.

Eine wichtige Entwertungsursache fehlt allerdings noch 
bei dem Basischen Katalog: das ist der Zerfall der w irt­
schaftlichen Organisation oder des Unternehmens, in dem 
der Anlagegegenstand benutzt worden ist. Ich neige dazu, 
diese Entwertungsursache überhaupt als die am stärksten 
wirkende irreguläre Entwertungsursache zu betrachten. 
Störungen in der Welt der Finanzen und des Absatzes, 
die gänzlich außerhalb der technischen Nutzung liegen, 
haben, zumal in den letzten Jahren, die entscheidenden 
und größten Entwertungen im Anlagevermögen herbei­
geführt. Hierbei handelt es sich aber typischerweise um 
einmalige und irreguläro Entwertungserscheinungen, denen 
man nicht durch Anlagen-Abschreibungen sondern nur 
durch allgemeine Reservenbildung begegnen kann.

Reservenbildung 
für außergewöhnliche Entwertung
Der K äufer einer Anlage braucht im Normalfall nicht 
damit zu rechnen, daß diese Anlage überraschend ent­
wertet wird, ehe sie fü r seine Zwecke verbraucht ist. T ritt 
die außergewöhnliche Entwertung doch ein, so stellt sie 
einen wirtschaftlichen Fehlschlag dar. Solche Fehlschläge 
sind Verluste, denen man nur durch Reservenbildung be­
gegnen kann. Solche Reserven kann man auf vielerlei 
Weise bilden, offen, halboffen und still, und es gehört zu 
ihrer Tauglichkeit, daß sie auch liquiditätsmäßig minde­
stens zum Teil greifbar oder leicht realisierbar sind, um 
im Fall eines Bedarfs zur Verfügung zu stehen. Eine 
Reservenbildung durch starke Abschreibung der Anlage­
werte erfüllt diese Voraussetzung in der Regel nicht. tSolche 
Reserven lassen sich natürlich nicht in Verlustjahren bil­
den, sondern nur aus den Überschüssen in Gewinnjahren. 
Auch der Steuer gegenüber müssen sie in angemessener 
Höhe durchgesetzt werden, je nachdem, in welchem Maß 
bei dem Unternehmen plötzliche Entwertungserscheinungen 
möglich sind. In  der Mehrzahl der Fälle wäre es richtig, 
sie offen auf der Passivseite zu bilden und sie planmäßig 
und offen zum Ausgleich derartiger Entwertungserschei­
nungen heranzuziehen.

Regelmäßige Entwertung: 
Umsatz- oder zeitproportional?
Unter den regelmäßigen, voraussehbaren Entwertungs­
erscheinungen überwiegt bei weitem die A b n u t z u n g  
d u r c h  G e b r a u c h ,  vor allem bei den mobilen Anlage­
gegenständen, so daß man im Zweifel und bei allen Arten 
pauschalierter Abschreibungen die Produktionsmenge zur 
Einheit fü r diese Entwertung machen sollte. Bei gleich­
bleibenden Preisen und gleichbleibenden Vorräten ent­
spricht die Proportion zur Produktionsmenge der zum Um­
satz. So kommen wir zur u m s a t z p r o p o r t i o n a -  
1 e n Abschreibung als Normal verfahren fü r die Berück­
sichtigung regulärer Entwertungserscheinungen. Dies ist 
die Abschreibung im eigentlichen Sinn. Das Verfahren
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hat große Vorzüge hei der Kalkulation, da die Abschrei­
bung so unter den Einzelkosten erfaß t werden kann. Sie 
paß t sich auch der W irtschaftlichkeitslage besser an, da 
die Jahre m it gutem Umsatz Gewinnjahre zu sein pflegen 
und umgekehrt. Auch sind die Lebensdauerschätzungen er­
leichtert, denn es lä ß t sieh viel eher berechnen, daß z. B. 
ein Auto eine gewisse Zahl von Kilometern, ein Motor 
eine gewisse Zahl von Betriebsstunden, eine Förderanlage 
eine gewisse Anzahl von Schichten hält, als wenn die 
Lebensdauer ohne Rücksicht auf die Beanspruchung in 
Jahren  angegeben werden soll.

Bei immobilen Anlagegegenständen treten zwei reguläre 
Entwertungsursachen miteinander in K onkurrenz: Ge­
brauch und Verwitterung. Bei der laufenden jährlichen 
Kontrolle der Lebensdauersehätzungen wird man im 
Einzelfall erkennen, ob z. B. das Gebäude eher von innen 
verwohnt w ird oder von außen verfällt. Bei den meisten 
Immobilien wird man allerdings die Einheit der Nutzung 
aus Mangel an M aßstäben nicht anders als nach der 
Zeiteinheit bemessen können, so daß Immobilien im 
Zweifel zeitproportional abzuschreiben sind, womit man 
dem Verschleiß durch Gebrauch in der Regel am nächsten 
kommt.

Es kommt immer darauf an, die am stärksten wirkende 
Entwertungsursaehe fü r  jeden Anlagegegenstand zu er­
kennen und dann festzustellen, mit welchem M aßstab man 
diese am besten erfaßt.

Zusammenfassung
In  dieser A rbeit werden neue Gedanken zur F rage der 
Abschreibung vertreten zu dem Zweck, eine Aussprache 
hierüber hervorzurufen. Um diese Aussprache von vorn­
herein in gewisse Bahnen zu lenken, soll der wesentliche 
Inhalt nachstehend in Thesen zusammengefaßt w erden:

1. Es besteht ein Bedürfnis nach Anpassung der Ab­
schreibungen an das Gewinnergebnis.

2. E s ist gesetzlich zulässig und betriebswirtschaftlich 
richtig, diesem Bedürfnis entgegenzukommen, wenn ein 
P lan  besteht, der dafür sorgt, daß die Anlagen inner­
halb der Lebensdauer abgeschrieben werden.

3. Das Gesetz verlangt, daß die Differenz zwischen dem 
AnsehafTungswert und dem niedrigeren Zeitwert plan­
m äßig abzuschreiben ist (§ 40 und § 261 HG B).
D er Zeitwert einer Produktionsanlage fü r das U nter­
nehmen besteht in der Leistungskapazität und hat 
weder mit dem M arktwert noch m it dem Anschaffungs­
wert unm ittelbar etwas zu tun. Die Leistungskapazität 
bleibt fast während der ganzen Lebensdauer in der 
Regel die gleiche und fällt erst gegen Schluß auf Null 
ab. Dem Gesetz wäre genügt, wenn man so abschriebe.

4. Betriebswirtschaftlich genügt diese Abschreibung nach 
der Leistungskapazität in der Regel nicht. U nter den 
üblichen V erfahren verdienen die den Vorzug, die den 
Notwendigkeiten der Unternehmung am besten Rech­
nung tragen. Hierbei kommt es nicht au f arithmetische 
Gleichmäßigkeit an sondern auf die A npassung an 
die Tragfähigkeit der Jah re  und an die Nutzungs­
intensität.
Empfehlenswerte Abschreibungsverfahren s ind :
a) die um satzproportionale Abschreibung. In  der K al­

kulation werden die Abschreibungen zu Einzel­
kosten, nicht zu Zuschlagskosten,

b) die schwach-degressive Abschreibung (30 +  25+20 
+ 1 5 + 1 0  — 100), die der Nutzungsintensität regel­
m äßig am besten entspricht,

e) Abschreibung nach dem K onjunkturverlauf, wenn 
die Tilgung innerhalb der Lebensdauer gewährleistet 
ist (3 & + 2 0 + 0 + 1 5 + 30 =  100).

Sachlich ungeeigneter sind:
d) das herrschende Anschaffungswertverfahren (20+20 

+  20 +  20 +  20 — 100), durch dieses wird die Ab­
schreibung zeitproportional und damit zum festen 
Kostenbestandteil. Der tatsächliche V erlauf der 
Entw ertung rechtfertigt dieses V erfahren nur für 
Immobilien.

e) das Restwertverfahren (52+26 +  13 +  6 + 3  — 100), 
bei dem die ersten Jahre  zu stark  belastet werden. 
Besonders k raß  w irkt es, wenn das erste Jah r 
weniger als 12 Monate Nutzung enthält.

5. In  der Regel wirken die verschiedenen Entwertungs­
ursachen nicht kumulativ, sondern es genügt, die am 
stärksten wirkende Ursache zu berücksichtigen, die die 
Entw ertung durch die übrigen Ursachen mit umschließt.

6. Es empfiehlt sieh, den Absehreibungsbetrag zu teilen 
nach voraussehbaren und nicht voraussehbaren E nt­
wert ungsursaeben. Die voraussehbaren Entwertungs­
ursachen werden am besten durch die oben beschriebe­
nen V erfahren berücksichtigt. Die nicht voraussehbaren 
Entwertungsursachen sind ein Teil des allgemeinen 
wirtschaftlichen Wagnisses. Sie können nicht durch 
Abschreibungen, sondern nur durch Reservenbildung 
berücksichtigt werden. Bei dieser Reservenbildung spielt 
die liquiditätsmäßige Bereitstellung der in Reserve ge­
stellten Mittel eine entscheidende Rolle. Aus Verlusten 
lassen sich derartige Reserven jedenfalls nicht bilden. 
Bei E in tritt irregulärer Entwertungserscheinungen sind 
die Reserven zu ihrer Deckung heranzuziehen, und 
zwar muß dieser Vorgang im Rechnungswerk sichtbar 
zum Ausdruck gebracht werden. [2825]
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W IR T S C H A F T S P R Ü F U N G
Die Entwicklung der Kosten, Preise und des 
Außenhandels der deutschen Lederindustrie
Von Dipl-Kaufmann H E LM U T N O R D E N , Berlin 

AllgemeinUbersicht
Im Jahre 1932 lag die deutsche ledererzeugende Industrie 
schwer darnieder. Die Betriebe waren nur zu einem Bruchteil 
ausgenutzt, obwohl der größte Teil der Ledererzeugung zum 
lebensnotwendigen Bedarf rechnet und so im allgemeinen nicht 
in stärkerem Maße konjunkturellen Schwankungen ausgesetzt 
ist. Trotz aller Anstrengungen war es infolge der katastro­
phal sinkenden Kaufkraft nicht möglich, Ledererzeugnisse in 
einigermaßen befriedigendem Umfang abzusetzen. So sanken 
wegen des fehlenden Bedarfs in gleicher Weise die Rohstoff-, 
Halbstoff- und Fertigwarenpreise, nachdem der Tätigkeit der 
ledererzeugenden Betriebe Schranken gesetzt waren. Die Roh­
hautpreise fielen 1932 im Durchschnitt bis auf 22 %  des im 
Jahre 1928 gezahlten Wertes. Der Durchschnittserlös je 
Tonne Fertigleder fiel bis 1932 auf 3,50 RM, nachdem 1928 
noch 7,20 RM gezahlt wurden. Die wertmäßige Gesamt­
erzeugung schrumpfte im gleichen Zeitraum bis auf 40 %  ihres 
Umfanges zusammen, wobei neben der mengenmäßigen Ab- 
drossclung der Produktion auch die Preisentwicklung zum 
großen Teil von Einfluß war.
Mit dem Aufblühen der deutschen Wirtschaft seit Jahres­
beginn 1933 stieg auch der Bedarf an Leder. Namentlich die 
Schuhe und Stiefel herstellende Industrie stellte wieder stärkere 
Anforderungen an die ledererzeugenden Gewerbe. Schon im 
Jahre 1934 hatte die mengenmäßige Erzeugung von Leder 
wieder den Höchststand der Jahre 1927/28 erreicht. Auch die 
wertmäßige Erzeugung belebte sich in zwei Jahren um ein 
Drittel ihres Umfanges. Wie in den meisten ändern W irt­
schaftszweigen, so wurde auch in der Lederindustrie ein Wie­
deransteigen der Preise mit der Konjunktur staatlicherseits 
verhindert, um volkswirtschaftlich gesehen die Mengen­
konjunktur nicht durch Steigerung der Lebenshaltungskosten 
wieder zunichte zu machen. Selbst unter Opfern, wie sie 
z. B. die niedrigen Löhne der Arbeiterschaft darstellen, 
wurde versucht, zum Wohle der gesamten Volkswirtschaft 
eine Steigerung des allgemeinen Preisstandes unter allen 
Umständen zu verhindern. Die Lederpreise wurden in den 
vergangenen Jahren noch unter dem Durchschnitt des 
Jahres 1932 gehalten.
Aus der nachstehenden Zahlenzusammenstellung geht die Ent­
wicklung der wert- und mengenmäßigen Erzeugung der Leder­
industrie hervor. Hinzugefügt sind die auf 1928 basierenden 
Indexzahlen der betr. Angaben sowie die durch Division der 
Spalte b durch Spalte d erhältlichen Durchschnittspreise je 
Tonne Leder. Da das Verhältnis der einzelnen Ledersorten 
zueinander konstant geblieben ist, ist das Fallen der Durch­
schnittspreise je Tonne nicht auf eine Betonung der billigeren 
Ledersorten zurüc-kzuführen, sondern allein auf die Preis­
entwicklung.
Zahlenfafel 1. Entwicklung der w ert-  und mengen­
mäßigen Erzeugung sowie der Preiskennziffern der 

deutschen Lederindustr ie

J a h r
W ert der 

G esam tproduktion
M enge der 

G esam tproduktion Preis je t

Mill. RM 1928= 100 1000 t 1928 =  100 1000 RM 1928 =  100

a b c d e f CT

1927 952,9 102 150,7 116 6,30 8 8
1928 935,6 100 129,3 100 7,20 100
1929 795,9 85 117,4 91 6,80 94
1930 685,9 73 1 1 1 ,8 8 6 6,20 8 6
1931 508,7 54 103,8 80 4,90 6 8
1932 368,3 39 104,0 81 3,50 49
1933 420,8 45 126,4 98 3,33 46
1934 488,4 42 141,2 109 3,47 48

In  den weiterverarbeitenden Betrieben der Lederindustrie 
(Schuh-, Täschnerwarenherstellung, Luxus-, Treibriemenleder­
industrie) ist die Entwicklung nach 1929 noch wesentlich un­
günstiger als in der ledererzeugenden Industrie gewesen. Die 
Grundindustrie zeigt sich auch hier widerstandsfähiger und ist

weder stark krisenempfindlich, noch folgt sie proportional den 
Hochkonjunkturen. Die Beschäftigung sowohl der leder­
erzeugenden als auch der gesamten Lederindustrie, gemessen 
an dem personell- und stundenmäßigen Arbeitsumfang geht aus 
Zahlentafel 2 hervor.
Zahlentafel 2. Die Beschäftigung der Lederindustr ie

(ln % der Kapazität!________________________
Ledererzeugende Industrie Lederindustrie gesam t

Jahr Zahl der 
Beschäftigten geleistete Std.

Zahl der 
Beschäftigten geleistete Std.

1929 71,7 68,5 72,4 67,0
1930 67,6 63,4 59,8 54,6
1931 64,7 58,2 52,7 46,0
1932 60,8 54,7 43,9 39,4
1933 63,9 58,1 45,4 41,8
1934 69,3 65,7 52,8 49,9
April
1935 71,3 66,9 53,5 51,2

Die Kapazitätsausnutzung war in beiden Fällen 1929 ungefähr 
die gleiche. Die ledererzeugende Industrie litt bedeutend 
weniger stark unter der Krise und hatte im April 1935 un­
gefähr die gleiche Beschäftigung wie 1929 aufzuweisen. Die 
ändern Zweige der Lederindustrie erholen sich nur langsam als 
Folge einer zu weit getriebenen Investitionstätigkeit und der 
stärkeren Mechanisierung des Arbeitsganges.
Die Kosten
Die Gründlichkeit der deutschen industriellen Produktions­
statistik ermöglicht die Zusammenstellung einiger bitriebs- 
wirtsehaftlich wichtiger Zahlenangaben. So ist es möglich, 
für den ganzen Industriezweig eine zusammenfassende Kosten­
analyse anzustellen, die nicht nur über die Entwicklung der 
einzelnen Kostenfaktoren Aufschluß gibt, sondern des weiteren 
auch Schlüsse über die Gestaltung der festen und veränder­
lichen Kostenteile zuläßt. Im betriebswirtschaftlichen Schrift­
tum erfreut sich die Untersuchung der Kostengestaltung bei 
sich änderndem Beschäftigungsgrad stärkerer Beliebtheit, 
ohne daß jedoch praktisches, der tatsächlichen Entwicklung 
entnommenes Material herangezogen vcerden kann. Man ist 
entweder gezwungen, die Verhältnisse eines einzelnen Betrie­
bes zum Ausgangspunkt von Untersuchungen zu machen und 
sich dann von den einzelbetrieblichen Abhängigkeiten frei zu 
machen oder aber zu Theorien zu greifen und zu konstruieren. 
Im nachfolgenden sind für die gesamte deutsche ledererzeu­
gende Industrie die Selbstkostenanteile der Kostenfaktoren zu­
sammengestellt worden. Aus Gründen der Zweckmäßigkeit 
ist sowohl die Form der graphischen als auch der zahlen­
mäßigen Darstellung gewählt worden.

Zahlentafel 3. Analyse der Kostenfaktoren der 
deutschen Lederindustr ie

Jahr
Hä

Mill.
RM

ute 

in °/o

Lohn,

Mill.
RM

Gehalt

in %

Gerb

Mill.
RM

Stoffe 

in %

W ert der 
G esam t­

produktion
RM

G esam tkosten­
anteil in %

veränd.| feste 
Kostenteile

a b c d e f g h i

1927 585 61,5 93,4 9,8 85,0 8,9 952,9 80,2 19,8
1928 614 65,5 93,6 10,0 79,0 8,5 935,6 84,0 16,0
1929 479 60,0 88,0 11,0 69,1 8,7 795,9 79,7 20,3
1930 388 56.5 87,3 12,7 65,9 9,6 685,9 78,8 21,2
1931 272 53,4 74,3 14,6 55,0 10,8 508,7 78,8 21,2
1932 165 45,2 59,0 16,2 42,0 11,3 368,3 72,7 27,3
1933 211 50,1 68,4 16,2 50,3 12.3 420,8 78,6 21,4
Die graphische Darstellung der prozentualen Kostenanteile 
der Spalten b), d), f) und i) ergibt Abb. 1. Aus den Air­
gaben geht die starke M aterialintensität der Lederindustrie 
in kostenmäßiger Beziehung hervor. Der R o h s t o f f ­
w e r t  stellt 50 bis 60 %  des Endwertes dar. Die Entwick­
lung dieses Kostenteiles verläuft — wie man aus dem Ver­
gleich mit den Zahlentafeln 1 und 2 ersieht — mit der All­
gemeinentwicklung gleichlaufend. Die Rohstoffkosten je Ein­
heit sanken von 65,5 %  der Gesamtkosten auf 45,2 % . Seit 
1933 steigen sie wieder an. Die P e r s o n a l k o s t e n  weisen 
eine gleielibleibend steigende Tendenz auf, die aber nicht aut
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Abb. 1. Die Entw icklung der H auptkosten faktoren  
der deutschen Lederindustrie  1927  bis 1933

erhöhte Tarife zuriiekzuführen ist. Kostenmäßig w irkt sieh 
hier bei gleiehbleibenden Tarifen das Absinken des Arbeits- 
nmfanges in einer Erhöhung der Arbeitskosten aus, die von 
rd. 10 auf 16,8 %  anstiegen. Die Arbeitstätigkeit besteht in 
der Lederindustrie zumeist im Beaufsichtigen. Sie ist somit 
konstant und wirtschaftlich vom Arbeitsumfang abhängig. 
1934 sind die Arbeitskosten — die allein bis jetzt vorliegen, 
die Ziffern für das Roh- und Hilfsmaterial fehlen, auch für 
die Zukunft, — demzufolge gefallen. Sie lagen bei 15,5 %  
der Gesamtkosten. — Bei den G e r b s t o f f k o s t e n  macht 
sich die Verwendung höherwertiger Gerbstoffe in den letzten 
Jahren  bemerkbar. Die vervollkommneten Gerbverfahren 
verursachten ein dauerndes Anwachsen der Gerbstoffkosten 
von rd. 9 %  auf 12,3 %  der Gesamtkosten.
Sehr aufschlußreich ist die Entwicklung der restlichen Kosten­
faktoren. die sich aus den Kosten des allgemeinen Betriebes 
und der 1 erwaltung zusammensetzen und als feste Kosten an­
gesehen werden können. Die zahlenmäßigen Auswirkungen 
der Veränderung des Beschäftigungsgrades auf die fixen 
Kosten liegen hier an Hand der Unterlagen des ganzen Indu­
striezweiges fest. Es ergibt sich eine auffallende Gegenläufig­
keit der Fixkostenhöhe und der konjunkturellen Entwicklung. 
Zahlenmäßig ist das Anwachsen der festen Kosten bei schlech­
ter Wirtschaftslage und das Zurückgehen mit Besserung der­
selben belegt.
Stellt man die Kapazitätsausnutzung bzw. die Leistung der 
deutschen Lederindustrie (Zahlentafel 1 Spalte e) und die 
Festkostenentwicklung (Zahlentafel 3 Spalte i, umgerechnet 
auf 1928 =  100) einander gegenüber, so ergibt sich folgendes: 
Zahlentafel 4. Entwicklung des Beschäft igungsgrades 

und der Festkostenante i le  der deutschen Leder­
industr ie  1927 bis 1933. ( 1 9 2 8 =  100)

1927 1928 1929 1930 1931 1932 1933

Beschäftigung =  men­
genm äßige Erzeugung  

F e s tk o s te n .......................
116

87
100
100

91
127

86
132

80
136

81
171

98
133

1 4 0

130

120

110

100

9 0

8 0

- r " ' "
—----------

/
/

Festkosten

/
/

/

s/s /* <mßeschäf) 1t

y
70 1

1927 19Z8 1929 1930 1931 1332
Itteml
Abb. 2. G egenüberstellung von F es tko s ten gesta l­
tung und B eschäftigungsgrad der deutschen Leder­
industrie

1933

Die graphische Darstellung ergibt, wenn man das Jahr 1932 
wegen des völlig aus dem Rahmen fallenden Sturzes der 
Häutepreise außer Acht läßt, Abb. 2. Aus der Gegen­
überstellung geht die Gegenläufigkeit der Entwicklung 
beider Größen deutlich hervor. Mit Ausnahme des 
wegen der Rohhautpreisbildung nicht vergleichbaren Jahres 
1932 fallen bzw. steigen fast proportional die unveränderlichen 
Kostenteile mit einem Ansteigen (1933) bzw. Nachlassen 
(fortlaufend seit 1927) der Konjunktur.

Die Preise
Im Frühjahr 1932 hatten die Rohhautpreise ihren tiefsten 
Stand erreicht. Ihnen waren, wie aus Zahlentafel 5 hervor- 
geht. die Luterlederpreise im gleichen Ausmaß gefolgt, natur­
gemäß nur entsprechend dem Anteil der Rohstoffkosten.

Zahlentafel 5. Die Pre isentw ick lung der Lede rw ir t­
schaft 1929 bis 1935

Jahr
Ochs- und Kuhhäute Unterleder Lebenshaltungskosten 

Schuhe und Besohlen

RMje kg 1929 =  100 RM je kg 1929 =  100 1928,30 
=  100 1929 =  100

1929 0,56 100 4,87 100 101,5 100
1930 0,46 82 4,34 89 97,1 96
1931 0,35 63 3,81 78 85,3 84
1932 0,22 39 3,08 63 71,5 71
1933 0,25 44 2,87 59 67,7 67
1934 0,24 43 2,62 54 67,7 67

Sept. 1935 0,24 43 2,68 55 67,7 67

Die Fertigwarenpreise, deren Gesamtentwieklung aus dem 
amtlichen Index für die Lebenshaltung (Schuhe und Befohlen) 
hervorgeht, haben sieh gleichfalls angepaßt und folgen über­
einstimmend dem geschilderten Verlauf, und zwar auch hier 
wieder in einer entsprechenden Abseliwäehung. da die Hand- 
lungs- imd Vertriebskosten gleich geblieben sind. Dagegen 
haben in der jüngsten Zeit die Rohstoffpreise nieder z. T. sein- 
stark angezogen, olme daß dieses von Einfluß auf die Fertig­
warenpreisbildung gewesen ist.

Die Ausfuhr
Die Ausfuhr- der ledererzeugenden Industrie umfaßt nicht 
Fertigwaren wie Schuhe, Handschuhe, technische Leder usw., 
sondern nur die verschiedensten u n v e r a r b e i t e t e n  
Ledersorten. Der Ausfuhranteil der Arten untereinander ist 
unterschiedlich. Zumeist bezieht der internationale Handel 
aus Deutschland Lackleder. Handschuhleder und feinere Ober­
leder. Abnehmer sind England, die Schweiz, Italien, Holland 
und Frankreich. Die deutsche Lederausfuhr ist mengenmäßig 
seit 1930 um rd. 60 % , wertmäßig infolge der fallenden Welt­
marktpreise stärker, um 75 %  gesunken. Einen zuverlässigen 
Überblick über die Stellung Deutschlands in der Weltleder- 
wirtsehaft erhält man aber nur dann, wenn man die Ausfuhr­
ergebnisse Deutschlands denen der Weltausfuhr bzw. der wich­
tigsten Leder ausführenden Staaten gegenüberstellt.

Zahlentafel 6
Ausfuhrergebn isse der deutschen Lederindustr ie

1929 1930 1931 1932 1933 1934

A u sfu h r 1000 t  . . 16,7 16,7 14,9 9,7 9,8 6,4
A u sfu h r Mill. RM . 270,3 237,0 178,8 96,5 86,5 57,4
P re is  R M /t . . . . 16 200 14 500 12 000 10 000 8800 9000
W eltau sfu h r 

(D eutschland, 
F ran k re ich , G roß­
britann ien , CSR u. 
USA) in Mill. RM 720,1 595,5 414.2 226,3 206,1 157,5

D eutsche A u sfu h r i. 
%  d. W eltau sfu h r 37,5% 39,8% 43,2% 42,8% 42,0% 36,5%

Aus Zahlentafel 6 geht hervor, daß die Ausfuhr Deutschlands 
an Leder zumindest nicht stärker gesunken ist als die Welt­
ausfuhr, und daß in den Jahren 1933/34 der Anteil Deutsch­
lands nicht geringer als im Jahr 1929 ist. Im vergangenen 
Jahr 1935 sind noch wesentlich günstigere Ergebnisse zu er­
warten. 1935 stieg die mengenmäßige Ausfuhr von 6400 t um 
38 %  auf 8830 t, und da die Weltmarktpreise angezogen 
haben, ist eine wertmäßige Ausfuhr für- das Jah r 1935 zu er­
warten, die um 40 %  über dem Vorjahresergebnis liegt.

[28291
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WIRTSCHAFTSBERICHTE
Die deutsche Wirtschaft im Juni 1936
Die Z u k u a  t' t  u n s r e r  Wi i  h r  u 11 g u n  d d i 0 
P r e i s e n t w i c k l u n g  a u f  d e n  m e i s t e n  G e b i e ­
t e n  haben die verantwortlichen Kreise unsrer W irtschaft 
ebenso wie die breiten Schichten unsres Volkes in der 
letzten Zeit weit mehr beschäftigt, als sich das in dem ein­
schlägigen Schrifttum widerspiegelt. Im Vordergrund 
stand zumeist die Frage nach der Zukunft der W ährung, 
während sonderbarerweise die F rage nach der Preisentwick­
lung nicht selten im Banne der ersten an Beachtung verlor.
W arum dies geschah und auch heute noch geschieht, ist 
eindeutig schwer festzustellen. Die Erinnerung an die 
Zeiten der Inflation, die Berichte über die W ährungsent­
wicklung und den W ährungskam pf anderer fü r uns wich­
tiger' W irtschaftsländer u. a. m. sind hierauf wohl eben­
so von Einfluß gewesen wie das trotz aller Gegeneinwir­
kungen überall zu beobachtende immer weitere Umsich­
greifen eines rein g e l d m ä ß i g  s i c h  a u s d r ü e k e n -  
d e n W. i r  t  s c h a f  t  s d e n k 0 n s , das eben in der Ein - 
heit und Menge des Geldwertes ebenso den Maßstab des 
Ertrages, ganz gleich welcher Form (Betriebsertrag, Lohn, 
Zins, Rente usw.) wie den des Aufwandes sieht.
Hinzu kommt, daß alle Schichten unsres Volkes sich 
längst daran gewöhnt haben, wirtschaftlich nicht allein 
in den mehr oder weniger engen Grenzen einer Volkswirt­
schaft zu denken, sondern in den Z u s a m m e n h ä n ­
g e n  u n d  W e c h s e l w i r k u n g e n  d e r  g e s a m t e n  
W e l t w i r t s c h a f t ,  die ja  auch dann noch bestehen 
bleiben, wenn der Gang der Ereignisse wie z. Z. die 
zwischenstaatliche Verbindung erschwert.
Die F r a g e  n a c h  d e r  Z u k u n f t  d e r  W ä h r u n g  
wurde und wird meist i n z w-e i e r l e i  W e i s e  g e ­
s t e l l t ,  wobei man allerdings nicht selten beide mitein­
ander vermengt oder sogar verwechselt. Die e r s t e  
la u te t: „Ist und bleibt unsre W ä h r u n g  i n t a k t  ?“ , 
die z w e i t e :  „Ist und bleibt unsre W ä h r u n g
s t a b i l  ?“ . Hierbei übersieht der Fragesteller, wie bereits 
erwähnt, nicht selten, daß W ährung in der ersten Frage 
etwas anderes, nämlich das Geldwert-, Kredit- und Zah­
lungssystem, als im Rahmen der zweiten bedeutet, die auf 
die K aufkraft der Geldeinheit, gemessen in Mengen der 
dafür erwerbbaren Sachgüter abzielt.
Die e r s t e  F r a g e  nach der Zukunft unsres Geldwert-, 
K redit- und Zahlungssystems und damit dem, das gleich­
sam das tragende Rückgrat unsres gesamten W irtschafts­
körpers bildet, ist u n b e d i n g t  m i t  j a  z u  b e a n t ­
w o r t e n .  An diesem Ja  — das kann nicht oft und nicht 
deutlich genug ausgesprochen werden — gibt es keinen 
Zweifel und darf es keinen Zweifel geben. Unsre W äh­
rung ist und bleibt intakt. Denn hinter ihr steht nicht nur 
die gesamte Staatsgewalt, sondern auch der gesamte 
Staatskredit. Sie hütet und leitet zudem eine feste, um­
sichtige und kundige Hand, die Vertrauen ermöglicht, 
aber auch Vertrauen verlangt.
Die z w e i t e  F r a g e  ist bereits s i n n w i d r i g  u n d  
f a l s c h  a l s  F r a g e  g e s t e l l t .  Denn die Einheit des 
Geldwertes kann niemals im Zuge der Entwicklung, weder 
in der Gesamtheit noch auf den einzelnen W irtschafts­
gebieten, die gleiche K aufkraft behalten. W ie ; überall, 
so sind wir auch hier von den entscheidenden Einflüssen 
eben dieser Entwicklungen abhängig, deren Gang wir 
selbst im Rahmen der uns praktisch gegebenen Lebens­
möglichkeiten bestimmen. Einen stabilen Geldwert der 
W ährungseinheit gibt es somit weder im einzelnen, noch 
im Gesamtdurehschnitt. E r  würde zudem auf die Dauer 
nicht Fortschritt und Leben, sondern Sterben und E r­
starrung bedeuten.
Infolgedessen ist und bleibt auch die K a u f k r a f t  d e r  
R e i c h s m a r k  u n d  d a m i t  d e r  w i r k l i c h e  W e r t  
u n s r e r  W ä h r u n g s e i n h e i t  d e m  s t ä n d i g e n  
W e c h s e l  u n d  F o r t s c h r i t t  u n s r e r  w i r t ­
s c h a f t l i c h e n  E n t w i c k l u n g  unterworfen, die 
nicht nur den Stand, sondern auch die S truktur der K auf­
k raft ständig verlagert. Die Mark wird das, was wir aus 
ihr zu machen verstehen. Oder mit ändern Worten, uns 
allen, die w ir an maßgebender und verantwortlicher

Stelle in der W irtschaft stehen, ist hier eine große, aber 
nichtsdestoweniger festumrissene Aufgabe gestellt.
Die A u f g a b e  l a u t e t  g a n z  a l l g e m e i n :  W ir
haben überall da, wo es schwierig oder gar unmöglich ist, 
die in Frage kommenden Geldbeträge aus dem Erwerbe. 
Verdienste oder Abgabenaufkommen, d. h. also letzten 
Endes der eigentlichen Gütererstellung zu erneuern und 
damit gleichzeitig mengenmäßig der gesunkenen K auf­
kraft anzupassen, dafür zu sorgen, daß von der Güter­
seite her (Preisstand und Preisentwicklung) die K auf­
kraft unsrer Währungseinheit, wenn auch unter Berück­
sichtigung gewisser Strukturveränderungen erhalten 
bleibt.
Die A u f g a b e  l a u t e t  i n s b e s o n d e r e :  W ir haben 
vor allen Dingen dafür Sorge zu tragen, daß der innere 
W ert des Sparkapitals einschl. seiner Verzinsung eben­
so wie der des sozialen Renten- oder beamtenmäßigen 
Pensionsanspruchs ausgedrückt in solchen Gütergruppen, 
welche fü r die Lebenshaltung der Sparer, Rentner und 
Pensionäre selbst von Wichtigkeit sind, gepflegt wird und 
erhalten bleibt. Denn hier liegt nicht nur die materielle, 
sondern darüber hinaus auch die ideelle Grundlage des 
allgemeinen Kredits, den breite Teile des Volkes im Ver­
trauen auf die zukünftige K aufkraft des hergegebenen 
Geldes oder des zu erwerbenden Anspruchs der öffent­
lichen Hand oder den W irtschaftsbetrieben einräumen. 
Wenn man früher von dem W e r t e  d e r  M a r k  bzw. der 
K aufkraft unsrer W ährungseinheit gesprochen hat, so 
wurden sie in der Regel a n  H a n d  d e r  d a f ü r  e r ­
h ä l t l i c h e n  f r e m d e n  V a l u t e n  b e u r t e i l t .  
Man vergaß dabei, daß auch der „W ert“ einer fremden 
Valuta nur darin besteht, was man dafür an benötigten 
oder erwünschten Gütermengen erhält, und zwar nicht 
irgendwo in der Welt, sondern dort, wo man war, und wo 
man das Erworbene selbst auch zweckentsprechend und 
sinngemäß besitzen oder verwenden kann. Wieviel w irt­
schaftlicher Unsinn ist da oft auch erfahrenen W irtschaf­
tern schon bei der Nichtbeachtung dieses im Grunde ge­
nommen selbstverständlichen Satzes unterlaufen.
Heute, wo wir immerhin durch die schlechte Erfahrung 
schon etwas klüger geworden sind, und wo fü r die mei­
sten von uns zudem eine solche „Flucht“ in Auslands­
valuten unmöglich gemacht ist, haben wir es uns abge­
wohnt, den W ert unsrer M ark lediglich an Hand irgend­
welcher fremden Valuten zu messen. W ir legen vielmehr 
vernünftigerweise an sie den Mengenmaßstab der fü r sie 
erwerbbaren Sachwerte an und unterscheiden, jo nachdem 
woher wir die Sachwerte erwerben müssen, zwischen 
e i n e r  a u s l ä n d i s c h e n  u n d  e i n e r  i n l ä n d i ­
s c h e n  K a u f k r a f t  d e r  M a r k .  Nebenbei bemerkt, 
auch das ist, aus der Praxis heraus gesehen, noch mehr 
oder weniger fiktiv. Denn für die Zwecke des praktischen 
Lebens müßten wir nach den uns jeweils angehenden 
W irtschafts- oder Erzeugungsgruppen bzw. nach den ent­
sprechenden Stufen des Werdeganges der Güter die 
K aufkraft messen.
Gehen wir zunächst auf die a u s l ä n d i s c h e  K a u f ­
k r a f t  d e r  R e i c h s m a r k  ein. Wie ist sie zu w er­
ten? W as hat sie überhaupt fü r unsre Gesamtwirtseliaft 
zu bedeuten? Eine brauchbare Antwort kann man darauf 
nur dann erhalten, wenn man sich zuvor die Zusammen­
hänge und Wechselwirkungen im zwischenstaatlichen 
W irtschaftsverkehr vergegenwärtigt.
Wie ein einzelner W irtschaftsbetrieb, so kann auch eine 
ganze Volkswirtschaft eine bestimmte Gütermenge auf die 
Dauer nur zu dem Preise erwerben, zu welchem sie sie 
in ihrem Produktions- und Absatzgebiet nutzbringend 
oder zum mindesten nicht verlustbringend zu verwerten 
vermag. F ü r  d e n  E r w e r b s p r e i s  sind letzten Endes 
•— selbstverständlich innerhalb gewisser Grenzverlagerun­
gen nach oben und unten — stets die V e r h ä l t n i s s e  
i n n e r h a l b  d e r  e r w e r b e n d e n  u n d  n i c h t  e t w a  
d e r  a b g e b e n d e n  V o l k s w i r t s c h a f t  m a ß ­
g e b e n d .  Wenn die deutsche Volkswirtschaft etwas im 
Ausland absetzen will, muß sie sich also nach dem Preis­
stand im Auslande und damit auch dessen W ährungs­
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stand richten. Das weiß jeder, der heute an das Ausland 
verkauft.
H ält eine Volkswirtschaft also wirklich oder vermeintlich 
an der _ V orkriegsgoldparität fest, so muß sie ihren In ­
landpreis fü r Ausfuhrwaren, die in eine Volkswirtschaft 
mit abgewerteter Vorkriegsgoldparität gehen, a u f  d e n  
A u s l a n d p r e i s  h i n u n t e r s c h l e u s e n .  Den Unter-

Abb. 1. Mengen-, W e rt- und Preiskennzah len der  
industriellen Fertigw aren

schied, der sich daraus ergibt, muß sie irgendwie decken, 
sei es, daß sie auf die E infuhr, die umgekehrt wertmäßig 
hinaufgeschleust wird, unm ittelbar oder m ittelbar A uf­
schläge erhebt, sei es, daß sie sonstwie die Heim wirt­
schaft durch Ausgleichsabgaben belastet.
W ir haben bekanntlich aus gewichtigen Gründen vor­
läufig den Weg des Schleusenverfahrens gewählt (vergl. 
Techn. u. Wirtsch. H eft 6/1935, Seite 175 ff und 
H eft 1/1936, Seite 18 ff) und dadurch, wenn auch bei den 
einzelnen Erzeugungsgruppen in sehr unterschiedlichem 
Ausmaße, eine mittlere Preiserhöhung auf etwa 160% 
v o m  W e l t m a r k t s t a n d  in Reichsmark erreicht, was 
etwa dem Vorkriegsverhältnis der Reichsmark zu den 
W ährungen der englisch-nordamerikanischen W irtschafts­
bereiche bezogen auf den heutigen Goldstand der letzteren 
entspricht (etwa 60 bis 65 %  der Vorkriegsgoldparität der 
M ark).
W enn daher heute jemand kommt und behauptet, im 
Falle einer auch formalen Angleichung der deutschen an 
die engliseh-nordamerikanisehen W ährungen, müßte das 
fü r die E i n f u h r  D e u t s c h l a n d s  und die von ihr 
abhängigen W irtschaftsgruppen eine schwerwiegende 
Erschütterung bedeuten, so kann man dem entgegenhal­
ten, daß dies zum mindesten fü r den Durchschnitt nicht 
stimmt, da wir hier längst in der Praxis mit der Abwer­
tung arbeiten.
Im  einzelnen liegt es (vergl. die oben erwähnten W irt­
schaftsberichte) zwar unterschiedlich. Aber auch hier 
stehen einer geschickten und zielbewußten W irtschafts­
führung genügend Mittel, z. B. durch Abbau von Ein­
fuhraufschlägen und sonstigen m it dem Außenhandel ver­
bundenen Abgaben, zur Verfügung, um von dem z. Z. auf­
gebauten vielmaschigen und noch dazu vielfach immer 
undurchsichtiger werdenden Schleusensystem nach und 
nach den deutschen Außenhandel auf den W ertstand 
der englisch-nordamerikanischen W ährungen einzuspielen. 
Voraussetzung h ierfür ist allerdings, daß in den da­
fü r maßgebenden Ländern erst einmal eine gewisse Kon­
solidierung eintritt. D ie  W ä h r u n g  m u ß  w i e d e r  
n a t i o n a l e s  H e i l i g t u m  w e r d e n ,  d. h. unantast­
bar in ihren Grundlagen sein. Bis dahin müssen w ir uns 
trotz aller Bedenken und Schwierigkeiten gedulden. Ver­
gessen aber dürfen w ir dabei das eine n ich t: In  der U n ­
d u r c h s i c h t i g k e i t  u n d  d e m  k ü n s t l i c h e n  
A u f b a u  u n s e r e r  h e u t i g e n  v o m  A u ß e n h a n ­
d e l  a b h ä n g i g e n  P r e i s e  — und das sind die 
meisten —- liegt eine nicht zu unterschätzende G e f a h r  
und zudem die gewaltige an die W irtschaftsführung aller 
Grade zu stellende Z u k u n f t s a u f g a b e ,  dieses künst­
liche und von niemanden als wünschenswert betrachtete 
Preisgebilde ohne schwerwiegende Erschütterung der 
Heim wirtschaft wieder auf einen gesunden und natür­
lichen Preisstand zu bringen.
Auch die i n l ä n d i s c h e  K a u f k r a f t  d e r  R e i c h s ­
m a r k  hat bekanntlich durch die Preisentwicklung der 
letzten Jahre bis zu einem gewissen Grade eine Verände­
rung erfahren, die allerdings auf die einzelnen Schichten 
unsres Volkes ebenso wie auf die einzelnen W irtsehafts- 
bzw. H aushaltsgruppen von z. T. recht unterschiedlichem 
Einfluß ist.
Neben der benötigten bzw. anfallenden Menge beeinflußt 
bekanntlich der Preis auf der Soll- und Habenseite den 
Haushaltsetat. E in höherer Preis bei gleicher Menge 
kann daher zwar einem Einzelhaushalt oder Gruppenwirt- 
sehaftsbereich auf der Absatzseite größere E rträge und 
damit eine bessere Lebenshaltung ermöglichen. Dem steht 
aber stets gegenüber, daß dies von einem ändern Teile be­
zahlt werden muß, der seinerseits dadurch also entweder 
in seiner Lebenshaltung gemindert wird oder einen E r­
satz in einem M ehrertrag durch Mehrleistung finden muß.
Genau so ist es umgekehrt. Drückt irgendein Einzel­
haushalt oder ein Gruppenwirtschaftsbereich nach der 
Aufwandseite hin einen Preis, so wird er selbst zwar für 
einen bestimmten Zweck dabei besser fahren. Der Liefe­
rer aber muß wiederum entweder seine Lebenshaltung be­
schränken oder einen Ersatz in einem M ehrertrag aus 
Mehrleistung finden.

Betrachtet man unter den vorstehend erwähnten Gesichts­
punkten einmal die P r e i s e n t w i c k l u n g  d e r  l e t z ­

landM/ischaftliche Waren

4 .  D eu tsche Großhandelskennzahlen
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t e n  J a h r e ,  so ist festzustellen, daß es naliezu auf allen 
e ®ten, die fü r den S t a a t  a l s  A u f t r a g g e b e r  

von w lehtigkeit sind, gelang, die Preisentwicklung stabil zu 
halten. H ier ist also eine Abwertung der K aufkraft nicht 
emgetreten. Anders liegt es im Rahmen des großen V er­
braucherbereiches, wo bekanntlich der W i e d e r a u f ­
b a u  u n s r e r  L a n d w i r t s c h a f t  zunächst eine E r ­
t r a g s s t e i g e r u n g  derselben v o n  d e r  P r e i s -  
s e i t e  h e r  bedingte, die erst im Zuge einer erfolgreichen 
Erzeugungsschlacht von der Seite einer mengen- und 
gütemäßigen Steigerung der Ernteergebnisse wieder für 
die Abnehmerkreise gemildert werden kann. Auch hier­
aus ergibt, sich, wie wichtig fü r die gesamte Volkswirt­
schaft ein E rfolg in den sogenannten Erzeugungsschlach­
ten des Bauerntums und eine gesunde, auf das Volks­
ganze abgestellte Preispolitik des Reichsnährstandes sind.

F ü r die a n  d e r  e i g e n t l i c h  e n G ü t e r e r s t e l l u n g  
b e t e i l i g t e n  W i r t s Q ' h a f t s t e i l e  wurde der Druck, 
der durch die Verteuerung der landwirtschaftlichen E r­
zeugnisse in Gestalt einer Aufwandssteigerung eingetreten 
ist, d u r c h  d e n  A u f t r i e b  d e r  s o g e n a n n t e n  
S t a a t s k o n j u n k t u r  z u m  m i n d e s t e n  a u s ­
g e g l i c h e n .
N i c h t  a u s g e g l i c h e n  werden konnte dagegen der 
eigentliche R e n t n e r h a u s h a l t ,  und zwar ganz 
gleich ob es sich hierbei um das Einkommen der auf Pensio­
nen, Sozial- oder K apitalrenten aufbauenden Haushalte 
handelt. W er weiß, welch erhebliches Ausmaß z. Z. ge­
rade diese A rt im Rahmen unsres gesamten Volksein­
kommens einnimmt, wird die Bedeutung dieser Tatsache 
zu würdigen wissen. H ier liegt der K ernpunkt dessen, 
was ich eingangs als wichtige Aufgabe unsrer zukünftigen 
Preispolitik auf dem heimischen Markt im Sinne der E r­
haltung und Pflege unsrer W ährung bezeichnet habe. 
Hier liegt auch der eigentliche und tiefe Sinn der zu 
wiederholten Malen eindeutig und klar in aller Öffent­
lichkeit abgegebenen Erklärungen unsrer W irtschafts­
führung, daß unsre W ährung zu halten ist. Es wird die 
Aufgabe aller an der tatsächlichen Preispolitik beteilig­
ten, weil die Preise im einzelnen bestimmenden W irt­
schaftsfaktoren sein, im gemeinsamen harmonischen Zu­
sammenwirken das hier von der Führung gesteckte Ziel 
zu erreichen. Hierbei kommt es insbesondere auf den W il­
len und die Fähigkeit des einzelnen im Einzelfall an. 
Gerade hier kann der einzelne sein Können erweisen. 
Denn die In landskaufkraft der M ark ist gegenüber dem 
April 1933, gemessen an der Großhandelskennzahl auf
87,5 % , gemessen an der Lebenshaltungskennzahl auf
93,8 %  gefallen. Sie dürfte in der tatsächlichen Auswir­
kung sogar noch stärker gefallen sein, da die Verknappung 
der Rohstoffe und die Mehrbeschäftigung der Betriebe zu 
einer statistisch nicht feststellbaren Festigung der Preise 
führte.
Wie bereits erwähnt, ist die Preisentwicklung der durch 
Staatsaufträge vor allen Dingen in Anspruch genomme­
nen P r o d u k t i o n s m i t t e l i n d u s t r i e n  konstant 
(Abb. 2). Ihre Preise zeigen im großen Zuge gesehen so­
gar eine leichte Neigung zum Fallen (Abb. 5).
Bewirkt wird dies im einzelnen z. B. durch die Preisent­
wicklung der Personenkraftwagen, gewerblichen Be­
triebseinrichtungen und Maschinen, während bei dem 
l a n d w i r t s c h a f t l i c h e n  t o t e n  I n v e n t a r  eher 
eine leicht steigende Tendenz zu beobachten ist (Abb. 6). 
Rein mengenmäßig gesehen spielen sich die Produktions­
mittelindustrien nach dem starken Anstieg im F rüh jahr 
3935 neuerdings offenbar auf den im W inter 1935/36 er­
reichten Stand ein (Abb. 2), während die Verbrauchs­
güter des elastischen Bedarfes nach den bekannten Rück­
schlägen neuerdings wieder zu steigen beginnen (Abb. 3). 
Es ist bemerkenswert, daß im Zug der gemeinsamen E n t­
wicklungen aller Industriegruppen (Abb. 1) die Produk­
tionsgüter (Abb. 2) mehr die Mengen-, die Verbrauehsgüter 
("Abb. 3) mehr die Preisveränderungen bestimmt haben. 
In  der Verbrauehsgütergruppe (Abb. 3 und 5) sind die 
Preise weiter steigend, was besonders bei der Beurteilung 
der eingangs erwähnten Frage nach der K aufkraft der 
Mark und ihrer Einwirkung auf das Rentner- und Pen­
sionseinkommen zu beachten ist.
Im Rahmen der Verbrauchsgüter weisen neuerdings so­
wohl die Gruppe T e x t i l i e n  — trotz leicht sinkender

Rohstoffpreise (Abb. 10) —- als auch die des S c h u h ­
z e u g s  — bei steigenden Rohstoff preisen (Abb. 9) — Schwan­
kungen auf, während die Gruppe des H a u s r a t s  mehr 
Stetigkeit zeigt (Abb. 7).
Die G r o ß h a n d e l s k e n n z a h l  d e r  G e s a m t w i r t ­
s c h a f t  ist, wenn auch in geringem Ausmaß, weiter im 
Steigen (Abb. 4). Bewirkt wird das durch die Preis­
entwicklung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und in-

A bb. 6. Kennzahlen der Großhandelspreise in­
dustrie ller Fertigwaren

1331 | 1332 I 1333 1330 133S

A bb. 8. Kennzahlen der Rohstoffpreise

Abb. 9. Kennzahlen der Rohstoffpreise

Abb. 7. Kennzahlen der Großhandelspreise in­
dustrie ller Fertigw aren

Kr oft-u. Schmierstoffe| Häute ¿.LederV
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A bb. 12. Kennzahlen der Inland- und ausland­
bestim m ten Rohstoffpreise

dustriellen Fertigw aren (.s. o.), während die industriellen 
Rohstoffe ebenso wie die reagiblen W aren nach den Stei­
gerungen in der zweiten H älfte 1935 neuerdings in den 
Preisen stetig verlaufen.

Die zuvor geschilderte Preisentwicklung und Preispolitik 
im Bereiche der Großhandelspreise findet sich auch in 
dem der Rohstoffprei.se (Abb. 8—12) wieder. Rohstoffe 
aus dem Bereich der Produktionsmittelerzeugung (Abb 8) 
sind bis auf die Baustoffe (Abb. 11) stetig, zeigen sogar 
eine leicht fallende Tendenz. Rohstoffe aus dem Bereich 
der Verbrauchsgütererzeugung (Abb. 9 bis 11) sind zu­
meist im Steigen. In  der Gesamtheit gesehen geht die 
Steigerung hierbei mehr von den ausland- als den inland­
bestimmten Rohstoffpreisen aus (Abb. 12). Das stimmt, 
wieder überein mit dem oben gegebenen Bild. Der E in­
fluß der die W eltwirtschaft beherrschenden W ährungs­
mächte und ihres W ertstandes macht sich hier geltend, 
während die innere K aufkraft der Mark, dank der M aß­
nahmen unsrer W irtschaftsführung, bisher noch auf einem 
höheren Stande gehalten werden konnte.

Bredt [2834]

Wirtschaftskennzahlen

G r u p p e Juni
1936

Mai
1936

April
1936

Lebenshaltungskennzahl des Stat.
Reichsamtes (neue Berechnung)
(1913/14 =  1 0 0 ) ............................ 124,5 124,3 124,3

Großhandelskennzahl des Statist.
Reichsamtes (1913 =  100) . . . 104,0 103,8 103,7

Baukennzahl (Stat. Reichsamt, neue
B erech n u n g )..................................... — 130,9 131,1

Maschinenkennzahl (Gesamtkenn­
zahl — Stat.Reichsamt 1913 =  100) — ' 121,4 121,4

Aktienkennzahl (Stat. Reichsamt) 1. 6. bis 6. 6 : 101,84; 8. 6. bis
1 3 .6 .:  102,35; 15. 6. bis 20. 6.: 101,67; 22 .6 . bis 27. 6. : 100,85.

Erwerbslosenzahlen1) (in 1000) am 31. 5. 36. Gesamte 
zahl 1491

Arbeitslosen­ K risen­ W ohlfahrts­ Nicht­
versicherung fürsorge erwerbslose unterstützte

202 640 246 403
J) Vorl. Zahlen aus ,«W irtschaft u. S ta tis tik “ 1. J u n i - H e f t  1936. Die 
G esam tzahl be tru g  nach  Zeitungsm eldungen am  30. J u n i  n u r  noch 
1,315 M illionen.

Geldm arkt am 1. Juli 1936 %
R e ic h s b a n k d is k o n t s a t z  ab 2. 9. 3 2 ...................................4
L o m b a r d z in s f u ß  der Reichsbank ab 2. 9. 3 2 ..................... 5
P r iv a t d i s k o n t s a t z  in Berlin kurze S i c h t .....................27/s

„ „ „ lange S i c h t ..................... 27/s
T a g e s g e ld  an der Berliner B ö r s e .............................3 bis 3%

Erzeugungsstatistik

Land I n d u s t  r i e
April
1936

Mai
1936
1000 t

Mai
1935

D eutschland . . . . R oheisen . . 1 210,8 1 228,2 1 001,2
R ohstah l . . 1 467,4 1 568,5 1 316,3

. . . . W alzw erk-
erzeugn. . 1 042,3 1 084,2 938,8

F r a n k r e ic h .............. K ohle . . . . 4 134,1 3 921,1 3 991,4
P o len ............................ Steinkohle . 2 024,0 2 032,0 —
Guterwagengestellung der

D e u t s c h e n  R e i c h s b a h n  (ar­
beitstäglich in  1000 Stück) . . . 130,6 138,1 125,5

Außenhandel

Die Außenhandelsentwicklung Japans
Der Außenhandel nimmt im Rahmen der japanischen 
W irtschaft eine sehr wichtige Stellung ein. Als Japan  in 
der zweiten H älfte  des vorigen Jahrhunderts seine W irt­
schaft ausbaute, um einem möglichst großen Teil seiner 
schnell wachsenden Bevölkerung auf dem engen Raum 
Lebensmögliehkeiten zu geben, m ußte es neben der fü r 
den heimischen Bedarf arbeitenden Industrie gleichzeitig 
eine Ausfuhrindustrie ins Leben rufen.
In  der S truk tur des japanischen Außenhandels fällt be­
sonders die Tendenz auf, möglichst nu r Industrierohstoffe 
— oder allenfalls vorläufig H albfabrikate und Produk­
tionsmittel — einzuführen und dagegen so weit als mög­
lich industrielle Fertigfabrikate auszuführen. Der Mangel 
an heimischen Bodenschätzen machte in immer größerem 
Maße die E infuhr von Rohstoffen aus dem Ausland not­
wendig. Die Erzeugung und vor allem der Absatz der 
wenigen heimischen Erzeugnisse, vor allem der Rohseide, 
konnten nicht entsprechend gesteigert werden. Der Mehr­
bedarf an Rohstoffen und Fertigw aren konnte auf die 
Dauer nur mit Industrieerzeugnissen bezahlt werden. Im 
Jahre 1913 entfielen von der A usfuhr 45%  auf Rohstoffe 
und 45%  auf Fertigwaren, und die E infuhr bestand zu 
57%  aus Rohstoffen und zu 37%  aus Fertigwaren. Durch 
den weiteren Ausbau der Industrie während des W elt­
krieges und der folgenden Jahre wurde diese Entwick­
lung noch weiter vorgetrieben. Im  Jahre  1929 entfielen 
49%  der Ausfuhr auf Fertigw aren und 67%  der E infuhr 
auf Rohstoffe. Im Jahre 1934 bestand die japanische 
Ausfuhr zu 62%  aus Fertigwaren.
Die Entwicklung des japanischen Außenhandels zeigt 
Zahlentafel 1.

Zahlentafel 1. Die Entwicklung des japanischen 
Außenhandels (in Mill. Yen)

Jahr Ausfuhr Einfuhr Bilanz

1929 2 148,6 2 216,2 — 67,6
1932 1 410,0 1 431,5 — 21,5
1933 1 861,0 1 917,2 — 56,2
1934 2 171,9 2 282,5 — 110,6
1935 2 499,1 2 472,2 +  26,9

In  der großen Linie gesehen, haben auf der Einfuhrseite 
die Rohstofflieferer in Amerika, A frika, Australien und 
auch in Asien an Feld gewonnen, während der Anteil der 
europäischen Industrieländer an der japanischen E infuhr 
zurückgedrängt worden ist. Diese wurden nur insoweit
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etwas stärker herangezogen, als die W aren nicht oder 
noch nicht in genügender Menge im Lande selbst her­
gestellt wurden (so u. a. Erzeugnisse der chemischen und 
der optischen Industrie, Roheisen, Eisenwaren, Maschi­
nen und Automobile) oder plötzlich ungewöhnlich großer 
Bedarf au ftra t( z. B Einrichtung neuer Industrien). Die 
Ausfuhr nach den Rohstoffländern hat bedeutend zu­
genommen, während die Industrieländer im ganzen als 
Abnehmer an Bedeutung verloren haben.
Über 50%  der Ausfuhr gehen in die Länder Asiens. Auch 
Mittel- und Südamerika, Australien und Afrika nehmen 
einen bedeutenden Teil der Ausfuhr auf. In  einem großen 
Teil dieser Länder ist die japanische W are wegen ihrer 
Billigkeit willkommen. Nach Nordamerika ist die Ausfuhr 
(abgesehen vom letzten Jah r) bedeutend zurückgegangen. 
Der Anteil Europas ist gegenüber 1913 auf die Hälfte 
gesunken: E r  stieg zwar in den letzten Jahren wieder, 
jedoch ist Europa fü r japanische W aren kein großes 
Aufnahmefeld mehr.
Zahlentafel 2. Anteil der E rdte i le  an der japanischen 

Gesamtausfuhr

Erdteil 1930 1935

Nord- u. Mittelamerika . . . . 36,0 21,4
A s i e n ................................................... 47,9 52,9
A fr ik a ................................................... 3,9 7,8
S ü d a m e r ik a ..................................... 1,1 3,6
O zeanien .............................................. 2,2 4,2
E u r o p a .............................................. 8,7 10,2

F aß t man zum besseren Verständnis der Neuorientierung 
des japanischen Außenhandels Europa und Nordamerika 
als den atlantischen Raum zusammen, so zeigt sieh, daß 
Japans A usfuhr nach diesem Teil der W elt von 44,7% 
auf 31,6% der Gesamtausfuhr in den Jahren  1930—1935 
sank. Bezeichnet man Afrika, Südamerika und Ozeanien 
als den pazifischen Raum, so zeigt sich Japans sprunghafte 
Zuwendung auf ihn von 6,4% auf 15,6% der Gesamtaus­
fuhr. Asien dagegen ist der ruhende Pol im japanischen 
Außenhandel. Je  nach Japans Einfluß in China pendelt 
seine Ausfuhr nach Asien zwischen 45% und 55%  der 
Gesamtausfuhr. In  dem Zeitraum 1930—1935 sank sie 
zunächst infolge des chinesisch-japanischen Konfliktes 
von 47,9% auf 44%  im Jahre 1931 und steigt seit 1932 
stetig bis auf etwa 53%.
Deutlich erkennbar ist, daß sich der Außenhandel Japans 
immer mehr auf seine benachbarte festländische Einfluß­
sphäre konzentriert. Schon heute ist ein Drittel der Aus­
fuhr Japans nach dem eigenen politischen Machtbereich 
(Kolonien und Manehoukuo) gerichtet, und ein Drittel 
des japanischen Einfuhrbedarfs wird aus diesem Macht­
bereich gedeckt. Japan  beherrscht zu etwa 90% die Ein- 
und Ausfuhr Koreas und Formosas, die anfangs nur zur 
Nahrungsmittel-Ergänzungsbasis Japans ausgebaut waren 
und neuerdings beginnen, wichtige Rohstofflieferer für 
Japan  zu werden. In  Manehoukuo bezwecken die Er- 
schließungsarbeiten und K apitalzufuhr in erster Linie die 
Gewinnung von Industrierohstoffen. Die „Neutrale Zone“ 
Nordchinas wird fü r einen umfassenden Baumwollanbau 
vorbereitet. Das Hauptziel der japanischen Außenwirt­
schaftspolitik ist die Gewinnung Chinas als wichtigsten 
Abnehmer der japanischen industriellen Erzeugnisse und 
die Schaffung eines ganz Ostasien umfassenden G roß­
wirtschaftsraumes unter japanischer Führung.
Im Jahre 1935 hatte der japanische Außenhandel gegen­
über dem Jahre 1934 abermals einen bedeutenden Auf­
schwung zu verzeichnen. F ü r den Umsatz des Waren- 
tausehes mit dem Ausland ist im Jahre  1935 erstmalig die 
Fünf-Milliarden-Grenze überschritten worden. Der im 
Jahre 1934 noch vorhandene Einfuhrüberschuß von 
111 Mill. Yen konnte im Jahre 1935 in einen Ausfuhr­
überschuß von 27 Mill. Yen verwandelt werden. Anteil­
mäßig nahm die Ausfuhr im Jahre 1935 um 15,6% zu, 
während die E infuhr nur um 9,8% stieg.
Die wichtigste Ursache fü r die hohe Ausfuhrsteigerung 
Japans ist darin zu sehen, daß die Billigkeit der jap a­
nischen W aren alle der japanischen Ausfuhr in den Weg 
gestellten Hindernisse überwunden hat. Die Durchschlags­
kraft der japanischen W are hat sich wiederum als stärker 
erwiesen als die Abriegelung der Auslandsmärkte. Eine

andere wichtige Ursache für die Zunahme der japanischen 
Ausfuhr im letzten Jahre war die Erhöhung der W aren­
preise. Im Jahre 1935, besonders im letzten Jahres­
drittel, ist der gesamte Preisstand Japans merklich 
gestiegen. F ü r den Jahresdurchschnitt macht dies 
bei den Großhandelspreisen im Inlandabsatz und bei 
den Kleinhandelspreisen 3 bis 4%  gegenüber 1933 aus. 
Als weiterer Grund für die Zunahme der japanischen 
Ausfuhr ist die Steigerung der E infuhr der Vereinigten 
Staaten aus Japan  anzusehen. Die japanische Ausfuhr 
nach/ den Vereinigten Staaten im Jahre 1935 bestand zum 
größten Teil aus Rohseide, die 387,0 Mill. Yen ausmachte 
gegenüber 286,8 Mill. Yen im Jahre 1934.

Zahlentafel 3. Der japanische Außenhandel nach 
einzelnen Ländern geordne t (In Mill. Yen)

Land Ausfuhr Einfuhr
1935 '1934 1935 1934

Vereinigte Staaten . . . 535,4 398,9 809,6 769,4
B r itisc h -In d ie n .................. 275,6 238,2 305,6 289,7
China und Hongkong . . 198,5 150,5 136,6 121,1
Holländisch-Indien . . . 143,0 158,5 78,2 63,5
Manehoukuo ....................... 126,0 107,2 191,0 164,4
G roß britan nien .................. 111,4 109,3 82,4 70,0
A u s tr a lie n ........................... 74,8 64,5 235,1 197,8
Ä g y p te n ................................ 53,8 73,0 51,3 46,3
Straits-Settlements . . . 51,5 63,6 79,0 70,6
Philippinen . . . . . . . 48,1 36,5 23,9 18,9
F ran k reich ............................ 42,5 38,3 19,8 18,3
Siam .................................... 40,3 28,0 5,5 1,5
Südafrikanische Union . . 32,8 29,5 4,8 8,2
A r g e n t in ie n ....................... 28,6 20,0 16,4 12,1
D e u ts c h la n d ....................... 26,8 19,7 120,8 109,6

Die japanische Ausfuhr (Zahlentafel 3) weist ferner eine 
Steigerung auf, außer nach seinen Kolonien und E in­
flußgebieten (Korea, Formosa, Dairen, Manehoukuo, 
Nordchina), nach China und Hongkong, Siam, Philip­
pinen, Britisch-Indien, Indochina, Australien, Neuseeland, 
Hawaii, Deutschland, Großbritannien, Frankreich, Bel­
gien, Spanien, Portugal, Schweiz, Österreich, Tschecho­
slowakei, Dänemark, Norwegen, Schweden, Finnland, Tür­
kei, Iran, Irak, Palästina, Syrien, Aden, Sudan, Tanga- 
nyika, der Südafrikanischen Union, Argentinien, Brasi­
lien, Mexiko, Ekuador, Panama, Venuzuela, Nicaragua, 
Costariea, Honduras u. a. Die japanische Ausfuhr nach 
den Ländern Süd- und Mittelamerikas hat infolge Kon­
tingentierung, Vertragskündigung und Zahlungssperre im 
vergangenen, bzw. in diesem Jah r anscheinend ihren 
Höhepunkt erreicht. Die Ausfuhrsteigerungen nach B ra­
silien, Argentinien, Mexiko u. a. sind vorwiegend auf die 
Außenhandelsorganisation Japans hinsichtlich der Ab­
nahme von Erzeugnissen seiner Kundenländer, die wich­
tige Rohstofflieferanten sind, zurückzuführen.
Eine Abnahme war im Jah r 1935 zu verzeichnen bei 
den japanischen Ausfuhren nach Holländisch-Indien, 
Straits-Settlements, Ägypten, Marokko, Italien, Chile, 
Uruguay, Kolumbien, Guatemala, Kuba u. a.
Passiv war die japanische Handelsbilanz mit Deutsch­
land, Vereinigten Staaten, Straits-Settlements, Australien, 
Indochina, Belgien u. a. europäischen Ländern.
Die deutsch-japanische Handelsbilanz ist fü r Japan  
immer -stark passiv gewesen, jedoch ist sie nicht so 
passiv, wie sie nach der Statistik Japans zu sein scheint. 
Das liegt vor allem daran, daß die Bezüge Deutschlands 
aus Japan  tatsächlich größer sind, als sie in der jap a­
nischen Statistik ausgewiesen werden. Außerdem ist zu 
berücksichtigen, daß sich der Aktivsaldo der deutschen 
Handelsbilanz im Verkehr mit Japan  von 1929 bis 1934 
stark verringert hatte. E r war seit Beginn der W elt­
wirtschaftskrise von Jahr zu Jah r zurückgegangen, und 
diese Bewegung hatte auch noch angehalten, als 1933 und 
1934 mit Belebung der W irtschaftstätigkeit in Japan  die 
japanische Außenhandelsbilanz im ganzen immer passi­
ver wurde. Der Anteil Deutschlands an der E infuhr J a ­
pans hatte sieh von 1929 bis 1934, mit einem Stillstand 
im Jahre 1933, immer weiter verringert. E r betrug 1929: 
7,1 % , 1934 nur noch 4,8 % . Im  Jahre 1935 nahm die 
E infuhr aus Deutschland gegenüber dem V orjahr um 
11,2 Mill. Yen zu, und der Anteil Deutschlands an der 
E infuhr Japans betrug im Jahre 1935: 4,9%.
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Zahlentafel 4. Entwicklung der deutschen Einfuhr 
nach Japan se i t  1929 (in Mill. Yen)

Jahr Japans
Gesamteinfuhr

Deutsche
Lieferungen Anteil in °/0

1929 2216,2 157,3 7,1
1930 1546,1 106,2 6,9
1931 1235,7 73,2 5,9
1932 1431,5 71,7 5,0
1933 1917,2 95,8 5,0
1934 2282,5 109,6 4,8
1935 2472,2 120,8 4,9

Wie im Jahre 1934 und 1933 nimmt Deutschland den 
sechsten P latz unter den verschiedenen Herkunftsländern 
der japanischen E infuhr ein.
Zu der bedeutenden japanischen Ausfuhrsteigerung haben 
weniger die bekannten und wichtigen Industrieausfuhr­
waren beigetragen, als vielmehr Rohseide und die weniger 
bekannten kleinen industriellen Fertigwaren. So hat die 
Ausfuhrsteigerung von Ausfuhrwaren, die gerade in den 
letzten Jahren zur Bedeutung aufgestiegen waren, u. a. 
Glühbirnen, Fahrräder, Haushaltsartikel, Eisenkram ­
waren, Kurzwaren, im Jahre 1935 einen Stillstand er­
fahren. Außerdem hat sich die Gewebekontingentierung 
in britischen und holländischen Kolonialgebieten recht

Zahlentafel 5. Anteil e inze lner W aren an der Aus­
fuhr Japans (in Mill. Yen)

W a r e 1935 1934

Nahrungsmittel . . . . . . . . 197,1 171,9
R o h s t o f f e .......................................... 110,4 95,7
M e ta llw a r e n ..................................... 292,7 248,9
Lebensmittel (k o n s.)....................... 56,4 49,5
W e iz e n m e h l ..................................... 33,3 27,3
P f la n z e n ö l .......................................... 31,6 11,0
Zucker .............................................. 17,3 13,1
B a u m w o llg e w e b e ............................ 496,1 492,3
R o h se id e .............................................. 387,0 286,8
K u n stse id en g ew eb e ....................... 128,2 113,4
S e id e n g e w e b e ................................ 77,4 77,5
B a u m w o llg a r n ................................ 35,9 23,5
Kunstseide . . .  ....................... 22,8 22,4
E is e n w a lz z e u g ................................ 65,8 53,0
M a sc h in e n ......................................... 63,8 57,7
E i s e n w a r e n ..................................... 37,5 37,8
Fahrzeuge (ohne Fahrräder) . . 24,9 16,8
Kupfer u. M e s s in g ....................... 20,8 16,2
F a h r r ä d e r .......................................... 17,4 18,9
C h e m ik a lie n ..................................... 50,3 41,5
T o n w a r e n .......................................... 42,7 41,8
P a p ie r w a r e n ..................................... 36,6 31,3
S p i e l z e u g .......................................... 33,8 30,3
S c h u h w a r e n ..................................... 23,4 21,5
G la s w a r e n .......................................... 23,3 19,4
Farben ............................................... 20,3 15,5

Zahlentafel 6. Anteil e inzelner Waren an der Einfuhr 
Japans (in Mill. Yen)

W are 1935 1934

N a h ru n gsm itte l................................. 192,6 174,4
Industrielle R o h s to f fe ................... 2118,5 1953,0
Bohnen ............................................... 70,2 50,2
W e i z e n ............................................... 42,4 46,8
Z u ck er ................................................... 12,5 9,5
R e i s ........................................................ 3,1 0,7
Ö lsa a te n .............................................. 96,7 66,7
Ölkuchen .......................................... 38,2 34,4
R o h b a u m w o lle ................................. 713,7 730,9
W o l l e ................................................... 191,8 186,5
E i s e n ................................................... 204,9 265,4
M a sc h in e n .......................................... 105,0 98,0
K a u tsc h u k .......................................... 51,6 57,3
K o h l e ................................................... 49,0 47,2
H o lz ....................................................... 48,8 36,6
K u p f e r .............................................. 38,0 28,4
Zellstoff (für Kunstseide) . . . 33,5 28,0
A m m o n iu m su lp h a t....................... 21,0 13,8

fühlbar auf die japanische Ausfuhr ausgewirkt. W ährend 
andere Ausfuhrwaren eine Ausfuhrsteigerung um 17% 
erzielen konnten, konnte sich die A usfuhr von Baumwoll- 
waren, Seiden- und Kunstseidengeweben im Jahresdurch­
schnitt nur um 3%  erhöhen. Die Ausfuhr von Rohseide 
dagegen, der Japan  in erster Linie mit seine A usfuhr­
erhöhung im Jahre  1935 verdankte, weist im Jahres­
durchschnitt 1935 eine Erhöhung um 32% , im zweiten 
H albjahr 1935 sogar von 57%  auf.
Die geringe Zunahme der E infuhr ist insbesondere auf 
den Rückgang der Rohbaumwolleinfuhr im zweiten H alb­
jah r 1935 um rd. 17%  zurüekzuführen. Verminderungen 
der E infuhr ergeben sich ferner bei der E infuhr von 
Kautschuk und Ölkuchen. Große Steigerungen dagegen 
sind bei der E infuhr von A nlagegütem  eingetreten, des­
gleichen bei der E infuhr von industriellen Rohstoffen wie 
Eisen, Stahl, K upfer u. a., deren M ehreinfuhr anscheinend 
auch militärischen Rüstungszwecken dienen soll.

Kiewitt, K iel [RT 2546]

Landwirtschaft

Weitere Ausdehnung 
des deutschen Ölfruchtanbaues
Der Anbau von Ölfrüchten ist in Deutschland bereits in 
den letzten Jahren systematisch m it allen zur Verfügung 
stehenden Mitteln erweitert worden, um möglichst schnell 
auch auf diesem Rohstoffgebiet die Fessel der Abhängig­
keit von dem Bezug aus dem Ausland abstreifen zu können. 
Durch Ausbau des Anbauprämiensystems ist es gelungen, 
das Interesse der bäuerlichen Kreise fü r den erhöhten An­
bau dieser Bodenerzeugnisse wieder zu erwecken; das E r­
gebnis dieser Politik ist ein ständig zunehmender Anbau 
und ein dementsprechend wachsender E rnteertrag  in diesen 
Ölfrüchten, der erhoffen läßt, daß es in  hoffentlich nicht 
allzu ferner Zeit gelingen wird, einen wesentlichen Teil 
des Bedarfs an diesen Ölfrüchten auf heimischer Scholle 
zu erzeugen.
Nachdem jetzt die amtlichen Ziffern über den Anbau von 
Ölfrüchten im Jahre 1936 vorliegen, ist es von großem 
Interesse, einmal die Entwicklung des Anbaues im Laufe 
der letzten Jahre zu verfolgen. In  den hauptsächlichsten 
Ölfruchtsorten stellte sich die Anbaufläche in Deutschland 
(in 1000 h a ) :

Beginn 
des Erntejahres

Raps 
und Rübsen Flachs Hanf

-i Q1 o (jetziges
Reichsgeb.) 30,2 15,3 0,5

1927 27,6 15,4 1,0
1932 6,0 4,5 0,3
1933 5,2 4,9 0,2
1934 26,7 8,8 0,4
1935 47,0 22,3 3,6
1936 51,9 40,6 5,1

Im E m te jah r 1935 ist das E rnteerträgnis in Raps und 
Rübsen (in 1000 t) von 42,1 auf 80,9, in Rohstengelflachs 
von 26,9 auf 68,8, in Flachssamen von 6,3 auf 16,6 gestie­
gen. F ü r H anf sind amtliche Produktionsziffem erstmalig 
wieder fü r 1935 ermittelt worden; sie wiesen fü r Rohsten­
gelhanf ein Ergebnis von 18,7 und fü r Hanfsam en von 
1,9 auf. A uf Grund der Anbauergebnisse fü r  1936 kann 
in diesem Ja h r  mit einer neuen, erheblichen Steigerung des 
Ernteergebnisses in diesen Ölfrüchten gerechnet werden.

(K )  [2841]

Verkehr

Oie finanzwirtschaftliche Entwicklung der 
französischen Eisenbahnen bis zum Jahre 1934
Die deutsche Reichsbahn war gezwungen, in den ersten 
Januartagen des laufenden Jahres eine teilweise Erhöhung 
der G ütertarife durchzuführen, um den aus ändern Quellen 
nicht zu deckenden Fehlbeträgen entgegentreten zu können. 
Trotz der sehr hohen finanziellen Belastungen, die der 
deutschen Reichsbahn staatlicherseits auferlegt werden 
mußten, ist es der Reichsbahn gelungen, diesen Anforde­
rungen aus den erzielten Betriebsüberschüssen gerecht zu 
werden.
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ü ie  finanzwirtschaftliche Lage der französischen Eisen­
bahnen ist dagegen wesentlich gespannter. Fortlaufend 
vergrößert sieh der Gesamtverlust unter dem Druck der 
steigenden Zinsbelastungen bei sinkenden Einnahmen. In 
i q ' m  1933 und 1934 wurde ein Verlust in Höhe von
4,8 Mrd. F r  ausgewiesen, nachdem er in dem vorangegange­
nen Zeitraum wesentlich geringer war (vgl. Sp. 8 Zahlen­
tafel 1).

Zahlentafel 1 . Die Kap ita lw ir tscha ft der französischen 
Eisenbahnen (in Mill. Fr)

Jahr
Betriebs-

Ein­
nahmen

Betriebs-
Aus­

gaben
Rein­
ertrag

Kapital-
Zinsen

Betriebs­
ergebnis

Zinsen für 
frühere Fehl­
beträge zu 
Lasten des 

Staates

Gesamt­
ergebnis

1 2 3 4 5 6 7 8

1926 13 111 9 938 3 173 2 613 +  560 490 +  70
1927 13 262 10 844 2 418 2 644 -  266 488 - 714
1928 15 055 11 347 3 708 2 956 +  752 512 +  240
1929 15 873 12 485 3 388 3 062 +  326 521 -  195
1930 15 790 13 962 1 828 3 126 - 1 2 9 8 483 - 1 7 8 1
1931 14 359 13 669 690 3 316 - 2 6 2 6 505 - 3 1 3 1
1932 12 240 12 608 -  368 3 320 - 3 6 8 8 558 - 4 2 4 6
1933 11 563 12 017 -  454 3 524 - 3  978 822 - 4 8 0 0
1934 11 052 10 963 89 3 659 - 3 5 7 0 1 150 - 4 7 2 0

Die Betriebseinnahmen stiegen infolge Tariferhöhungen, 
des W ährungsabfalles und des größeren Umfanges der 
wirtschaftlichen Tätigkeit 1928 sprunghaft an und ent­
wickelten sich seit 1931 unter dem Druck zunächst der 
W irtschaftskrise und dann der Konkurrenz des K raftver­
kehrs rückläufig. Die Betriebsausgaben folgten 1928 nicht 
sofort dem W ährungsverlauf und wuchsen somit wesent­
lich langsamer als die Betriebseinnahmen. Dann aber 
folgten sie bald, und der Überschuß wurde immer geringer. 
In  den Jahren 1932 und 1933 übertrafen sogar die reinen 
Betriebsausgaben die Einnahmen, so daß unter weiterer 
Berücksichtigung der Zins- und sonstigen Kapitallasten 
das Endergebnis mit einem Verlust von 4,8 Mrd. F r  kata­
strophal war.
Im Jahre 1934 konnten gegenüber dem Vorjahre infolge 
einschneidender Maßnahmen die Betriebsausgaben um rd. 
1 Mrd. F r  gesenkt werden, wohingegen die Einnahmen nur 
um 0,5 Mrd. F r  zurückgingen. Aber während dadurch ein 
betrieblicher Reinertrag von +  89 Mill. F r  gegenüber 
— 454 Mill. F r  im Jahre 1933 erzielt werden konnte, ge­
stalteten sich die Leistungen fü r den Zinsendienst gerade 
im Jahre 1934 besonders drückend. Sie stiegen um ins­
gesamt 473 Mill. F r  und glichen dadurch den E rtrag  der 
größeren betrieblichen W irtschaftlichkeit wieder aus, so 
daß das Gesamtergebnis des Jahres 1934 annähernd ebenso 
unzufriedenstellend ist wie das des Vorjahres. Die Ursache 
der Zinsbelastung liegt weniger in dem Anwachsen der 
Schuldsumme begründet als in dem Ansteigen des Zins­
fußes fü r  die Anleihe. W urden 1932 noch im Durchschnitt
6,8 % gezahlt, so stieg die Verzinsung auf 7,8 % im 
Jahre 1933 und auf 8 ,4%  (!) im Jahre 1934.
Infolge der äußerst ungünstigen wirtschaftlichen Entwick­
lung der französischen Eisenbahnen sind Maßnahmen ge­
troffen worden, um die technische und organisatorische 
Leistung zu vervollkommnen. N. [2823]

Günstige Auswirkungen 
der Marktregelung für Kraftfahrzeugreifen
In  seinem kürzlich erschienenen Jahresbericht befaßt sich 
der Reichsfachverband des K raftfahrzeughandels und -Ge­
werbes e. V. auch m it den Fragen der Marktregelung für 
Kraftfahrzeugreifen. Der Reifenvertrag 1936, der unter 
Mitwirkung des Handels zustande kam, brachte diesem 
den entscheidenden Einfluß auf das Anerkennungsverfah­
ren fü r Kraftwagenreifenhändler und — in Verbindung 
m it dem neuen Preisschutzvertrag — eine fü r die Händler- 
sehaft günstige Regelung der Nachlässe fü r Groß- und 
Vorzugsverbraucher. Die behördlicherseits genehmigte 
Senkung dieser Nachlässe stellte einen weiteren Schritt zur 
Erreichung des vom Handel gesteckten Ziels dar; sie 
bedeutet gleichzeitig, daß der Fehlentwicklung des Ge­
schäfts mit bestimmten Verbrauchergruppen Einhalt ge­
boten worden ist.

Der Mehrumsatz im Reifengeschäft hat sich im vergange­
nen Jah r bei den ReifemSpezialhändlem, die gleichzeitig 
über Vulkanisierwerkstätten verfügen, verstärkt, eine E n t­
wicklung, die sich aus der Steigerung der Neugummierung 
gebrauchter Reifen erklärt. Die auf diese Weise mit den 
Vulkanisieranstalten in Verbindung kommenden Kunden 
decken bei diesen vielfach auch gleich ihre Neureifenkäufe. 
Bei den handwerklichen Vulkanisierbetrieben ist trotz der 
Beschäftigungsstedgerung die Verdienstspanne recht schmal 
geworden. Es war hier immer üblich, die Preise fü r Neu­
gummierungen nach einem gewissen Hundertsatz der Neu­
reifenpreise zu berechnen. Mit sinkenden Reifenpreisen 
mußte, so wird in dem Jahresbericht ausgeführt, notwen­
digerweise der Gegenwert, den der Vulkaniseur fü r seine 
Arbeit erhält, zurückgehen, ohne daß sich die Löhne in 
gleicher Weise gesenkt haben. Hinzu kommt, daß trotz 
gleich gebliebener Reifenpreise in den letzten beiden Jah ­
ren der Rohstoff fü r das Vulkanisiergewerbe um 25 bis 
30 % im Preis gestiegen ist. Mit der Schaffung und hand­
werklichen Weiterentwicklung des Vulkanisiergewerbes 
werde das Zutrauen zu den Neugummierungen innerhalb 
der K äuferschaft weiter steigen. (K ) [2840]

Schiffbau

Die Schiffbautätigkeit der Welt
Nachdem das Jah r 1933 die geringste Schiffbautätigkeit 
brachte, ist in den beiden folgenden Jahren eine wesent­
liche Belebung eingetreten. Der Raumgehalt der in der 
ganzen W elt vom Stapel gelaufenen Handelsschiffe hat 
sich 1935 gegenüber 1933 mehr als verdoppelt, während 
in Deutschland das Fünffache erzielt wurde. Damit stieg 
der Anteil der deutschen Erbauung an der Weltleistung 
von 8,6 % auf 17,4 %.

Zahlentafel 1. Schiffbautätigkeit der W elt

Jahr
Weit Deutschland

Anzahl der 
Stapelläufe BRT BRT ■n %

1933 330 489 000 42 200 8,6
1934 536 967 400 73 700 7,6
1935 649 1 302 100 226 300 17,4

Der Baubestand deutscher Handelsschiffe betrug am 
31. 12. 1935: 254100 BRT und war somit rund elfmal so 
groß wie Ende 1933. Eine derartige Belebung hat kein 
anderes Land aufzuweisen. Zahlenmäßig ist der Bestand 
Deutschlands nächst dem englischen der zweitgrößte der 
Welt.

Zahlentafel 2
Der Baubestand an Handelsschiffen 1933 bis 1935 

(1000 BRT)
St a a t 1935 1934 1933

D e u tsc h la n d ................................ 254,1 139,6 22,5
B e lg ie n ......................................... 3,1 — 3,2
D ä n e m a rk .................................... 61,1 78,6 24,7
D a n z i g ......................................... 18,0 4,8 —
F r a n k r e i c h ................................ 56,1 121,0 90,7
E n g l a n d .................................... 745,1 599,8 334,8
I t a l i e n ......................................... 25,6 37,0 11,2
Jap an  ......................................... 118,8 104,6 106,8
H o lla n d ......................................... 104,3 48,3 40,5
N o rw eg e n .................................... 16,5 16,4 8,1
S c h w e d e n .................................... 94,8 60,1 64,6
S p a n ie n ......................................... 9,4 17,6 35,7
U S A ............................................. 33,4 20,1 12,4
Sonstige L ä n d e r ....................... 3,2 3,6 2,1

In s g e s a m t.................................... 1543,2 1251,7 757,3

W elt 1932 =  100 265 165 100
D eutschland 1933 =  100 1130 620 100

Die weiter vorliegenden Unterlagen lassen erkennen, daß 
im Jahre 1935 in stärkerem Umfange wieder Auslandauf­
träge nach Deutschland gegeben wurden. Der Anteil der 
fü r ausländische Rechnung auf deutschen W erften fertig­
gestellten Bauten ist 1933 =  94%_, 1 9 3 4 = 9 7 ,5 %  und 
1935 c== 75 °/0, so daß stüekzahlmäßig im Jahre 1935 ein 
überraschend großer Teil deutscher Bauten an das Aus­
land ging. N. [2824]
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Eisenindustrie

Die Versorgung Deutschlands mit Eisenerzen
1. Einfuhr
Deutschland ist gezwungen, den weitaus größten Teil der 
Erze fü r seine Eisenindustrie aus dem Auslande zu be­
ziehen. Diese Erzbezüge schwanken naturgem äß mit der 
K onjunkturlage der Eisenindustrie. W ährend des K on­
junkturabstiegs der Jahre 1930 bis 1932 sind sie beträcht­
lich eingeschränkt worden; es ist bekannt, daß in diesen 
Jahren  die deutsche Eisenindustrie mit dem hauptsächlich­
sten Lieferlande, Schweden, eine besondere Regelung 
treffen mußte, um die auf längere Zeit abgeschlossenen 
Lieferverträge dem verminderten Bedarf anzupassen.
Mit dem W iederanstieg der deutschen W irtsehaftskonjunk- 
tu r seit 1933, an dem die Eisenindustrie in hervorragen­
dem Maße beteiligt ist, sind nunmehr auch die deut­
schen Eisenerzbezüge aus dem Ausland wieder stark in 
die Höhe gegangep. Dabei haben sich jedoch, wie fast 
auf allen Gebieten des deutschen Außenhandels, sehr be­
achtliche Umschichtungen in der Belieferung aus den ein­
zelnen Ländern vollzogen (Abb. 1), die zum Teil durch die 
deutsche Devisenlage, zum ändern Teil auch durch Um­
stellungen in der industriellen Gestaltung der Lieferländer 
selbst bedingt sind.
Die deutsche Eisenerzeinfuhr hat sieh in den letzten Jahren 
in folgender Weise gegliedert:

Zahlentafel 1 . Deutsche Eisenerzeinfuhr nach Ländern 
in 1000 t

Jahr Gesamt­
einfuhr Schweden Frank­

reich Spanien Tunis u. 
Algerien Norwegen

1923 2 377 1254 131 337 117 93
1924 3 076 2049 180 335 142 54
1925 11 540 7402 1207 1388 502 ,
1926 9 553 5817 1554 842 332 #
1927 17 409 8682 2866 3081 1024
1928 13 794 3646 3657 3501 1078
1929 16 953 7382 3253 3025 1096 .
1930 13 890 6725 2780 1825 780 545
1931 7 071 2803 1920 804 522 305
1932 3 452 1578 716 460 167 220
1933 4 572 2257 1031 391 219 252
1934 8 265 4695 1613 634 203 529
1935 14 061 5509 5614 1321 220 515

Im Jahre 1929 kamen noch 43,5% der von Deutschland 
bezogenen Auslanderze aus Schweden. Dieser Anteil stieg 
bis 1933 sogar auf 56,5%. E r  ist, obwohl er sieh der 
Ziffer nach weiter erhöht hat, im letzten Jahre auf 39% 
zurückgegangen, weil die Bezüge aus Frankreich außer­
ordentlich zugenommen haben. Der Anteil Frankreichs an 
der Erzbelieferung Deutschlands lag 1930 und auch noch

1934 bei rd. 20% ; im Jahre 1935 ist er sprunghaft auf 
40%  gestiegen.
Neben diesen beiden H auptlieferländern Schweden und 
Frankreich steht au dritter Stelle Spanien. Seine Bedeu­
tung ist indessen gegen früher beträchtlich gesunken, näm­
lich von 18%  im Jahre  1929 auf kaum 8%  im Jah re  1934; 
das letzte Jah r hat fü r  den Erzbezug aus Spanien eine 
leichte Besserung auf 9,5% gebracht.
Die verbleibenden rd. 10%( der deutschen Erzeinfuhr ver­
teilen sieh auf eine Reihe weniger wichtiger Länder, unter 
denen Norwegen m it 3,6%  und Algerien und Tunis mit 
zusammen 1,6%  eine gewisse Bedeutung haben.
Die Steigerung der Erzeinfuhr hat sieh in den ersten vier 
Monaten dieses Jahres k räftig  fortgesetzt (Abb. 2). Der 
Anteil der einzelnen Länder ist ungefähr der gleiche ge­
blieben wie im vorigen Jah re  (Schweden 42,5%, F rank­
reich 37,8%, Spanien 9,0%  von insgesamt 6,3 Mill. t) .

2. Inlandförderung
Die Eisenerzförderung in Deutschland selbst ist der Menge 
nach keineswegs unerheblich. Überdies steigt sie gerade in 
den letzten Jahren  in sehr schnellem Schrittm aß von neuem 
an, nachdem sie in der Zeit des K onjunkturrückganges 
sehr stark darniedergelegen hatte. Die Gesamtförder­
ziffern an Roherz (also einschl. des natürlichen Nässe-
gehaltes) sind (in  1000 t)  :

1913 (altes Reichsgebiet) 28 608 
1913 (neues Reichs­

gebiet ohne Saar) 7 309

1927:6626
1928 ; 6475
1929 ; 6374
1930 : 5741

1931: 2621 
1 932:1340
1933 : 2592
1934 : 4343
1935 : rd. 6250

Diese Zahlen können indessen mit denen der Erzeinfuhr 
nicht ohne weiteres verglichen werden, da der Eiseninhalt 
der deutschen Inlanderze verhältnism äßig gering ist. Wäh­
rend die aus dem Ausland bezogenen Erze durchschnittlich 
etwa 50 bis 55%  Eisen aufweisen, liegt der durchschnitt­
liche Gehalt der in Deutschland geförderten Erze nur bei 
etwa 32%  (1933). Durch das Bestreben, immer weiter 
von den devisenbelasteten Auslanderzen freizukommen und 
dazu auch die ärmeren Erze heranzuziehen, ist in den 
letzten Jahren  der Durchschnittsgehalt weiter zurück­
gegangen, zumal eben die ärmeren Erze besonders an der 
Steigerung der Produktion teilgenommen haben.
Am wichtigsten fü r die deutsche Inlanderzversorgung ist 
der Siegerländer Bergbau, der etwa ein D rittel der deut­
schen Eisenerzförderung liefert. Seine Erze haben etwa 
33 %  Eisengehalt. Die Fördermenge ist von 790 000 t  im 
Jahre 1933 auf 1,39 Mill. t im Jah re  1934 und 1,56 Mill. t 
im Jahre  1935 gestiegen. Die ersten vier Monate 1936 
zeigen eine weitere Zunahme um 3,5% gegen die gleiche 
Zeit, des vorigen Jahres.
An zweiter Stelle steht der Peine-Salzgitterer Bezirk 
(Peine, Ilsede, Lengede), der schon bisher rd. ein Viertel 
der deutschen Eisenerze lieferte, und dessen Ausbringen 
namentlich durch ein Erzlieferabkommen der Ilseder H ütte
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1 % • Kvm 11 *Sf^"Westfälischen Hüttenwerken vorn Septem-
h i . .>4 stark gesteigert werden konnte. Die Ilseder Erze 

„enoren zwar mit rd. 28%  Eisengehalt zu den ärmeren, 
'in . r  'K‘n pusreiehende Mengen von Mangan und
1 nosphor und einen gewissen Kalkiibersehuß, so daß sie 
s ie h  besonders zur Verhüttung mit den stark kieselsäure­
haltigen Salzgitterer Erzen eignen, deren Verhüttung 
allein Schwierigkeiten macht. F ür diese Erzgruppe scheint 
ein von der Firma K rupp  Gruson-Werk AG. in Magde­
burg-Buckau ausgearbeitetes neues „Rennverfahren“ beson­
dere Bedeutung zu haben, das die Verhüttung cisenarmer 
und hochkieselsäurehaltiger Erze ermöglicht mit einem 
Eisenausbringen von 00 bis 96%. Das Verfahren wird in 
zwei Großanlagen erprobt, nachdem Vorversuche günstige 
Ergebnisse gezeitigt haben und auch die W irtschaftlichkeit 
sich günstig zu gestalten scheint.
Bayern liefert nicht sehr viel, aber mit fast 45%  Eisen­
gehalt recht hochwertige Erze und deckt damit rd. 15% 
der Fördermenge, aber fast 20%  des Inlandeisengehalts. 
Von Wichtigkeit ist- ferner der Lahn- und Dillbezirk mit 
Oberhessen, dessen Erze (rd. 55%  Eisen) ebenfalls ver­
hältnismäßig hochwertig sind. Gerade hier hat die Förde­
rung sich in den letzten Jahren besonders gut entwickelt; 
sie betrug
1953: 339 000 t, 1934: 593 000 t, 1935: 836 000 t.
Geringwertig nur sind die Erze vom Vogelsberg (etwa 
20% Eisen) ; gleichwohl tr itt  auch ihre Bedeutung heute 
mehr denn je in den Vordergrund.
Setzt man den durchschnittlichen Eisengehalt der deut­
schen Erzförderung mit 32% ein, so ergibt sich aus der 
Förderung des Jahres 1935 ein Gesamteiseninhalt von rd.
2 Mill. t. Gegenüber der eingeführten Erzmenge, die 
unter der Annahme eines Durchschnittsgehalts von 50% 
rd. 7,0 Mill. t Eiseninhalt entspricht, bedeutet das zunächst 
noch nur etwa 22 %  der Gesamtversorgung. Dieser 
Anteil ist jedoch in beständiger Zunahme begriffen. Nach 
Mitteilungen von Direktor Dr. W agner (Völklingen) auf 
der letzten Tagung des Vereins deutscher Eisenhüttenleute 
ist die Wiederbelebung des deutschen Erzbergbaues heute 
schon so weit fortgeschritten, daß der Anteil der deutschen 
Erze nach dem Eisengehalt bereits auf fast 30% beziffert 
werden kann. „Versorgung der deutschen Hochöfen aus 
eigenen Rohstoffen ist den deutschen Ingenieuren als A uf­
gabe gestellt. Eine zusätzliche Fördermenge von 10 Mill. t 
deutscher Erze ist durchaus erreichbar.“
Einstweilen besteht hier freilich noch eine wesentliche 
Schwierigkeit in wirtschaftlicher Hinsicht, weil die Ver­
hüttung der geringwertigen Erze zwar durchaus möglich, 
aber verhältnismäßig weit teurer ist als die Eisengewin­
nung aus dem höherwertigen Auslanderz. Die Gestehungs­
kosten werden dadurch nicht unwesentlich gesteigert. Die 
Überwindung kapitalistischer Anschauungen durch die 
Totalität des nationalsozialistischen Staates läßt allerdings 
diesen Gesichtspunkt weit in den H intergrund treten.
Die Versorgung aus eigenen Erzen kann und wird im 
übrigen auf eine noch breitere Grundlage gestellt werden, 
da, wie Generaldirektor Poensgen kürzlich auf der ersten 
Mitgliederversammlung der W irtschaftsgruppe Eisen 
schaffende Industrie mitteilte, in Übereinstimmung mit der 
Reichsregierung fü r die Neuerschließung heimischer E rz­
vorkommen gesorgt wird. Gleichwohl muß im Interesse 
der Aufrechterhaltung der Eisenhüttenbetriebe und der 
vollen Versorgung der zahllosen inländischen Abnehmer 
auch künftig für ausreichende Zufuhren von Eisenerzen 
aus dem Ausland gesorgt werden. Sp. [2831]

Metallwirtschaft

Deutsches Quecksilber
Quecksilber wird selten in gediegenem Zustande gefunden. 
Gewöhnlich ist sein Vorkommen an Schwefel gebunden, so 
daß Zinnober gewonnen wird. Vulkanische Erscheinun­
gen haben die Geburt des Quecksilbers begleitet, deswegen 
ist die Zahl der Fundstellen auf der Erde begrenzt. Man 
benutzt es nicht nur zum Belegen von Spiegeln und zum 
Füllen von Thermometer- und Barometer-Röhrchen; viel 
umfangreicher ist seine Verwendung in der modernen 
Sprengstoffherstellung und beim Amalgamieren von Gold- 
und Silbererzen. Die Zahl der Lieferer auf dem Weltmarkt

ist beschränkt: Spaniens QuecMlbererzeugnng ist in den 
letzten Jahren von 2,5 Mill. kg auf rd. 700 0(10 kg zurück­
gegangen, die italienische Erzeugung von 2 Mill. auf 
450 000 kg, die tschechoslowakische von 80 000 auf rd. 
25 000 kg. Die nordamerikanische Gewinnung hat sich 
mit rd. 500 000 kg im großen und ganzen gehalten, da­
gegen haben die Sowjetrussen und Mexikaner ihre Queck­
silberproduktion annähernd verdoppelt. Beide zusammen 
gewinnen allerdings nur etwa 400 000 kg.
Jetzt erfährt man, daß in den seit vielen, vielen Jahren 
stillgelegten Quecksilberlagerstätten der Nordpfalz neues 
Leben eingekehrt ist, nachdem im W inter 1933/34 die Vor­
arbeiten begonnen hatten. Unter den Augen des Oberberg­
amts Zweibrücken arbeitet seit Anfang d. J. die Gewerk­
schaft Mosehellandsberg, Pfälzischer Quecksilberbergbau 
und Hütten betrieb. Über 300 Arbeiter sind am Werke, 
nachdem ihre Vorfahren im 15. Jahrhundert fü r die Zwei­
brücker Herzöge diese größten Quceksilberlagerstätten 
Deutschlands erschlossen und ausgebeutet hatten. 
___________________________________  [2839J

Industrie der Steine und Erden

Erzeugung und Absatz 
von Porzellan- und Glaswaren in Polen
Nach kürzlich veröffentlichten Angaben des Warschauer 
Statistischen Hauptamtes betrug die Erzeugung der P or­
zellan- und Glasindustrie im Jahre 1935 (in Klammern die 
entsprechenden Zahlen des V orjahres):

W arengruppe Menge in 
t

W ert in 
1000 Zloty

Tisch p orzellan ...........................
Elektrotechnisches Porzellan
T a f e lg la s ....................................
F la s c h e n g la s ...........................
Tisch- u . Galanterieglas . . .

2 805 ( 2 337) 
1 191 ( 592) 

26 093 (24 273) 
35 808 (35 840) 

8 960 (10 599)

6 174 ( 5 708) 
1 839 ( 1 578) 
9 008 (10 091)

15 034 (16 744)
7 753 ( 9 578)

Der Absatz in diesen Industriezweigen gestaltete sich im 
Berichtsjahr folgendermaßen:

W arengruppe Menge in 
t

W ert in 
1000 Zloty

T ischporzellan...........................
Elektrotechnisches Porzellan 
T a f e lg la s ....................................

2 628 ( 2 271) 
1196  ( 1 017) 

22 869 (25 244)

5 815 ( 5 532) 
1 829 ( 1 676) 
7 958 (10 654)

[2790]

Textilindustrie

Baumwolle und Industrie in Brasilien
Der bedeutende Rückgang des Welthandels der größten 
Industrieländer beruht nicht etwa nur auf Verschiebungen 
der Märkte — es müßten dann andere Länder um so 
besser stehen — der H auptgrund liegt vielmehr darin, 
daß manche Länder sich mehr und mehr unabhängig 
machen, d. h. eine teilweise wirtschaftliche „Autarkie“ er­
reichen. Beispiel dafür ist vor allem Brasilien. Brasiliens 
Einfuhr ging zwischen 1929 bis 1932 von 3,5 auf 1,5 Mill. 
Contos de Reis zurück; desgleichen die Ausfuhr von 3,8 
auf 2,5 Mill. CdR. 1933 hat die E infuhr 2,16, die Aus­
fuhr 2,8 Mill. CdR betragen. Dabei ist aber seit 1929 die 
Volkszahl jährlich um rd. 1,2 Mill. Menschen gewachsen. 
In  diesen Jahren hat sich in der brasilianischen Ausfuhr­
grundlage eine wichtige Änderung vollzogen. Man hat sich 
in außerordentlichem Umfang vom einseitigen Kaffeeanbau 
(Monokultur) auf den Anbau mehrerer Kulturpflanzen, in 
erster Linie auch der Baumwolle umgestellt. Zunächst ge­
schah das im Staate Sao Paulo, dem wichtigsten Kaffee­
staat, dann aber auch fü r die übrigen Kaffeestaaten. Es 
wurden in 1000 t Baumwolle geerntet in

J a h r Sao Paulo Brasilien

1931 11 _
1932 20 —
1933 35 147
1934 105 280
1935 115 300
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Damit- ist etwa die Erzeugung Ägyptens erreicht worden, 
freilich noch lange nicht deren Güte. Man wird überhaupt 
abwarten müssen, was an dieser Entwicklung fü r die Dauer 
zu bewahren ist, und was lediglich dadurch bedingt wird, 
daß wegen der Abneigung der USA gegen Tauschgeschäfte 
viele Länder mit Brasilien Baumwollgeschäfte machen, die 
in regelmäßigen Handelszeiten wieder die gute Faser der 
Union kaufen werden. Etwaige Rückschläge kann aller­
dings Brasilien durch Steigerung der Güte abbremsen, zu­
mal da es immer mehr bei ändern Ländern als Kunde 
auftreten kann als die hochindustrialisierte Union. Immer­
hin ist die Industrie Brasiliens seit dem W eltkriege sehr 
stark entwickelt worden. Es gab in Brasilien

Vor dem K riege . . . .  3 000 Fabriken
B is 1928 ............................  13 000

1929 .....................................  50 000 Fabriken
1931 .....................................  54 000 „
1934 .....................................  56 000 „

Viele Betriebe können allerdings kaum als eigentliche 
Fabriken angesprochen werden. 27 000 haben weniger als 
sechs Arbeiter. Bedeutungsvoll aber ist die Tatsache, daß 
die Zahl der Industriearbeiter sich seit 1920 von 275 000 
auf 790 000 gesteigert hat. W enn sich diese Entwicklung 
im gleichen Maße weiter fortsetzt, dann darf der W elt­
markt fü r viele Handelszweige kaum noch mit Brasilien 
als Absatzgebiet rechnen. F ü r  erstklassige Sonderwaren 
wird allerdings Brasilien bei dieser Entwicklung in ver­
stärktem Maße aufnahm efähig werden. Deutschlands 
Industrie hat also in Brasilien immer Aussichten, zumal da 
es ja  auch große Baumwollmengen gebraucht und auch 
allerlei Kaffee trink t! h.m-d. [2733]

SCHRIFTTUM
Wirtschaftswissenschaft und -politik

D as w ir tsch a ftlich e  G esicht Europas. V onri. Reithinger. 
Weltwende. Eine Schriftenreihe herausgegeben von 
H ermann Stegemann. S tu ttgart und Berlin 1936, 
Deutsche Verlagsanstalt. 180 S. Preis 5 KM.

Das Reithingersche Buch ist außergewöhnlich anregend. 
Es zeigt die großen Fortschritte, die die volkswirtschaft­
liche W issenschaft auf statistisch-analytischen Wegen in 
aller Stille in den letzten Jahren in der Richtung gemacht 
hat, daß ihre Ergebnisse unm ittelbar fü r die W irtschafts­
und S taatsführung brauchbar geworden sind.
Schade bei dieser Sachlage, daß es in aller W elt nicht die 
V ertreter der Volkswirtschaftswissenschaft sind, die den 
Gang der Dinge maßgebend beeinflussen, und daß es nicht 
nur wirtschaftliche Gründe sind, die fü r Europa zur E n t­
scheidung stehen. Um so dringender aber ist zu wünschen, 
daß Bücher, wie das Reithingersche, allgemein bekannt 
werden, um oben wie unten und in allen Ländern die E r­
kenntnisse und Entschlüsse reifen zu lassen, die allein 
Europa vor dem Untergang retten können.
Reithinger zeigt klar und eindringlich, wie die einzelnen 
europäischen S taatengruppen nach Bevölkerungsstand, 
Beschäftigungsaufteilung und Eingliederung in die W elt­
w irtschaft stehen, und welche Möglichkeiten und welche 
Schwierigkeiten, ja  schweren Gefahren, den einzelnen aus 
ihrer Lage erwachsen. Überraschend wird fü r viele sein, 
zu erfahren, welch ungeheuer dynamischer Krisendruck 
nicht nur aus der Übervölkerung der Industriestaaten, son­
dern auch aus der, mindestens gegenüber ihrer landw irt­
schaftlichen Technik und Preislage, überaus starken ag rari­
schen Übervölkerung der geburtenstarken ost- und südost­
europäischen Länder folgert. Schon aus Gründen der E n t­
lastung des flachen Landes ist in allen diesen Gebieten eine 
fortschreitende Industrieentwicklung unvermeidlich.
Daß die Lage Deutschlands innerhalb der von Land zu 
Land stark  abweichenden Verhältnisse m it zu den aller­
schwierigsten gehört, und daß es von tiefgehender Kenntnis 
der Verhältnisse getragener ungeheurer Anstrengungen be­
darf, sie zu meistern, wird niemanden überraschen. Aber 
nicht n u r die bewußte Absperrung des Auslandes gegen 
uns, nicht n u r die eigene Industrieentwicklung allenthalben, 
sondern auch die starke Überhöhung unserer Preislage er­
schweren unsere Wiedereingliederung in den W eltmarkt. 
Ganz E uropa ist bei dem gegenseitigen auf Niederringung 
des einen durch den ändern abgestellten politischen und 
wirtschaftlichen W ettbewerb von dem Verlust seiner bisher 
führenden Rolle in der W elt und der bisherigen Höhe seiner 
Lebenshaltung bedroht. Die Lage gleicht der vor Abschluß 
eines K artells in  der privaten W irtschaft. Wie es in solchen 
Zeiten gegenüber allgemeiner Übererzeugung, überhöhten 
Gestehungskosten, Verschleuderungen und Machenschaften 
unlauteren Wettbewerbs, die zuletzt auch die stärksten 
W erke m it in den Abgrund zu reißen drohen, gilt, unter 
tragbaren gegenseitigen O pfern die m ittlere Linie zu finden, 
die auch den Schwächsten die Lebensmögliehkeit gibt, so

ist auch im Leben der Völker Europas diese Aufgabe des 
Ausgleichs die einzige Rettung vor dem allgemeinen Zu­
sammenbruch.

Prof. Dr. Otto GoebeZ-Hannover [2836]

Betriebswirtschaft

B etr ieb sw irtsch aftsleh re. Eine Einführung von Guido 
Fischer. Leipzig 1935, Quelle und Meyer. 279 S. 
Preis 3,50 RM.

Mit der Herausgabe dieses Buches bejaht der Verfasser 
die Frage, ob es möglich ist, das Gesamtgebiet der Be­
triebswirtschaftslehre in einer Schrift, wenn auch nur aus­
zugsweise, zu behandeln. Die Aufgabe wird dahingehend 
gelöst, daß die umfangreichen Arbeitsgebiete der betriebs­
wirtschaftlichen W issenschaft und P rax is mehr oder weni­
ger ausführlich behandelt werden. Von einzelnen Aus­
nahmen abgesehen, wird hingegen nur der S toff des Indu­
striebetriebes bearbeitet. Besondere Aufmerksamkeit wurde 
naturgem äß dem Arbeitsgebiet des Münchener Professors, 
der Organisation einschließlich der Organisation der 
menschlichen Arbeit und dem Lohnw7esen gewidmet.
Das Gesamtgebiet der Betriebswirtschaftslehre wird im 
Rahmen folgender Abschnitte bearbeitet: I. Wesen und
Umfang der Betriebswirtschaftslehre, I I . Die U nter­
nehmung und ihre Organisation, I I I .  Die beiden Elemente 
der Unternehmung, IV. Das Vermögen und sein K reis­
lauf, V. M arkteinfluß und Erfolg. Die E inordnung des 
Rechnungswesens in den IV. Abschnitt fä llt wohl etwas 
aus dem Rahmen, wie auch in ändern Punkten der A uf­
bau nicht, ganz folgerichtig ist, da die Zusammenhänge und 
Wechselbeziehungen des wirtschaftlichen Ablaufes keine 
scharfen Trennungen und Absonderungen in einzelne, nicht 
im Zusammenhang m iteinander stehende Gruppierungen 
erlauben.
In  manchen Einzelheiten kann man nicht immer die An­
sicht des Verfassers teilen. So heißt es S. 14: „Unter
K apital ist betriebswirtschaftlich der Einsatz von G e l d -  
mitteln zix verstehen, die dem Unternehmen von dritter 
Seite zur Verfügung gestellt werden“ . Es würde zu weit 
gehen, über diesen K apitalbegriff zu streiten. Ebenso 
ist wohl ein W arenhaus ■ in gleicher Weise ein Einzelhan­
delsbetrieb wie ein K räm er (S. 91) u. a. m.
Alles in allem ist aber in dem kleinen Buch umfangreiches 
M aterial zusammengetragen worden, und der in solcher 
Kürze schwierig darzustellende S toff wird unter Um­
gehung der sonst üblichen Aufzählungen in sehr anschau­
licher Weise vorgetragen. Norden [2761]

B etr ieb sw irtsch a ftlich er  L iteratur-F ührer. H eraus­
gegeben vom Verband Deutscher Diplom-Kaufleute 
e. V. Bearbeitet von K urt Schmalts. Berlin 1936, 
Deutscher Betriebswirte-Verlag G. m. b. IT. 362 S. 
Preis 6 RM.

Alle auf dem Gebiet der W irtschaftswissenschaften A r­
beitenden wissen, wie wertvoll ein Leitfaden in der Fülle
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der Neuerscheinungen und eine Zusammenstellung des 
wesentlichen Schrifttums einer Wissenschaft ist, die sich 
so im F luß befindet wie die Betriebswirtschaft. Der vor­
liegende betriebswirtschaftliche L iteratur-Führer ist daher 
nur zu begrüßen.
E r stützt sich auf die Vorarbeiten anderer bibliogra­
phischer Werke und baut sich auf dem 1932 herausgege- 
benen L iteratur-Führer fü r  Betriebswirte auf. W ährend 
der letztgenannte nur das in den Jahren 1928/31 erschie­
nene betriebswirtschaftliche Schrifttum umfaßte, enthält 
der neue L iteratur-Führer außer den bis August 1935 
folgenden Buch Veröffentlichungen auch die wichtigsten 
und grundlegenden W erke vor 1928. E r ist somit die 
augenblicklich vollständigste Zusammenfassung des für 
den Betriebswirt wichtigen Schrifttums und wird diesem 
gute Dienste leisten. Ein Verfasserverzeichnis und die 
ein besonderes Schlagwortverzeichnis entbehrlich machende 
stark gegliederte Inhaltsangabe erleichtern den Gebrauch.

Donat [2803]
W irtschaftlichk eit im D am pfkesselbetriebe. Herausg. 

von Heinrich Kolbe VDI, RSD. Halle 1935, Verlag 
Wilhelm K napp. 68 S. 17 Abb. 12 Tafeln. Preis 
6,80 RM.

Das Büchlein ist vom Verfasser dazu bestimmt, als' Arbeits­
hilfe bei der Überwachung der W irtschaftlichkeit von 
Dampfkesselanlagen zu dienen. Jeder Betriebsleiter, der 
in dieser Erw artung an die Schrift herangeht, wird von 
ihrem Inhalt durchaus befriedigt sein.
Zahlreiche Schaubilder erleichtern die Aufstellung der 
W ärmebilanz einer Kesselanlage; der Rechnungsgang wird 
an H and von Beispielen durchgeführt.
Die neueren wissenschaftlichen Erkenntnisse der Wärme- 
und Feuerungstechnik sowie umfangreiche eigene E rfah ­
rungen des Verfassers bei der Betriebsüberwachung von 
Dam pfkraftanlagen werden dem Leser in leicht verständ­
licher Form vermittelt, wenn auch die etwas eigenwillige 
Bezeichnung von Formelgrößen mitunter störend wirkt. 
Sehr zu begrüßen wäre, wenn die Schrift in einer späteren 
Auflage noch durch eine kurze Beurteilung der wichtigsten 
M eßverfahren erweitert würde, um auch hierin dem fach­
lich weniger erfahrenen Betriebsleiter, der sich seiner 
D am pfkraftanlage vielleicht nur nebenamtlich widmen 
kann, eine wirksame H ilfe zu geben. Aber auch in seinem 
jetzigen Umfange ist dem Büchlein eine weite Verbreitung 
in den Fachkreisen sicher. Kroll [2776]

Organisation

Handbuch des A ufbaus der gew erblichen  W irtschaft.
Herausgegeben von Hermann Teschemacher. Leipzig 
1936, Lühe & Co. G.m.b.H. Band I. Jahrgang 
1935/36. 286 S. Preis 12,80 RM. Band II. Jah r­
gang 1936. 126 S. Preis 5,80 RM.

.,Der Aufbau der gewerblichen W ir ts c h a f t ............... kann
im wesentlichen als abgeschlossen gelten“ , das stellt der 
Leiter der Reichsgruppe Industrie, Staatssekretär E. Tren­
delenburg, seinem Geleitwort zum ersten Band voran. In 
diesem Zeitpunkt muß man das Erscheinen eines H and­
buches begrüßen, das H. Teschemacher als Wegweiser gibt 
durch die neue Organisation, die auf dem Grundsatz der 
Pflichtmitgliedschaft aufgebaut wurde. Von den vorlie­
genden zwei Bänden des insgesamt vierbändigen Werkes 
um faßt der erste die Reichsgruppen Industrie, Energie­
wirtschaft, Banken, Versicherungen, der zweite die Reichs­
gruppe Handel. Jede Reichsgruppe erfährt dann weitere 
Gliederung in Bezirks- und H auptgruppen, die fachlich 
wiederum in W irtschaftsgruppen unterteilt sind. H ier 
wird nun jeweils das Aufgabengebiet kurz umrissen, wer­
den die wichtigsten Daten der Entwicklungslinie gegeben. 
Entsprechend dem Aufbau in  der Wirklichkeit erfahren 
wir im Handbuch Näheres über den Leiter der Gruppe, 
der zumeist im Bild vorgeführt wird, sowie über die Mit­
glieder des Beirates. Sämtliche Fachgruppen sind mit 
ihren Leitern, mit Anschriften und Fernsprechanschlüssen 
verzeichnet. Ein beigefügter Aufbauplan erleichtert die 
Übersicht, je ein Verfasser- und Schlagwortverzeichnis die 
schnelle Erm ittlung einer Auskunft. So erfüllt das H and­
buch seine Aufgabe aufs Beste, unentbehrlich im Verkehr 
mit den Gliederungen der Reiehswirtschaftskammer.

Lb. [2793]

Vertrieb

S ch öpferische W erbung. Systematischer Wegweiser 
fü r zeitgemäße Werbegestaltung unter Berücksichti­
gung der Bestimmungen des W erberates der deutschen 
W irtschaft. Von Siegfried Knuth. Berlin 1934, Haude 
& Spenersche Buchhandlung Max Paschke. 78 S. 
Preis 3 RM.

„Mit dem Verstand entwickelt, von der V ernunft geprüft 
und E influß bewirkend gestaltet“ , das ist keineswegs eine 
banale Weisheit, wie der Verfasser des Buches sehr richtig 
betont. Vielmehr dreht es sich hier um jene drei wichtigen 
Punkte, die untrennbar miteinander verknüpft jedem 
Werbeplan und jedem E ntw arf eines Werbemittels zu­
grunde zu legen sind. Der Verfasser baut seine Schrift 
hierauf auf. Zwölf kurze Abschnitte geben Anregungen 
und Fingerzeige fü r die innere Gestaltung von W erbung 
und Werbemitteln. Die der äußeren Gestaltung dienenden 
Elemente der Werbung wie Schriftart fü r Schlagzeile und 
Text, das Bild, seine Darstellung und Anordnung und 
dergleichen weitere Fragen sind in dem Buch nicht be­
handelt. Der Verfasser bringt eine besondere Technik der 
„Ideenfindung“ : eine systematische Gliederung der schier 
unabsehbaren Möglichkeiten von W erbeäußerungen und Ge­
staltungsformen. E r macht den ebenso mutigen wie lehr­
reichen und praktisch wertvollen Versuch, diesen Stoff in 
zehn „'Gestaltungs-Urformgruppen“ zu gliedern, ohne dabei 
der schöpferischen Initiative des einzelnen Fesseln anzu­
legen.

Wenn wir vergleichen, ob die in dem Buch enthaltenen 
zahlreichen Hinweise auf die Herausarbeitung von guten 
Werbegedanken und das Herausfinden von immer wieder 
anzutreffenden typischen Denkfehlern auch fü r die W er­
bung fü r technische Erzeugnisse bedeutungsvoll sind, so 
können wir dies nur bejahen. Vergegenwärtigen wir uns 
einmal die viele Arbeit, die in zahllosen Unternehmen der 
Produktionsmittelindustrie nutzlos dadurch vertan wird, 
daß die einzige Aufgabe der W erbung: „Verkaufen zu 
helfen“ nicht bis zu Ende gedacht und entsprechend 
organisatorisch verankert wird. Die Werbung ist vielfach 
nur lose oder garnicht mit der Erzeugung und dem Ver­
kauf verknüpft, m it dem Vertreterstab fehlt jede Verbin­
dung und umgekehrt ; die W erbung hinkt dem Verkauf 
hinterher oder der Verkauf der Werbung.

Das Buch zeigt zahlreiche Ursachen, die „typischen Denk­
fehler“ auf, die der W erbung bei der Lösung ihrer eigent­
lichen Aufgabe hinderlich im Weg stehen. Nichtsdesto­
weniger sind in ihm aber auch die Anforderungen darge­
legt, die eine schöpferische Werbung an einen Werbeleiter 
stellt: es sei Pflicht eines jeden berufstätigen Werbers, die 
materiellen Ursachen des Erfolges, die in der Ware, Lei­
stung usw. selbst liegen, nach jeder Richtung hin prüfen 
und sichern zu helfen. — In  einem Anhang sind Bestim­
mungen und Kommentare des „Werberates der deutschen 
W irtschaft“ enthalten, die fü r den Werbegestalter beson­
ders beachtenswert sind.

Das Buch ist lebendig und packend geschrieben, in ihm ist 
die tägliche praktische Werbearbeit zur Geltung gekommen, 
und dennoch handelt es sich nicht nur allein darum. Es 
werden vielmehr auch Fragen grundsätzlicher A rt erörtert, 
die in der W irtschaftswerbung leider noch immer vielfach 
unbeachtet bleiben. Vertriebsdirektoren und Werbefaeh- 
leuten kann das Buch bestens empfohlen werden.

F. Heinrichs VD I [2777]

Der Absatz elektrotechnischer E rzeugnisse in O st­
preußen unter besonderer B erücksichtigung der 
H aushaltungsgeräte und Rundfunkapparate. Von
Max Beck. S tuttgart 1935, C. E. Poeschel. 99 S. 
Preis 5,80 RM.

Was in der amtlichen und nichtamtlichen Statistik sowie 
im Fach- und allgemeinen Schrifttum über die Elektrizi­
tätswirtschaft Ostpreußens gesagt worden ist, wird hier 
zu einem zusammenfassenden Überblick zusammengetragen. 
Daran schliessen sich Untersuchungen über den Umfang 
und die Bedingtheiten des Absatzes elektrotechnischer E r­
zeugnisse in Ostpreußen. N. [2760]
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Vom V ertreter und se in er  A rbeit. Erlebtes uncH
Erprobtes von Werbwart Weidenmüller f. S tu ttgart 
1936, Verlag fü r W irtschaft und Verkehr. 35 S. Preis 
1,20 HM.

Pie. Erforschung der Vertreterpsyche gehört zu den wich­
tigsten Aufgaben der Verkaufswissenschaft. Wie jeder 
andere ist der V ertreter als Mensch abhängig von Eigen­
schaften und Schwächen, die seine Arbeitsstimmung und 
Fähigkeiten mehr oder weniger beeinflussen. Inwieweit 
sich dieses rein Menschliche, das in mancherlei Formen 
Ausdruck findet, in Beziehung zu seiner Verkaufstüchtig- 
keit stellt, und welche Folgerungen daraus zu ziehen sind, 
hat der Verfasser als Ergebnis eigener Erfahrungen in 
einer Anzahl Aufsätze zusammengefaßt, die Einblick ge­
währen in ein Gebiet, das fü r die Beurteilung der jeweiligen 
Umsatzkurve bis zu einem gewissen Grade mitbestimmend 
ist. Mögen hier und da psychotechnische Maßnahmen zur 
Erforschung und Förderung des V ertreterberufs bereits 
vorhanden sein ; niemals ist das Ergebnis vollständig, wenn 
nicht der rein menschlichen Seite dabei Rechnung getragen 
worden ist. Deshalb bietet diese kleine Schrift sowohl 
allen, die von Geschäftswegen das Vertreterproblem be­
handeln, als auch denjenigen, die aus irgendwelchen ändern 
Gründen an Fragen der Verkaufspsychologie interessiert 
sind, eine nützliche Wissensbereicherung.

A ..  .t. [28181

Packen und V ersenden. Von G. R. Fischer. Herausg. 
vom Ausschuß fü r wirtschaftliche Fertigung (A W F), 
Berlin. Berlin 1932, Beuth-Verlag G. m. b. PI. 141 S. 
136 Abb. Preis 3,60 RM.

In  klarer und anschaulicher Form weist Fischer darauf 
hin, daß durch zweckmäßiges und durchdachtes Verpacken 
erhebliche Kosten eingespart werden können.
Ausgehend von der Forderung, daß beim Aufbereiten der 
Güter zum Versand jeder unnütze Transportweg zu ver­
meiden ist, behandelt er anschließend die verschiedenen 
Verpackungsstoffe und deren richtigen Einsatz. Die leicht 
faßlichen Hinweise werden durch zahlreiche Abbildungen 
unterstützt. Ein umfangreiches Stichwortverzeichnis gibt 
jedem auf diesem Gebiet U nerfahrenen die Möglichkeit, 
sich schnell zu unterrichten. W . Guth [27431

D er S chutzbereich  des d eu tschen  R eich s-P aten tes.
Von Thilo von Boelimer. Berlin 1936, Kranich-Verlag.
90 S. P reis 3 RM.

Die Ai'beit befaßt sich mit einer schwierigen, heute sehr 
zeitgemäßen Frage des gewerblichen Rechtsschutzes, näm­
lich mit der Frage, ob das Patentam t den Schutzumfang 
der Patente bindend festlegen soll, oder aber ob das 
Patentam t nur den technischen Gegenstand des Patentes 
klarstellen, die Feststellung des Schutzbereiches aber den 
Gerichten überlassen bleiben soll. Bekanntlich sind die 
Gerichte, nachdem sie bis etwa 1910 sich darauf beschränkt 
hatten, nach dem W ortlaut des Patentes den mutmaßlichen 
Erteilungswillen des Patentam tes festzustellen, dann dazu 
übergegangen, ohne Rücksicht auf den Erteilungswillen 
des Patentam tes das P aten t rein nach dem Stande der 
Technik selbst einschränkend oder erweiternd auszulegen, 
um dem Erfinder den Schutz zu verschaffen, den er auf 
Grund seiner Anmeldung hätte beanspruchen können. 
Der Verfasser wendet sich mit, starkem, vollständigem 
M aterial gegen diese P raxis unter besonderer H ervor­
hebung ihrer erheblichen Nachteile: Die schlimmste Folge 
dieser Praxis ist eine untragbare Rechtsunsicherheit; die 
Industrie ist nicht in der Lage, aus dem W ortlaut des 
Patentes halbwegs sicher zu entnehmen, was nun eigent­
lich geschützt ist. Ebensowenig weiß das der P aten t­
inhaber, der im Prozeß einerseits Gedanken geschützt be­
kommen kann, die er gar nicht anmelden wollte und in 
ihrer Bedeutung gar nicht erkannt hatte, anderseits aber 
auch des ihm ganz klar zugesprochenen Schutzes trotz 
Ablauf der Präklusivfrist verlustig gehen kann. Diese 
herrschende Praxis steht auch mit dem Sinn der P aten t­
erteilung in W iderspruch, da durch erweiternde Auslegung 
der Gerichte oft etwas geschützt wird, was gar nicht, im 
Vorprüfungs- und Einspruchsverfahren zur P rü fung  stand 
und auch im Nichtigkeitsverfahren nicht angreifbar ist, 
weil diese Verfahren nur den Patentanspruch zugrunde

legen. Die Folge ist, daß der Anmelder klug tut, den An­
spruch möglichst beschränkt abzufassen, um das Patent 
kampflos zu erhalten und es dann später weit über den 
Anspruch hinaus auszulegen.
Zur Abstellung dieser, in der Arbeit klar herausgearbei­
teten M ißstände befürwortete der Verfasser, dem P aten t­
anspruch wieder die fü r den Schutz grundlegende Bedeu­
tung zu geben, die ihm ursprünglich zugedaeht war, selbst 
auf die Gefahr hin, daß der einzelne Erfinder im In ter­
esse' der allgemeinen Rechtssicherheit einmal nicht den 
vollen Schutz seiner Erfindung erhält. Allerdings gehen die 
Vorschläge des Verfassers wohl zu weit, wenn er den 
Schutzbereich unbedingt und in allen Fällen auf den W ort­
laut der Patentansprüche beschränken will, da in vielen 
Fällen die praktische Auswirkung der in den Ansprüchen 
mehr theoretisch festgelegten Erfindung wirklich vorher 
nicht vollkommen zu übersehen ist. Das inzwischen ver­
kündete neue Patentgesetz hat die vom Verfasser dargeleg­
ten M ißstände der bisherigen Praxis auch berücksichtigt, 
allerdings auf einem völlig ändern Wege. Dieses Gesetz 
stellt die in der bisherigen P raxis vermißte Verbindung des 
Patentam tes mit dem Verletzungsprozeß her, indem es an­
ordnet, daß das Patentam t von allen Vorgängen im Ver- 
jetzungsprozeß zu unterrichten ist, und daß Beauftragte 
des Patentam tes entweder auf Anordnung des Präsidenten 
oder auf Anfordern des Gerichtes jederzeit in den Gang 
des Prozesses eingreifen können. Es ist zu erwarten, daß 
durch diese neuen Bestimmungen zwangläufig die Aus­
legung der Patente durch die Gerichte wieder mehr dem 
Erteilungswillen des Patentam tes genähert wird.
Alle mit der bisherigen Praxis in der Bestimmung des 
Schutzumfanges durch die Gerichte zusammenhängenden 
Fragen sind in der Arbeit mit klarem, scharfen Urteil, aber 
auch mit ausreichender W ürdigung der gegen des Ver­
fassers Ansicht sprechenden Momente behandelt.

Dr. Weber, Dortmund [2798]

Aus ändern Zeitschriften

The costs o f sm all and large sca le d istribution . P. S.
Florence. The Accountant (London E. C. 2) Bd. 34 
Nr. 3192 (8. 2. 36) S. 206/9.

Betrachtungen über den Einfluß der Zersplitterung des Ab­
satzes durch die Klein- und Zwergbetriebe des Einzelhandels 
auf die Gesamtkosten der Güterverteilung unter Benutzung 
insbesondere amerikanischer Unterlagen. Beziehungen zwischen 
Handelsspannen und Kosten, Mißverhältnis zwischen eigenen 
Aufwänden und Erlös in den englischen Einzelhandelsgeschäf­
ten; mit der wachsenden Zahl kleiner Läden is t  ihre W irt­
schaftlichkeit mehr und mehr unmöglich geworden. Auswir­
kungen auf die Verbraucherpreise. Vorschlag eines Genehmi­
gungszwanges für Einzelhandelsgeschäfte, um die unwirtschaft­
liche Übersetzung zu mindern und Umsätze und Kosten in ein 
wirtschaftlicheres Verhältnis zu bringen. Diese Betrachtungen 
berühren sich in wesentlichen Punkten mit den gegenwärtigen  
Absichten und den entsprechenden gesetzlichen Maßnahmen in 
Deutschland.

A ltm aschinenexport —  ein  u n erforsch tes M arktge­
biet. F. Bargen. W irtschaftsdienst Jg. 21 (1936)
H. 3, S. 84/87, 2 ZT.

Eine begrüßenswerte Arbeit auf diesem ebenso wichtigen, wie 
hinsichtlich seiner exakten Untersuchung vernachlässigten  
Gebiet, das amtlich unbekannt ist, weil in der Außenhandels­
statistik kein Unterschied zwischen neuen und gebrauchten 
Maschinen gemacht wird. Der Verfasser liefert Handhaben, 
durch Auswertung der Statistik  des Maschinenaußenhandels 
mit einer gewissen Sicherheit festzustellen, wann und wo A lt­
maschinenausfuhr vorliegt, und unter -welchen allgemeinen 
Konjunkturbedingungen des Absatzgebietes oder auch des 
Lieferlandes eine Ausfuhr von Altmaschinen sich in erheb­
lichem Maße zu entwickeln pflegt. Zu diesem Zwecke werden 
die Ausfuhrpreise einer Maschine oder einer Maschinengruppe 
je Mengeneinheit aus der Gesamtausfuhr und aus der Ausfuhr 
nach einem bestimmten Land verglichen und die Abweichungen 
gegenüber dem Gesamtdurchschnitt beobachtet. Am Beispiel 
des Chinageschäfts wird unter zahlenmäßigen Belegen das 
Verfahren erläutert und nachgewiesen, wie sich die tatsäch­
liche Entwicklung der Altmaschinenausfuhr in den errechneten 
Unterschieden zwischen Gesamtdurchschnittspreisen und ent­
sprechenden Preisen im Chinageschäft widerspiegelt. Im ein-
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ze nen wird auf die Absatzentwicklung im Neu- und Alt­
geschäft für Textilmaschinen und Elektromaschinen nach 

„?.a '" “gewiesen und beispielsweise die Feststellung ziffern­
mäßig belegt, daß die Versorgung Chinas mit elektrischen 
Kraftmaschinen vorwiegend durch Altmaschinenausfuhr er­
folgt. Ähnliche interessante Schlüsse werden für das Japan­
geschäft gezogen, wobei sich die besondere Bedeutung des 
Altmaschinengeschäfts für Japan herausstellt.
Steuern a ls K osten. F. Helpenstein. Der Praktische 

Betriebswirt Jg. 16 (1936) Nr. 1, S. 14/20.
Zur Schlichtung des Streites um den Kostencharakter von 
Steuern werden Unterscheidungsmerkmale klargestellt, nach 
denen die einzelnen Steuerarten zum produktionsbedingten 
Güterverzehr, also den Selbstkosten, zu rechnen sind oder nicht, 
ob es sich um Kostensteuern oder um (gewinnschmälernde) 
Belastungssteuem handelt. Ob die Kostensteuern im Erlös 
eingebracht werden oder nicht, beeinflußt nicht ihren Kosten­
charakter. Die Auffassung, daß die Tatsache der Steuerüber­
wälzung zu ihrer Behandlung als durchlaufende Posten führen 
müsse, wird abgelehnt; auch aus dem Steuerrecht könne die 
Entscheidung über die Kostennatur einer Steuer nicht abge­
leitet werden.

C osting as an aid to price fixing. W. C. Donald. The 
Cost Accountant. Bd. 15 Nr. 8 (Januar 1936). Referat
S. 240/45, Aussprache S. 245/58.

Die hinsichtlich der Grundlagen nichts wesentlich Neues 
bietenden Ausführungen gipfeln in der Forderung nach Stan­
dardkostenrechnungen, umreißen einen Durchführungsvor­
schlag dazu, wobei allerdings über die Errechnung solcher 
Standardkosten keine zureichenden Einzelangaben gemacht 
werden. Die Auswirkungen auf die Preispolitik werden als 
sehr weitgehend geschildert bis zu planwirtschaftlichen Folge­
rungen. Die Aussprache beschäftigt sich lebhaft mit den 
Einzelheiten der Durchführung einer Standardkostenrechnung, 
mit den Fragen ihrer Grundlagen, ihrer Aufgabe und ihrer 
Auswirkung auf die Preispolitik und mit dem Verhältnis von 
Preisen und Kosten am Markt. BE
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Bilanzkritik. Von Arthur Jores. 2. Aufl. S tu ttgart 1936, 
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Der Verkehr mit der Bank. Von Georg Obst. S tu tt­
gart 1935, C. E. Poeschel. 163 S. Preis 3,45 RM.
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KARTELLWESEN
B E A R B E IT E R : REICHSWIRTSCHAFTSGERICHTSRAT DR. TSCHIERSCHKY 
B E R L IN -N E U B A B E L S B E R G -B E R G S T Ü C K E N , H U B E R T U S D A M M  17

D ie  B e d e u t u n g  der i n t e r n a t i o n a l e n  K a r ­
t e l l e ,  auf die im M ai-Heft bereits verwiesen worden 
ist, ist neuerdings von ./. W. Reichert in zwei Schriften 
behandelt worden: „Die Kartellgesetze der W elt“ (Ber­
lin, Carl Heymanns Verlag) und „Nationale und inter­
nationale K artelle“ (Berlin, Junkers & Dünnhaupt). In 
der letzten Schrift weist Reichert auf die erheblichen E in­
wirkungen des Weltkrieges und seiner Folgen auch für 
die Entwicklung der zwischenstaatlichen Verbände hin. 
Sie haben großenteils, wie er zutreffend betont, erst eine 
gewisse „Heilung“ von Schäden und „W unden“ dieser 
K atastrophe ermöglicht. Auch die Währungsexperimente 
haben gleiche. W irkungen gezeitigt. So ist die Internatio­
nale Rohstahlexportgemeinschaft (Ireg) eine unmittelbare 
Folge der W ährungspolitik und ihrer einschneidenden 
Wettbewerbsverschiebungen. Den H auptinhalt dieser 
Schrift bildet aber eine Verteidigung der Kartelle im all­
gemeinen, die freilich nicht von einer gewissen Einseitig­
keit frei bleibt. Reichert sieht die Auswirkungen dieser 
Verbände zu sehr aus dem Gesichtswinkel der ihm nalie-

stehenden Großeisen- und Stahlindustrie. Nur fü r sie 
treffen seine Darlegungen zu, dagegen ist es nicht ohne 
Bedenken grade im Hinblick auf die Sammlung, in der 
seine Arbeit erschienen ist, daß er nicht stärker auf die 
gegenwärtige lebhafte und vielfach recht beachtliche K ritik 
verwiesen hat. Muß er doch in seiner Schlußbetrachtung 
„W issenschaft und Nationalsozialismus über das K artell­
wesen“ selbst zugeben, daß der Kam pf um die Kartelle 
auch heute fortgeht. Seine Anführungen von der Auf­
fassung Schmollers, Bûchers und Kirdorfs können in der 
so veränderten Gegenwart wohl kaum noch der K ritik 
entgegengehalten werden. Und grade für die w irtschaft­
lichen Grundauffassungen des Nationalsozialismus kom­
men ganz neue Gesichtspunkte zur Geltung, die von ent­
scheidendem Gewicht fü r die Beurteilung der Kartelle 
werden müssen, zumal auch im Zusammenhänge mit 
der berufsständischen Organisation und der hierauf sich 
gründenden Neuregelung des Wettbewerbs. Ganz ein­
seitig — das darf von einer ernsthaften K ritik nicht 
unterdrückt werden — ist aber seine völlig schiefe Auf­
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fassung über die Kartellverordnung von 1923, die er 
(S. 25) als ein „untaugliches W erkzeug“ bezeichnet. E r 
wird sieh entgegenhalten lassen müssen, daß eine auf­
merksame Durchsicht seines ändern Buches mit aller 
Deutlichkeit ergibt, daß dieses derart verurteilte Gesetz 
rechtstechniseh in sehr weitem Umfange in einer größeren 
Zahl von Staaten übernommen worden ist. Ebenso wenig 
trifft es zu, daß erst 1933 mit dem Zwangskartellgesetz 
eine grundsätzliche Änderung der K artellauffassung ein­
gesetzt hätte, wie man aus seinen Bemerkungen S. 25/26 
zu schließen genötigt ist. Dieses Gesetz ist vielmehr eine 
wirtsehaftspolitische „Xotmaßnahme“ , die unabhängig 
von einer grundsätzlichen Stellungnahme zur K arte ll­
frage im neuen Staate aus zwangläufigen W ettbewerbs­
lagen einzelner Gewerbe gegeben war, ganz abgesehen 
davon, daß es derartige Zwangsregelungen schon früher 
gegeben hat. Ebenso wenig wie aus der, ebenfalls eignen 
Bestimmungsgründen entsprungenen K artellierung der 
Landwirtschaft können aus der Zwangskartellierung daher 
praejudizierende Erkenntnisse fü r unsere zukünftige K ar­
tellpolitik gewonnen werden. In  einer Schrift, die fü r 
weitere Kreise bestimmt ist, sollte eine derart zugespitzte 
Darstellung einer so im Flusse befindlichen Frage ver­
mieden werden.

Mit seiner ändern Schrift hat Dr. Beicliert dagegen der 
K arteiliteratur einen wertvollen Beitrag geleistet. Bisher 
fehlte es an einer deutschen Gesamtausgabe der heute 
schon überraschend reichhaltigen ausländischen K artell­
gesetzgebung, die allerdings überwiegend auch erst in den 
letzten Jahren  sich entwickelt hat. Seine Sammlung ist 
lückenlos und gibt die einzelnen Texte in einwandfreier 
Übersetzung. Auch seine einleitende Geschichte dieser 
Legislatur entspricht allen Anforderungen. Recht und 
W irtschaft können aus dieser Arbeit reichen Gewinn 
schöpfen.

In  diesem Zusammenhänge wäre noch auf eine soeben er­
schienene Schrift von Fritz W err „Internationale W irt­
schaftszusammenschlüsse (K artell und Konzern) und 
S taat als V ortragspartner (Berlin, Carl Heymanns Ver­
lag) hinzuweisen. Sie beleuchtet die Bedeutung der inter­
nationalen Kartelle, wie auch der Welt-Konzerne von 
einem bisher nur gelegentlich gewürdigten Standpunkte, 
indem sie au H and treffend gewählter Beispiele und mit 
eingehenden, allerdings vorwiegend rechtlichen A usführun­
gen die Beteiligung von Staaten an diesen internatio­
nalen W irtschaftsmächten, und zwar erstmalig in ge­
schlossener Darstellung, erläutert. Die Schrift beschäftigt 
sich demnach nicht mit der im einzelnen oft geschilderten 
Stellungnahme des Staates zur F rage der Beteiligung von 
Landesindustrien an internationalen Kartellen (und 
Konzernen), sondern mit der weit mehr einschneidenden 
Tatsache, daß staatliche W irtschaftsunternehmen, wie 
etwa unsere „Vereinigte -Industrie-Unternehmungen A.G.“ , 
die Viag, als Besitzer der „Vereinigten Aluminium­
werke A.G.“ Mitglied eines internationalen Kartells, hier 
fü r die W eltpreisregelung des Aluminiums sind. Die w irt­
schaftliche Bedeutung einer solchen Beteiligung ist im 
allgemeinen durchsichtig, dagegen w irft sie oft recht in ter­
essante Rechtsfragen auf. Es sei noch besonders darauf 
hingewiesen, daß die Schrift, die der Verfasser übrigens 
selbst als einen ersten Versuch der Behandlung dieses 
schon quellenmäßig schwer zu erfassenden Problems er­
klärt, im Anhänge das wohl bisher vollständigste Ver­
zeichnis internationaler Kartelle bietet.

Ich möchte auch an dieser Stelle nochmals auf die Not­
wendigkeit einer beschleunigten gründlichen Bsjfassinig 
mit dem Problem der K a l k u l a t i o n s k a r t e l l e  hin- 
weisen. Besonders aus dem Grunde, weil in erster Linie 
hierzu die Betriebswissenschaftler und vor allem die be­
triebswissenschaftlich durchgebildeten Techniker die F üh­
rung übernehmen müssen. W ährend es bei den bisherigen 
Kartellformen ganz entscheidend auf die organisatorischen 
Fragen, besonders auch in rechtlicher Beziehung, ankam. 
liegt das Schwergewicht beim Kalkulationskartell in bisher 
noch keineswegs restlos geklärten Schwierigkeiten, die bei 
dieser K artellform  entscheidende Erhaltung einer weit­
gehenden individuellen Kalkulationsselbständigkeit auf 
privatwirtschaftlich-technischen Grundlagen festzulegen, 
die gleichzeitig die auch hier unentbehrliche kartellmäßige 
„Normung“ noch hinreichend ermöglichen und sicher­
stellen lassen. Es handelt sich zunächst, was vielfach ver­

kannt ist, einmal darum, überhaupt erst die „normungs­
fähigen“ Elemente der Kalkulation festzustellen, und 
zweitens im spezielleren V erfahren eine N achprüfung in 
Anwendung auf einzelne fü r die D urchführung eines K al­
kulationskartells in Aussicht genommene Gewerbe vorzu­
nehmen. Der VDI sowie das Reichskuratorium fü r W irt­
schaftlichkeit haben ja bereits wichtige Vorarbeiten ge­
leistet. Die bisherigen jüngsten Modelle derartiger Orga­
nisation erscheinen, ganz abgesehen davon, daß sie wegen 
ihres Zwangscharakters sicherlich nicht als typische F or­
men angesprochen werden können, noch recht unvollkom­
men. Die ganze Frage ist aber durchaus brennend, denn 
im Gegensatz zu der durchaus günstigen, wenn nicht gar 
optimistischen Zensur der bisherigen Kartellierung, wie 
etwa in dem vorerwähnten Buche von Reichert, stehen die 
den W irtschaftsgeist beherrschenden A uffassungen unse­
rer Tage mit den grob-schematischen W ettbewerbs­
beschränkungen unserer bisherigen Organisationspolitik 
in ausgesprochenem Gegensatz. Das wird freilich in 
seiner ganzen Bedeutung erst dann offenbar, wenn mit 
zunehmender Gesundung der W eltwirtschaft auch unsere 
ökonomischen Lebensbedingungen sieh in die normalen 
Verhältnisse privatwirtschaftlichen Wettbewerbes zurüek- 
führen lassen. Daß dann aber eine f r e i  organisierte 
M arktordnung anders als in der Form  rationaler Kalku- 
lat-ionskartelle sich sollte durchsetzen können, muß füg­
lich jedenfalls fü r den größten Teil der industriellen Ge­
werbe bezweifelt werden.

Interessante B e i t r ä g e  zur  B e r u f s a u s l e s e  und 
R e i n i g  u il g der B e r u f e  von ungeeigneten Elementen 
liefern fortgesetzt die Entscheidungen des K a r t e l l ­
g e r i c h t s .  Es handelt sich hierbei einmal um Abgren­
zungen in der gewerblichen Betätigung, etwa zwischen 
Industrie und Großhandel, diesem und dem Kleinhandel 
und schließlich dem Handwerk. Durch kartellmäßige 
Festlegung von Bezugs- und Lieferbedingungen wird die 
Wettbewerbslage der einzelnen Zweige begrenzt, wobei 
vielfach Gegenseitigkeitsverträge zwischen den m arkt­
abhängigen Gewerben, so etwa zwischen Industrie und 
Großhandel die Grenzmauern außerordentlich wirksam 
werden lassen. Als Folge ergeben sich häufig privatw irt­
schaftliche Benachteiligungen einzelner Unternehmen 
gegenüber ihrer bisherigen Machtstellung, die den durch­
geführten M arktregeln die Bedeutung von Maßnahmen 
im Sinne des § 9 der Kartellverordnung verleihen und 
>ie somit der vorgesehenen vorbeugenden Zensur unter­
werfen. Selten nehmen die Betroffenen die Sehlechter­
stellung, auch wenn sie sachlich-objektiv im Sinne des 
Neuaufbaues der W irtschaft liegt, ohne weiteres hin, 
sondern zwingen die Verbände durch einen Feststellungs­
antrag nach § 9 b, das V erfahren beim Kartellgericht 
über die Zulässigkeit der Neuregelung durchzuführen. 
Da das Kartellgericht nach der angeführten Bestimmung 
weitgehend Billigkeitsreeht anzuwenden hat (Gefährdung 
von Gesamtwohl oder Gemeinschaft oder unbillige E in­
schränkung der wirtschaftlichen Bewegungsfreiheit des 
Betroffenen) kann vielfach den notwendig starren Regeln 
der Organisation nicht Rechnung getragen werden. 
Wirtschaftsgesehichtliche Entwicklungen, wie etwa die 
Vielseitigkeit des kleineren Landhandels, ungünstige 
Standortsverhältnisse, ebenso aber auch soziale Gefahren 
fü r die Gefolgschaft müssen zugunsten der Betroffenen 
gewertet werden. Es gewinnt nach den vorliegenden E n t­
scheidungen den Anschein, als ob die Verbände im all­
gemeinen der Rechtslage durch beweglichere Regelung 
ihrer Bedingungen fü r solche Grenzfälle ausreichend 
Rechnung zu tragen sich bemühen. Wesentlich einfacher lie­
gen die Fälle, in denen die Nichtzulassung m it geschäft­
licher Unzuverlässigkeit im Sinne von § 9, zu der auch 
Preisschleuderei rechnet, ausreichend begründet werden 
können. Wenn der Offenbarungseid — womöglich wieder­
holt geleistet werden mußte, wenn erhebliche Geschäfts­
schulden offenstehen, oder gar betrügerische Geschäfts­
vorfälle bereits von Zivilgerichten abgeurteilt sind, wird 
die Aufnahme oder das Verbleiben in dem Gewerbekreise 
nicht mehr beansprucht werden können, es sei denn, daß 
ausnahmsweise begründete Anzeichen fü r eine sofortige 
Besserung vorliegen. Auch hier lassen die Entscheidun­
gen des Kartellgerichts erkennen, daß es keinen M aß­
stab anlegt, der notwendig die Schar der gescheiterten 
Existenzen ohne ganz durchschlagende Gründe vermehren 
muß. [2826]
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INDUSTRIELLER VERTRIEB
UNTER MITWIRKUNG DER FACHGRUPPE VERTRIEBSINGENIEURE BEIM VDI

Technischer Vertrieb 
und Vertriebsorganisation
Ein Beitrag zur organischen Vertriebsgestaltung

Der R uf nach Zeitgemäßheit kennzeichnet die Schnelligkeit 
unserer Zeit. Doch sollte man eigentlich nicht von Schnell- 
lebigkeit sprechen, sondern von einem veränderten Lebens­
rhythmus, wie er durch die Technik bestimmt ist. Müßig 
ist der Streit, der über die Frage nach dem Verhältnis 
von Mensch und Maschine entstanden ist. Genug, daß 
N atur und Technik nicht im W iderspruch zueinander 
stehen. Auch die Technik hat sich organisch aus dem 
Menschengeiste heraus entwickelt und sie ist, wie jede E r­
rungenschaft des menschlichen Geistes, lebendig. So selbst­
verständlich diese Tatsache erscheinen mag, so muß sie 
doch immer wieder betont werden, denn nur dann vermag 
man zur Technik die richtige Stellung zu nehmen, wenn 
man sie als im Kulturganzen organisch verwachsenes Ge­
bilde sieht. Das ist keineswegs nur von theoretischer, 
sondern, wie wir sehen werden auch von praktischer Be­
deutung.
Die K luft zwischen Theorie und Praxis ist im allgemeinen 
durchaus nicht so groß, wie immer wieder behauptet wird. 
Und doch hat das Lächeln des sogenannten Praktikers 
ib e r  die Theorie oft ihre Berechtigung. Mit lebensfrem­
den Begriffen kann man W irklichkeitsansprüchen nicht 
genügen. Theorie und Praxis sind zwar nicht zu trennen, 
denn beide bedingen und befruchten einander. Gegen­
seitig bedient man sieh ihrer Erkenntnisse, doch sind ihre 
Verfahren verschieden. Eine Vermischung dieser Ver­
fahren kann keinem Teile dienen, sondern nur schaden. 
Dafür ließen sich genügend Beispiele anführen. Denken 
wir hierbei nur an die Vergewaltigung des wissenschaft­
lichen Begriffes der Psychologie. Es ist Mode geworden, 
die Psychologie als das Allheilmittel fü r fast alle Zweige 
unseres W irtschaftslebens anzupreisen. „Psychologische 
Menschenauslese“ , „psychologischeArbeitssehulung“ , „Psy­
chologie der W erbung“ , „Psychologie des Verkaufs“ , das 
sind so einige Schlagwortc, die uns immer wieder begeg­
nen, und unter denen Vorschriften angeboten werden, 
deren Befolgung die Gesundung unserer W irtschaft ge­
währen soll. Falsch wäre es aber, die Anwendung der 
Psychologie im W irtschaftsleben abzulehnen. Und man 
könnte um so weniger dagegen einwenden, je mehr sich 
diese angewandte Psychologie bemühen wollte, bei aller 
Allgemeinverständlichkeit Wissenschaft zu bleiben. Statt 
dessen aber hat sie sich in hohem Maße von ihren Auf­
gaben und Verfahren entfernt und ist damit zu einer 
Pseudowissenschaft geworden, die des Beigeschmacks des 
Kurpfuschertums nicht ganz entbehrt. Es muß aber aus­
drücklich betont werden, daß das erfolgreiche Bestreben 
ernsthafter Fachmänner, die Psychologie in den Dienst 
des W irtschaftslebens zu stellen, von größter Bedeutung 
ist. Nur als Schlagwort sollte man die Bezeichnung 

. Psychologie endlich einmal beiseitelassen.

Die wesentliche Voraussetzung
für den Erfolg des technischen Vertriebes
Umfangreich ist das Schrifttum über den Vertrieb und 
die Vertriebsorganisation. Es ist deshalb nicht beabsich­
tigt, schon oft. Ausgesprochenes an dieser Stelle zu wie­
derholen. Das Gebiet ist überdies so umfangreich, daß 
es unmöglich wäre, alle einschlägigen Fragen auch nur 
andeutungsweise zu behandeln. Aber gerade wenn ein 
Gebiet unter allen erdenkbaren Gesichtpunkten und in 
allen Einzelteilen schon behandelt worden ist., wenn also 
das vorhandene Schrifttum für den, der sich dafür inter­
essiert, kaum noch zu bewältigen ist, dürfte es nicht von 
Schaden-sein, den Blick wieder einmal auf die allgemeinen 
Grundlagen zu richten. Man möge dabei berücksichtigen, daß 
eine solche grundsätzliche Betrachtungsweise noch nicht 
zur Erkenntnis eines unmittelbar praktisch anwendbaren 
Erfolgsrezeptes führen kann. Wohl aber dürfte sie die 
unerläßlichen Voraussetzungen fü r eine richtige Ver­
triebsorganisation aufzeigen.

Schon eingangs dieser Ausführungen wurde darauf hin­
gewiesen, daß allein die Einsicht in das organische Ge­
wachsensein der Technik die richtige Einstellung zu ihr 
ermöglicht. Das ist keineswegs nur von theoretischem, 
sondern auch von praktischem Wert. Denn erst, wenn 
man sich über das Beziehungsverhältnis von Mensch und 
Technik klar geworden ist, wird man auch das richtige 
Verhältnis zwischen Mensch und Maschine hersteilen kön­
nen. Auf dieser Notwendigkeit aber beruht in letzter 
Hinsicht der Erfolg dos technischen Vertriebes überhaupt. 
Bei der Aufzeigung dieser inneren Beziehungen handelt 
es sich wirklich um die Behandlung einer psychologischen. 
Frage, mit der sich jeder Vertriebsingenieur einmal be­
schäftigt haben sollte. Mag man auch ohne ihre K ennt­
nis oft genug auskommen können, sie unbeachtet zu 
lassen bedeutet, auf eine Fülle von Möglichkeiten erfolg­
reicher Kundenwerbung verzichten.

Das „technische Verständnis“
Man spricht so viel von „technischem Verständnis“ . Die­
ses technische Verständnis, wie es allgemein aufgefaßt 
wird, dürfte der Vertriebsingenieur wohl besitzen. Es 
bedeutet aber nicht nur einen natürlichen Sinn für kon­
struktive und mechanische Zusammenhänge, sondern 
sollte darüber hinaus auch Verständnis fü r organische 
Sinnverbundenheit bedeuten. Der beste Konstrukteur 
braucht gewöhnlich kein guter Verkäufer zu sein und 
wird es auch meist nicht sein. Liegt es wirklich nur dar­
an, daß ihm das sogenannte „kaufmännische Talent“ ab­
geht? Sicher nicht, denn man hat die E rfahrung ge­
macht, daß auch der gewiegteste kaufmännische Ver­
treter oft hilflos einen technischen A pparat abzusetzen 
versuchte. Und dabei handelte es sich keineswegs um 
eine komplizierte Maschine, die eine genaue Kenntnis der 
technischen Konstruktion erfordert hätte. Es wäre ihm 
sicher ein Leichtes gewesen, demselben Betriebsführer für 
500 RM Anzugstoff zu verkaufen, bei dem er eine nütz­
liche technische Neuheit von vielleicht 400 RM nicht an 
den Mann zu bringen vermochte. Man könnte nun ein­
wenden, daß dieser Betriebsführer sich nicht von der
Wirtschaftlichkeit der Maschine hat überzeugen lassen. 
Dieser Einwand ist nur halb richtig: V o r  der Über­
zeugung der wirtschaftlichen Nützlichkeit eines Gegen­
standes der Technik muß in vielen Fällen noch etwas an­
deres liegen, nämlich das Gewinnen einer richtigen inne­
ren Einstellung zu diesem Gegenstände.
Diese Einstellung könnte man als das Erfassen der inne­
ren Lebendigkeit, der „Seele“ des technischen Apparates 
bezeichnen, das das erste Interesse auslöst. Dieses Be­
ziehungsverhältnis, bei dem auch geschmackliche Um­
stände eine große Rolle spielen, muß der Vertriebs­
ingenieur hersteilen helfen. Das kann er aber nur, wenn 
er die allgemeinen psychologischen W irkungen und W ir­
kungsmöglichkeiten etwa einer Maschine auf den Menschen 
kennt. Daß hierbei sowohl die Art der Maschine als auch 
die Denkweise des Käufers von Bedeutung sind, liegt auf 
der Hand. Allein aus dieser hier bloß angedeuteten Tat­
sache ergeben sich für die Werbung und fü r die Organi­
sation des Vertriebes beachtliche Folgerungen. Man wird 
sich zunächst von der noch vielfach vertretenen Meinung 
frei machen müssen, daß fü r den Verkauf einer durch­
schnittlichen Maschine eine besondere technische Schulung 
des Vertreteringenieurs a l l e i n  von entscheidender Be­
deutung ist. Vielmehr kommt es darauf an, daß er selbst 
durch diese technische Schulung jene innere Wesens­
beziehung und damit jene Liebe zu der Maschine ge­
winnt, wie man sie nur fü r ein Lebewesen empfinden 
kann. Dann erst vermag er warm zu überzeugen. Damit 
also ist auch ein wichtiger Hinweis fü r die „V ertreter­
schulung“ gegeben.

Notwendige Voraussetzung
für die organische Vertriebsgestaltung
Die Vertriebsorganisation um faßt drei Bezirke: den des 
Betriebes, den der Vertreter und den der Kunden. Ih r 
Zweck ist der Vertrieb bestimmter Waren. Die W are als
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Verkaufsgegenstand ist fü r die Gestaltung der Vertriebs­
organisation von großer Bedeutung.
Es ist selbstverständlich, daß die Vertriebsorganisation 
ein organisches Ganzes sein muß, daß also die Beziehun­
gen zwischen den drei genannten Bezirken: Betrieb, Ver­
treter und Kunde wirklich lebendig sind. Welche all­
gemeine Umstände sind hierbei zu berücksichtigen?
Zunächst kommt es darauf an, fü r welchen Verbraucher­
kreis der Verkaufsgegenstand bestimmt ist. Man muß 
ferner unterscheiden zwischen dem Massen-, dem Serien- 
und dem Einzelerzeugnis. Selbstverständlich spielt die 
F rage hierbei eine Rolle, inwieweit der Verkaufsgegen­
stand jahreszeitlich oder durch besondere K onjunktur be­
dingt ist.
Allgemeine Richtlinien fü r den besten W eg des V ertrie­
bes lassen sieh natürlich nicht aufstellen. Ob der V er­

tr ie b  bezirksweise vor sich geht oder nicht, ist jeweils ver­
schieden. A uf solche Fragen einzugehen, wäre an dieser 
Stelle überflüssig, denn sie sind schon oft genug behan­
delt worden. Über alle durch den Verkaufsgegenstand 
bedingten vertriebsorganisatorischen Verschiedenheiten 
hinweg hat aber die Forderung nach organischer V er­
triebsgestaltung allgemeingültige Berechtigung. So ge­
sehen, ist auch der Außenvertreter ein Teil des Betrie­
bes, selbst dann, wenn er arbeitsrechtlich nicht An­
gestellter seiner F irm a ist. W enn viele Unternehmungen 
grundsätzlich nur V ertreter fü r sich arbeiten lassen, die 
längere Zeit innerhalb des Betriebes gestanden haben, 
dann ist das aus der Erfahrungstatsache heraus ge­
schehen, daß allein die genaue Kenntnis der Arbeitsweise 
und vielleicht auch des Herstellungsvorganges des Be­
triebes die restlose V ertrautheit mit dem Verkaufsgegen­
stand ermöglicht, die die Voraussetzung für den erfolg­
reichen V erkauf ist.
In  den meisten Fällen aber wird sich dieses Verfahren 
nicht durchführen lassen. Man wird bei jedem V ertreter 
ein gewisses kaufmännisches und Verhandlungsgeschick 
\oraussetzen müssen. In  den seltensten Fällen werden 
aber gerade beim technischen Vertrieb diese Voraus­
setzungen genügen. Den Mangel der Erziehung im Be­
trieb wird man daher auszugleiehen suchen, indem man 
die V ertreter in Schulungskursen von Zeit zu Zeit zu­
sammenfaßt. Man muß sich jedoch darüber klar sein, 
daß das fü r viele Betriebe eine untragbare wirtschaftliche 
Belastung bedeutet. Viele V ertreter haben überhaupt 
nicht die Möglichkeit, das Unternehmen, fü r das sie arbei­
ten, öfter zu besuchen und in der Vertriebsabteilung 
unmittelbar das nötige Rüstzeug zu empfangen. Gerade 
in solchen Fällen muß ein Betrieb auf dauernden schrift­
lichen Verkehr mit seinen V ertretern den größten W ert 
legen. V ertreter und Betrieb, beide können und sollen 
voneinander lernen.
W enn sich eine W are an einen bestimmten Kundenkreis 
wendet, dessen wirtschaftliche, kulturelle und soziale 
S truktur bekannt ist, dann liegen die Dinge verhältnis­
mäßig einfach. Schwieriger ist es schon, wenn von dem 
V ertreter die Fähigkeit der Umstellung auf Abnehmer­
kreise gefordert wird, die in verschiedenen Berufs- und 
W irtsehaftsschiehten leben. Der V erkauf soll ja  bereits 
in der Vertriebsabteilung des Betriebes beginnen. H ier 
schon muß wirklich mit psychologischem Fingerspitzen­
gefühl gearbeitet werden. Die schönsten Ergebnisse so­
genannter marktanalytischer Berechnungen können durch 
gute oder schlechte W erbung vollkommen wertlos werden. 
Es ist nicht anzunehmen, daß ohne K enntnis der Ge­
schmacksrichtungen und Auffassungsgabe bestimmter 
Bevölkerungsschichten wirksame W erbeschriften abgefaßt 
werden können. Auch der wirtschaftliche Einsatz von 
technischem W erbematerial und V ertretern ist von der 
Kenntnis solcher psychologischen Voraussetzungen in 
hohem Maße abhängig. Man spricht so viel von Ratio­
nalisierung, und es soll hier nicht einer Rationalisierung 
das W ort geredet werden, die rücksichtslose Sparsamkeit 
um jeden Preis bedeutet, wohl aber kommt es darauf an, 
daß vergeblich angewandte Mittel zweckmäßig geleitet 
werden.
W enn in vielen Unternehmungen der Unkostensatz der 
Vertriebsorganisation in keinem Verhältnis zu dem V er­
kaufserfolg steht, dann wird man nicht umhin können, 
mehr als bisher die Vertriebsorganisation lebendiger wer­

den zu lassen. Wohl mancher V ertreter, der seine Be­
züge, wie es so schön heißt, nicht „ins Verdienen“ bringt, 
könnte fruchtbarere Arbeit leisten, wenn ihm der V er­
triebsingenieur, der die Fäden der Organisation im__ Be­
trieb in der H and hält, wirksamere H ilfe leisten würde. 
Die überaus schlechte Lage des Arbeitsmarktes in den 
Nachkriegsjahren brachte es mit sieh, daß man den \ e r -  
treterstab wechseln konnte, so oft man wollte. Von V er­
triebsorganisation konnte kaum noch die Rede sein, wenn 
man die wirtschaftliche Bedrängnis des V ertreters für 
den besten Ansporn zum V erkauf betrachtete und im 
übrigen darauf verzichtete, in ihm das Gefühl seiner Ver­
bundenheit mit dem Unternehmen zu wecken. Das mag 
heute .größtenteils anders geworden sein, geblieben ist 
aber die soziale Minderbewertung des Vertreters und auch 
eines großen Teils der Vertreteringenieure.
Man hat auch in bezug auf die Kundenwerbung von 
Amerika lernen wollen, eine große Menge des Manage­
ment-Schrifttums ist hierfür ins Deutsche übersetzt wor­
den. Es soll nicht geleugnet werden, daß wir auch in die­
ser Beziehung vieles von den Amerikanern lernen kön­
nen, doch dürfen wir dies nur mit Vorbehalt und in der 
Erkenntnis tun, daß die M entalität des Deutschen eben 
doch eine völlig andere ist als die des Amerikaners.
Es gehört schon eine große K unst dazu, die zahlenmäßig 
nicht meßbaren K räfte  innerhalb einer Organisation so 
zu verteilen, daß sie als Ganzes gleichmäßig in Anspruch 
genommen ist. Es ist kein Zweifel, daß dort, wo der 
Vertrieb durch eine Vertreterorganisation erfolgt, die 
K räfteverlagerung zu einseitig außerbetrieblich ist. Mag 
man das eigene W agnis des Vertreters in vielen Fällen auc# 
für unvermeidbar-halten, so entbindet es doch schon aus 
sozialen Gründen nicht von der Verpflichtung, mehr als 
es im allgemeinen der Fall ist, vom Betriebe her vorberei­
tende und ergänzende Vertriebsarbeit zu leisten. Es hängt 
mit der Schnelligkeit der technischen Entwicklung unse­
res Jahrhunderts zusammen, daß die Organisation des 
technischen Vertriebes noch verhältnism äßig neu ist und 
sie nicht über die E rfahrungen verfügt, die andere Ver­
triebsorganisationen haben. Gerade deswegen ist es von 
großer Wichtigkeit, die psychologischen Voraussetzungen 
fü r eine erfolgreiche Vertriebsgestaltung in der Technik 
zu ergründen, um auf diese Weise eine Vertriebsorgani- 
sation zu schaffen, deren Arbeit sich gleichsam nach orga­
nischen Lebensgesetzen vollzieht.

Dr. W i l l ib a ld  Z ieb is  [2837]
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